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Städtebauförderungsrichtlinie 2015
(StBauFR 2015)

Bekanntmachung
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung

Vom 26. Oktober 2015

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

2	 Begriffsbestimmungen/Förderabsicht und strukturelle För- 
dervoraussetzungen

3	 Zuwendungsgegenstand

4	 Zuwendungsempfängerin

5	 Zuwendungsvoraussetzungen

6	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

7	 - entfällt - 
	 (Ersatz- und Ergänzungsgebiete, Vorhaben außerhalb 

von Gesamtmaßnahmen)

8	 - entfällt - 
	 (Sonstige Vorhaben) 

9	 Bewilligungsstelle

10	 Integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK)

11	 Verfahren zur Programmaufnahme und -begleitung

12	 Bewilligung

13	 Auszahlung der Zuwendungen

14	 Verfahrensinstrumente
14.1	 Umsetzungsplan und Integrierter Umsetzungsplan
14.2	 Kosten- und Finanzierungsübersicht
14.3	 Inhaltliche Abstimmung durch strategische Gesamtbera-

tungen
14.4	 Umsetzung der Gesamtmaßnahmen
14.5	 Städtebauliches Sondervermögen
14.6	 Ausgleichsbeträge (§ 154 BauGB)

15	 Fortlaufende Abrechnung von Gesamtmaßnahmen
15.1	 Vorlage der jährlichen Zwischenabrechnung
15.2	 Sachstandsbericht/Berücksichtigung von Evaluierungs-

strukturen
15.3	 Abschluss und Schlussabrechnung der Gesamtmaßnahme
15.4	 Abschlussbericht
15.5	 Wertansätze

16	 Zu beachtende Vorschriften

17	 Übergangsbestimmungen

18	 Inkrafttreten und Geltungsdauer

Anlage

A.	 Programmbereiche

B.	 Handlungsfelder
B.1	 Vorbereitung der Gesamtmaßnahme und durchführungs-

bezogene Untersuchungen und Gutachten
B.2	 Begleitung der Gesamtmaßnahme
B.3	 Baumaßnahmen (§ 148 BauGB)
B.4	 Ordnungsmaßnahmen (§ 147 BauGB)
B.5	 Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen und 

Freiflächen

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1	 Rechtsgrundlagen

	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB), Zwei-
tes Kapitel, Besonderes Städtebaurecht, den entspre-
chenden Verwaltungsvereinbarungen zwischen dem 
Bund und den Ländern, dieser Richtlinien, des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Branden-
burg (VwVfGBbg) sowie der Verwaltungsvorschrif-
ten zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
Zuwendungen für abgegrenzte städtebauliche Ge-
samtmaßnahmen.

	 Diese sind nach Maßgabe der §§ 141, 142, 171a, 
171b, 171d, 171e, 172 BauGB oder durch Gemeinde-
beschluss räumlich abzugrenzen.

	 Soweit Mittel aus dem Europäischen Strukturfonds 
eingesetzt werden, sind die Besonderen Bestimmun-
gen der Europäischen Union zu beachten.

	 Die Förderung erfolgt im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

	 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendun-
gen besteht nicht.

	 Ausnahmeentscheidungen, die über den Einzelfall hi-
naus von Bedeutung sind, ergehen im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Infrastruktur und Landespla-
nung (MIL) und dem Ministerium der Finanzen 
(MdF).

	 Bei der Begründung und Abwägung von Ausnahme-
entscheidungen sind die Belange der Politikfelder 
Barrierefreiheit, Baukultur, Bürgermitwirkung, Kli-
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maschutz und Energieeinsparung vorrangig zu be-
rücksichtigen.

1.2	 Zuwendungszweck

	 Mit den Zuwendungen zur Städtebauförderung unter-
stützt das Land Städte, die ihre Stadtentwicklung 
durch die einheitliche Vorbereitung und Umsetzung 
von Gesamtmaßnahmen mit der Zielsetzung steuern, 
die gewachsene bauliche Struktur zu erhalten und un-
ter Berücksichtigung demografischer Rahmenbedin-
gungen zeitgemäß fortzuentwickeln, die wirtschaftli-
chen Entfaltungsmöglichkeiten zu stärken sowie die 
natürlichen Lebensgrundlagen in der gebauten Um-
welt zu schützen und zu verbessern.

	 Mit den Zuwendungen soll auch erreicht werden, dass 
die unterschiedlichen sektoralen Ansprüche in den 
Gemeinden sowie die privaten Belange bei der Erar-
beitung und Fortschreibung eines integrierten Stadt-
entwicklungskonzeptes (INSEK) gegeneinander und 
untereinander abgewogen und gesamtstädtisch ver-
bindlich in dem INSEK beschlossen werden.

	 Das Land Brandenburg sieht im INSEK der Gemein-
den das zentrale Leitdokument nach § 1 Absatz 6 Num-
mer 11 BauGB zur planungsrechtlichen Steuerung.

	 Es dient entsprechend dem Masterplan Starke Städte - 
Stadtumbau des Landes Brandenburg für die kommu-
nale Planung als Grundlage für die Stadtentwicklung.

	 Das INSEK ist der verbindliche Rahmen für eine Zu-
wendung der Städtebauförderung.

	 Auf der Grundlage des INSEK ist ein integrierter An-
satz zu verfolgen, der partizipative, integrierte und 
nachhaltige Strategien zur Nutzung bestehender Chan-
cen der jeweiligen Stadtentwicklung umfasst und mit 
dem einer starken Konzentration von wirtschaftli-
chen, ökologischen und sozialen Problemen in der 
Stadt begegnet wird, um so einen Beitrag zur Be-
schäftigung und zum sozialen Zusammenhalt zu leis-
ten und die Stadtentwicklung an die demografische 
Entwicklung anzupassen. Hierzu sind auch die Instru-
mente der Arbeitsmarktförderung einzubeziehen.

	 Die auf der Grundlage eines solchen INSEK inhalt-
lich und räumlich abgegrenzten städtebaulichen Ge-
samtmaßnahmen werden entsprechend einer - zwi-
schen Gemeinde und Land abgestimmten - Zielpla- 
nung aus den unterschiedlichen Programmbereichen 
der Städtebauförderung unterstützt, soweit die Ziel-
planung mit den Aussagen und Anforderungen der 
Verwaltungsvereinbarung zur Städtebauförderung in 
Einklang steht.

	 Mit den Zuwendungen von Bund und Land zur Städte-
bauförderung erfolgt eine zeitlich begrenzte Unterstüt-
zung der Städte bei der zielgerichteten Förderung abge-
grenzter Gebiete, deren einheitliche Vorbereitung und 
zügige Durchführung im öffentlichen Interesse liegt.

	 Die Gemeinden setzen ihre Gesamtmaßnahmen ei-
genverantwortlich um und setzen hierzu die Städte-
bauförderungsmittel im abgestimmten Rahmen ein.

	 Sofern hierbei notwendige Aufgaben nicht direkt in 
den Darstellungen zu den Handlungsfeldern B.1 bis 
B.5 erfasst sind, können sie solche Aufgaben in analo-
ger Anwendung im angemessenen Rahmen mit Städ-
tebauförderungsmitteln unterstützen, sofern dies un-
ter Beachtung der einschlägigen Regelungen des 
Baugesetzbuches nicht den Regelungen dieser Richt-
linie und der Verwaltungsvereinbarungen zur Städte-
bauförderung widerspricht.

	 Die konkreten und individuell kommunalpolitisch 
erarbeiteten Zielsetzungen der einzelnen Gemein-
den für ihre Gesamtmaßnahmen sind zu ergänzen 
durch Aussagen für die Zielplanung zu den Politik-
feldern:

-	 Barrierefreiheit (Berücksichtigung des Gesetzes 
zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen 
vom 13. Dezember 2006 über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen sowie zu dem Fa-
kultativprotokoll vom 13. Dezember 2006 zum 
Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 
21. Dezember 2008 [BGBl. II S. 1419] und Um-
setzung angemessener Vorkehrungen ab dem 
Zeitpunkt gemäß Artikel 2 dieses Gesetzes);

-	 Baukultur (Erhaltung und Entwicklung der Quali-
tät und Identität von Stadtbereichen durch hohe 
Planungs- und Verfahrensstandards, insbesondere 
umfassende „integrierte“ Zieldiskussion, Erhal-
tung von denkmalwerter Substanz und Stadtbild, 
Sicherstellung Ideenwettstreit durch Wettbewerbs-
verfahren für wichtige Bauvorhaben, bauliche 
Qualitätssicherung über geeignete lokale Steue-
rungsinstrumente);

-	 Bürgermitwirkung (Bürgerschaftliche Teilhabe an 
den Zielfindungs-, Planungs- und Umsetzungs-
schritten, Sicherstellung der Mitwirkung aller re-
levanten Interessengruppen der Nutzerinnen und 
Nutzer sowie der Eigentümerin und des Eigentü-
mers bei der Gebietsentwicklung, Delegation von 
Entscheidungs- und Verfügungsbefugnissen auf 
die nichtöffentlichen Akteure, Verknüpfung der 
Gebietsentwicklung mit sozial- und kulturpoliti-
schen Belangen, Schaffung tragfähiger Organisa-
tionslösungen für die bürgerorientierte Gebiets-
entwicklung);

-	 Geschlechtergerechtigkeit und Antidiskriminie-
rung. Neben der Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Belange von Männern und Frauen 
sind auch die Belange von Mädchen und Jungen, 
Älteren und Menschen mit Migrationshintergrund 
vor allem bei der Planung und Begleitung der Ge-
samtmaßnahme und bei der Nutzung und Gestal-
tung von Baumaßnahmen sowie der Herstellung 
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und Änderung von Erschließungsanlagen und Frei-
flächen zu beachten;

-	 Nachhaltigkeit (Ausrichtung der Gebietsentwick-
lung an den Grundsätzen einer Flächen und Res-
sourcen schonenden, dauerhaft angelegten baulich-
räumlichen Stabilisierung, Verwendung umwelt- 
gerechter, dauerhafter und erneuerungsfähiger 
Bauformen und wiederverwendbarer Baustoffe, 
Sicherung verkehrsarmer Funktionsgefüge);

-	 Energetische Erneuerung (Ausrichtung der Ge-
bietsentwicklung an den Zielen der Energieein-
sparung, der Verbesserung der Energieeffizienz 
und der Stärkung der Anwendung erneuerbarer 
Energien, Ausrichtung der energetischen Erneue-
rungsstrategie an den Rahmenbedingungen und 
Potenzialen des Stadtgebiets, Einbeziehung der 
Nutzerinnen und Nutzer, der Eigentümerinnen 
und Eigentümer und Versorger in Aktivierungs-
strategien, Einbindung der energetischen Erneue-
rung in den Kontext einer umweltgerechten Stadt-
entwicklung).

2	 Begriffsbestimmungen/Förderabsicht und struk-
turelle Fördervoraussetzungen

-	 Finanzhilfen zur Städtebauförderung werden Ge-
meinden auf der Grundlage der §§ 164a, 164b 
BauGB befristet zur Lenkung ihrer Stadtentwick-
lung auf Antrag gewährt.

	 Hierdurch soll den Gemeinden eine angemessene 
Reaktion auf erkannte Fehlentwicklungen und im 
Hinblick auf ungenutzte Chancen der Stadtent-
wicklung ermöglicht werden, um zu stabilen und 
selbsttragenden urbanen Strukturen zu gelangen.

	 Die bewilligten Finanzhilfen von Bund und Land 
sind durch einen gemeindlichen Eigenanteil zu 
ergänzen und müssen zeitgleich zusammen mit 
diesem als Städtebauförderungsmittel im Sinne 
des § 164a BauGB und entsprechend den Rege-
lungen dieser Richtlinie eingesetzt werden. Die 
Summe der hierfür über die geschätzte Laufzeit 
der Gesamtmaßnahme vorgesehenen Städte-
bauförderungsmittel wird als abgestimmter „För-
derrahmen“ in die Kosten- und Finanzierungs-
übersicht und die Begleitinformationen (Summe 
der Einnahmen - davon Städtebauförderungsmit-
tel) eingestellt.

-	 Städtebauliche Gesamtmaßnahmen stellen den Zu- 
wendungsgegenstand der Städtebauförderung dar 
und können Sanierungsmaßnahmen, Stadtumbau-
maßnahmen, Maßnahmen der Sozialen Stadt, Maß-
nahmen Aktive Stadtzentren und andere sein, die 
in fest umgrenzten Gebieten (Förderkulissen) lie-
gen und die zur integrierten Behebung städtebauli-
cher und sozialer Missstände, zur städtebaulichen  
Neuordnung oder zur Behebung von städtebau- 

lichen Funktionsverlusten mit einer konkreten Ziel- 
setzung gemeinsam durch Stadt, Land und Bund 
gefördert werden (vgl. § 164a BauGB).

-	 Unter „integriert“ ist vorrangig die inhaltlich ver-
knüpfte Berücksichtigung aller relevanten The-
men der Stadtentwicklung und planerischen Be-
einflussung zu verstehen: von Gender bis Energie, 
von Chancen bis Risiken, von Nachhaltigkeit bis 
Folgekosten, von Missstandsbeseitigung bis so- 
ziale Gerechtigkeit. Darüber hinaus jedoch auch 
die hiermit verbundenen zeitlichen, räumlichen 
und organisatorischen Aspekte.

-	 Einzelvorhaben sind die im Rahmen der städte-
baulichen Zielplanung dargestellten Investitions- 
und sonstigen Vorhaben, durch deren Realisierung 
die Zielsetzung der Gesamtmaßnahme erreicht 
wird.

	 Nach Bestätigung im Umsetzungsplan kann ein 
Einzelvorhaben durchgeführt werden und ist nach 
erfolgter baulicher Fertigstellung durch eine 
Schlussrechnungsprüfung auch abrechnungstech-
nisch durch die Gemeinde abzuschließen und mit 
diesen Kosten in die Abrechnung der Gesamt-
maßnahme einzubeziehen.

-	 Städtebauliches Sondervermögen

	 Für jede städtebauliche Gesamtmaßnahme ist nur 
ein Sondervermögen der Gemeinde zu bilden. So-
weit die Gemeinde einen Träger mit der Durch-
führung der Gesamtmaßnahme beauftragt, wird 
das Sondervermögen als Treuhandvermögen ge-
mäß § 160 beziehungsweise § 167 Absatz 2 
BauGB von dem Träger verwaltet.

	 Die Gesamtmaßnahme ist aus diesem Sonderver-
mögen der Gemeinde zu finanzieren, das heißt, 
die abgestimmten, mit dem Umsetzungsplan be-
stätigten Einzelvorhaben werden durch die Ge-
meinde vollständig oder anteilig aus diesem Son-
dervermögen finanziert.

	 Es ist in Form einer zentralen Gegenüberstellung 
aller der städtebaulichen Gesamtmaßnahme zuzu-
ordnenden Einnahmen und Ausgaben jährlich zu 
führen.

	 Die Städtebauförderung berücksichtigt Ausgaben, 
die der Gemeinde durch die Vorbereitung und 
Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaß-
nahme entstehen. Näheres ergibt sich aus Num-
mer 6.4.2 ff.

	 Einnahmen, die die Gemeinde im Zusammenhang 
mit der Durchführung der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme erlösen kann, sind vorrangig zu 
verwenden. Zur Definition „Einnahmen“ vgl. 
Nummer 6.6.3.
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	 Das Sondervermögen dient bis zu seiner Auflö-
sung durch die Schlussabrechnung ausschließlich 
der Deckung aller nach dieser Richtlinie zuwen-
dungsfähigen Ausgaben der Gesamtmaßnahme 
(Gesamtdeckungsprinzip).

	 Zur Gesamtmaßnahmefinanzierung hat die Ge-
meinde Drittmittel vorrangig einzusetzen. Hier-
bei sind diese nicht nur auf diejenigen Kosten- 
bestandteile zu konzentrieren, die in der Städte- 
bauförderung nicht förderfähig sind (vgl. Num-
mer 6.4.2 Absatz 2).

-	 Zuwendungsempfängerin: sind Gemeinden, die ei- 
ne städtebauliche Gesamtmaßnahme durchführen.

-	 Programmbereich: Entsprechend der Verwaltungs-
vereinbarung über die Gewährung von Finanzhil-
fen des Bundes an die Länder nach Artikel 104b 
des Grundgesetzes zur Förderung städtebaulicher 
Maßnahmen (VV-Städtebauförderung) erfolgt die 
Gewährung der Bundesfinanzhilfen für verschiede-
ne programmatische Schwerpunkte. Die Gewäh-
rung von Zuwendungen nach dieser Richtlinie 
greift diese Programmschwerpunkte auf. Zuwen-
dungen zur Städtebauförderung werden derzeit in 
den Programmbereichen Städtebauliche Sanie-
rungsmaßnahmen, Städtebaulicher Denkmalschutz, 
die Soziale Stadt, Stadtumbau Ost und Aktive 
Stadtzentren sowie zur Förderung kleinerer Städte 
und der überörtlichen Zusammenarbeit gewährt.

-	 Förderrahmen: Voraussichtlicher Gesamtrahmen 
an Städtebauförderungsmitteln (Bundes- und Lan- 
desmittel und gemeindlicher Eigenanteil, entspre-
chend § 164a BauGB), den die Gemeinde in der 
Gesamtmaßnahme einsetzen wird. Mit dem För-
derrahmen wird auch indirekt der Gesamtrahmen 
der erforderlichen Zuwendungen zur Städte-
bauförderung über den gesamten Durchführungs-
zeitraum der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
festgelegt, vorbehaltlich der Verfügbarkeit von 
Haushaltsmitteln in künftigen Programmjahren.

-	 Ein integriertes Stadtentwicklungskonzept gibt 
einen Gesamtüberblick zur Stadtentwicklung über 
einen Zeitraum von ca. zehn Jahren konkret und 
weiteren zehn Jahren strategisch im demografi-
schen Kontext und stellt den verbindlichen plane-
rischen gesamtstädtischen Überbau auf ge-
samtstädtischer Ebene dar. Es wird somit insgesamt 
ein Zeitraum von ca. 20 Jahren betrachtet.

	 Es umfasst die Gesamtstadt und ist nicht auf För-
derkulissen und zuwendungsfähige Projekte zu 
beschränken, sondern umfasst die Wechselwir-
kungen zwischen den sektoralen Schwerpunkten 
wie zum Beispiel Wirtschaft, Verkehr, Bildung, 
Kultur und Daseinsvorsorge, und ist auf wesentli-
che Analysen und Kernaussagen zu beschränken 
(so kurz wie möglich, so detailliert wie nötig).

	 Es setzt sich zusammen aus einer plausiblen Ab-
leitungs- und Begründungskette aus den aufeinan-
der aufbauenden Bearbeitungsebenen

-	 Bestandsanalyse und Prognose einschließlich 
SWOT-Analyse

-	 zentralem langfristigen Stadtleitbild/Entwick-
lungszielen

-	 Umsetzungsstrategie
-	 zentralen Vorhaben
-	 städtebaulicher Kalkulation (gegebenenfalls).

	 Zur Darstellung stadtübergreifender Funktions- 
zusammenhänge ist die Darstellungsebene des 
Mittelbereichsentwicklungskonzeptes erforderlich. 
Insbesondere für gemeindeübergreifende Förder- 
belange (zum Beispiel im Teilprogramm „Kleine-
re Städte und überörtliche Zusammenarbeit“) ist 
dieser Betrachtungsumfang zur Einschätzung des 
Förderumfangs erforderlich.

-	 Die städtebauliche Zielplanung trifft Aussagen zu 
den gesamtmaßnahmebezogenen Zielen, Strate- 
gien und Handlungsfeldern. Unter Nummer 5.2 
werden derartige Fachbeiträge für die Programm-
bereiche als Zuwendungsvoraussetzung gefordert.

	 Die städtebauliche Zielplanung stellt die inhaltli-
che Grundlage für die Förderung von Gesamt-
maßnahmen dar und ist aus dem INSEK zu entwi-
ckeln.

	 Die städtebauliche Zielplanung der Gemeinde 
muss die übergeordneten Zielsetzungen des Zu-
wendungszwecks zur Erreichung beziehungswei-
se Sicherstellung von  Barrierefreiheit, Baukultur, 
Bürgermitwirkung, Nachhaltigkeit und Energeti-
scher Erneuerung berücksichtigen und, soweit im 
Sinne einer stimmigen städtebaulichen Entwick-
lung erforderlich, nachvollziehbar gegeneinander 
abwägen.

	 Für gemeindeübergreifende Förderungen wie 
zum Beispiel im Rahmen des Programms zur För-
derung kleinerer Städte und der überörtlichen Zu-
sammenarbeit (KLS) ist eine entsprechende über-
greifende Zielplanung für die Teilgebiete der 
Gesamtmaßnahme erforderlich.

-	 Umsetzungsplan: Der Umsetzungsplan stellt alle 
Vorhaben einer Gesamtmaßnahme dar, die mit 
den schätzungsweise zur Verfügung stehenden 
Städtebaufördermitteln innerhalb eines definier-
ten Dreijahreszeitraums umgesetzt werden sollen. 
Er wird ergänzt durch eine tabellarische Darstel-
lung. Die dargestellten Vorhaben müssen aus dem 
INSEK (vgl. Nummer 10) und aus der daraus re-
sultierenden städtebaulichen Zielplanung (zum 
Beispiel Stadtumbaustrategie, bisheriger Sanie-
rungsplan, Integriertes Handlungskonzept) nach-
vollziehbar abgeleitet sein. Zur Nachvollziehbar-
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keit des städtebaulichen Gesamtzusammenhanges 
sind darüber hinaus auch wichtige Maßnahmen 
darzustellen, die nicht über die Städtebauförde-
rung gefördert werden (Nummer 14.1.3). Der Um- 
setzungsplan wird durch das LBV mit Bescheid 
bestätigt und ist rechtzeitig fortzuschreiben, um 
die kontinuierliche und zügige Durchführung der 
Gesamtmaßnahme zu gewährleisten. Spätestens 
mit der Fortschreibung des Umsetzungsplans ist 
auch die Kosten- und Finanzierungsübersicht zur 
Zielplanung fortzuschreiben (siehe Nummer 5.2.2).

-	 Integrierter Umsetzungsplan: beinhaltet alle Ge-
samtmaßnahmen der Städtebauförderung, die in-
nerhalb der Gemeinde gefördert werden unter 
gleichzeitiger nachrichtlicher Benennung von 
wichtigen im Zusammenhang stehenden Förder-
maßnahmen anderer Förderprogramme. Der integ- 
rierte Umsetzungsplan wird ergänzt durch eine 
tabellarische Maßnahmenliste über alle investi-
ven Richtlinien sowie weiteren Finanzierungs-
bausteine (Nummer 14.2.1). Sofern Zuwendun-
gen aus mehreren Programmbereichen eingesetzt 
werden, sind diese darzustellen (Nummer 14.2.2 - 
Städtebauliche Kalkulation).

-	 Es wird zwischen einem Drei-Jahres-Umsetzungs-
plan und einem abschließenden Umsetzungsplan 
als Sonderfall unterschieden.

-	 Ein Drei-Jahres-Umsetzungsplan wird von 
den Gemeinden abgefordert, bei denen die 
umzusetzenden Vorhaben noch nicht abschlie-
ßend abgestimmt sind und deshalb voraus-
sichtlich Nachsteuerungen nach drei Jahren 
erforderlich werden.

-	 Ein abschließender Umsetzungsplan über das 
Restprogramm wird von den Gemeinden ab-
gefordert, bei denen die Ziele der Gesamt-
maßnahme, die noch umgesetzt werden sol-
len, städtebaulich, finanziell und in der Prio- 
rität einvernehmlich zwischen Landesamt für 
Bauen und Verkehr (LBV) und Gemeinde be-
reits abgestimmt sind. Auch für Gesamtmaß-
nahmen, die sich nur noch über Einnahmen 
finanzieren, ist ein abschließender Umset-
zungsplan aufzustellen.

-	 Der „Katalog förderfähiger Maßnahmen und Kos-
ten“ (Kostenkatalog) stellt eine regionalisierte 
Baukostensammlung für typische, bestandsorien-
tierte Bauvorhaben innerhalb der Stadterneuerung 
dar. Die Gemeinden konkretisieren auf seiner 
Grundlage den finanziellen Umfang der Städte-
bauförderung für die abgestimmten Einzelvorha-
ben im Sinne der Zielplanung und nach den abge-
stimmten und beschiedenen Umsetzungsplänen.

-	 Verfügungsfonds: Zur stärkeren Beteiligung und 
Mitwirkung der Akteure kann die Gemeinde ei-
nen Verfügungsfonds innerhalb der Gesamtmaß-

nahme einrichten. Ziel ist es, privates Engage-
ment und private Mittel für den Erhalt und die 
Entwicklung zentraler städtischer Bereiche zu ak- 
tivieren sowie Stadtteile mit besonderem Hand-
lungsbedarf (§ 171e BauGB) zu unterstützen.

	 Ein solcher Fonds, über dessen Mitteleinsatz ein 
lokales Gremium entscheidet, kann mit maximal 
50 Prozent Städtebauförderungsmitteln von Bund, 
Land und Gemeinde finanziert werden. Vorausset-
zung für die Gewährung der Zuwendung ist je-
doch, dass mindestens 50 Prozent der restlichen 
Mittel von der Wirtschaft, von Immobilien- und 
Standortgemeinschaften, von Privaten und/oder 
aus zusätzlichen Mitteln der Gemeinde in den 
Fonds eingestellt werden.

	 Im Gegensatz hierzu kann ein an das Gebiets- 
management gekoppelter „Aktionsfonds“ im För-
derbereich der Sozialen Stadt zur Unterstützung 
der Mitwirkung von Betroffenen zu 100 Prozent 
aus Städtebauförderungsmitteln finanziert werden.

	 Mit den Mitteln des Verfügungsfonds können 
kleinteilige, ergänzende beziehungsweise zusätz-
liche Maßnahmen auf Grundlage der Regelungen 
der Städtebauförderungsrichtlinie finanziert wer-
den. Begonnene Vorhaben sowie Bewirtschaf-
tungs-, Pflege- und Instandhaltungskosten sind im 
Rahmen von Verfügungsfonds nicht förderfähig.

	 Gleichzeitig soll die Kooperation und Selbstorga-
nisation unterschiedlicher Akteure im Stadtteil/
Quartier gestärkt werden durch die Bildung eines 
lokalen Gremiums, das über die Verwendung des 
Verfügungsfonds entscheidet (zum Beispiel loka-
le Standortgemeinschaften).

	 Die mit dem Verfügungsfonds verfolgten Zielset-
zungen sind in der städtebaulichen Zielplanung 
der Gesamtmaßnahme darzustellen.

	 Der Verfügungsfonds kann kleinteilige Förderab-
sichten der drei Handlungsfelder (B.2, B.3, B.5) 
umfassen und ist entsprechend dieser Gliederung 
im Umsetzungsplan separat darzustellen und ab-
zurechnen. Der Fördersatz ergibt sich aus den Be-
stimmungen zu den jeweiligen Handlungsfeldern.

	 Er ist Teil des städtebaulichen Sondervermögens 
nach Nummer 14.5.1.

	 Für jede Gesamtmaßnahme kann nur ein Verfü-
gungsfonds gebildet und gefördert werden.

3	 Zuwendungsgegenstand

3.1	 Städtebauliche Gesamtmaßnahme

	 Bei der Städtebauförderung ist die jeweilige städte-
bauliche Gesamtmaßnahme als Einheit Gegenstand 
der Zuwendung.
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	 Die verwendbaren Städtebauförderungsmittel setzen 
sich aus diesen Zuwendungen und dem in den Pro-
grammbereichen unterschiedlich hohen Eigenanteil 
der geförderten Städte zusammen. Die Städtebauför-
derungsmittel sind insbesondere zur Umsetzung der 
kommunalen Aufgaben der Städte einzusetzen ent-
sprechend den Handlungsfeldern B.1 bis B.5 (siehe 
Anlage).

	 Zur Berücksichtigung der vielfachen Verknüpfungen 
im baulich-räumlichen Kontext und gegenseitigen Ab- 
hängigkeiten in wirtschaftlicher, ökologischer und so-
zialer Hinsicht werden die Finanzhilfen nicht direkt 
für die Förderung von Einzelvorhaben gewährt, son-
dern zur Umsetzung von Gesamtmaßnahmen, die das 
vorhandene städtische Beziehungs- und Abhängig-
keitsgeflecht aufgreifen und deren räumlicher Um-
fang und inhaltlicher Zusammenhang vor Beginn der 
Förderung mit dem Land abgestimmt wird.

	 Gefördert wird die städtebauliche Entwicklung und 
Gestaltung eines Gebietes, das unter Beachtung der 
dafür geltenden Grundsätze abgegrenzt worden ist 
und für dessen Verbesserung ein Bündel von Einzel-
vorhaben notwendig ist (Grundsatz der Förderung der 
Gesamtmaßnahme als Einheit).

	 Gefördert werden die Ausgaben der Gemeinde, die ihr 
unter Berücksichtigung städtebaulich maßnahme- 
bedingter Einnahmen bei der einheitlichen Vorberei-
tung und zügigen Durchführung der städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme entstehen (siehe Nummer 6).

	 Die kommunale Zielsetzung bei der Steuerung der 
städtebaulichen Entwicklung muss sein, die gewach-
sene bauliche Struktur der Städte und Gemeinden zu 
erhalten und unter Berücksichtigung demografischer 
Rahmenbedingungen zeitgemäß fortzuentwickeln, die 
wirtschaftlichen Entfaltungsmöglichkeiten durch städ-
tebauliche Maßnahmen zu stärken sowie die natürli-
chen Lebensgrundlagen in der gebauten Umwelt zu 
schützen und zu verbessern.

	 Besondere Beachtung soll hierbei die Entwicklung 
der Innenstädte finden. Die Stärkung der Innenstädte 
muss neben der baulichen Erneuerung auch deren 
funktionale Stabilisierung umfassen. Hierbei sollen 
insbesondere auch baukulturelle Anforderungen und 
die spezifischen Belange von Klimaschutz und Ener-
gieeinsparung berücksichtigt werden.

	 Ziel einer gesteuerten, nachhaltigen städtebaulichen 
Entwicklung jeder Gemeinde muss sein, die sozialen, 
demografischen, wirtschaftlichen und umweltrelevan-
ten Anforderungen in ihrem Zuständigkeitsbereich 
miteinander in Einklang zu bringen und dabei die be-
sonderen Anforderungen einzelner Bevölkerungsgrup-
pen wie zum Beispiel Menschen mit Behinderung zu 
berücksichtigen.

	 Deshalb sind zumindest folgende Themenfelder in ih-

rem Bezug zur jeweiligen Stadtentwicklung bei Pla-
nung, Vorbereitung und Umsetzung der Gesamtmaß-
nahme und der eingebundenen konkreten Projekte 
angemessen zu berücksichtigen:

-	 Die demografische Entwicklung im Land Bran-
denburg verläuft unterschiedlich. Während die 
Einwohnerzahlen im engeren Verflechtungsraum 
mit der Bundeshauptstadt Berlin meist wachsen, 
sind im äußeren Entwicklungsraum deutliche 
Schrumpfungstendenzen festzustellen. Parallel 
wird der Anteil älterer Menschen an der Bevölke-
rung größer. Teilweise nimmt die absolute Zahl 
älterer Menschen zu, selbst bei insgesamt rückläu-
figer Einwohnerentwicklung. Beim Einsatz von 
Städtebauförderungsmitteln ist die absehbare de-
mografische Veränderung der künftigen Bedarfe 
zu berücksichtigen, sowohl bei der Schaffung und 
Erneuerung der sozialen und technischen Infra-
struktur in den Kommunen als auch bei der Er-
neuerung von Wohngebäuden.

-	 Die Belange der Baukultur sind zu wahren, ins-
besondere die Nachhaltigkeit und Dauerhaftig-
keit, die Erhaltung des kulturellen Erbes, die 
Nutzbarkeit und gesellschaftliche Akzeptanz, die 
Wirtschaftlichkeit und die dem spezifischen Ort 
angemessene Gestaltqualität der Projekte. Um 
diese Merkmale auszutarieren, bedarf es des kon-
tinuierlichen Dialogs zwischen allen am Pla-
nungs- und Bauprozess Beteiligten mit den Nut-
zerinnen beziehungsweise Nutzern. Der Bürger- 
beteiligung und der Durchführung von qualitäts- 
sichernden Verfahren, zum Beispiel Planungs-
wettbewerben nach RPW 2013, kommt eine hohe 
Bedeutung zu.

-	 Bei geförderten städtebaulichen Gesamtmaßnah-
men sind die Geschlechtergerechtigkeit und die 
Antidiskriminierung zu beachten. Neben der 
gleichberechtigten Berücksichtigung von Män-
nern und Frauen ist dabei insbesondere das Gesetz 
zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen 
vom 13.  Dezember 2006 über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen sowie zu dem Fa-
kultativprotokoll vom 13. Dezember 2006 zum 
Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 
21. Dezember 2008 (BGBl. II S. 1419) einzuhal-
ten. Hierzu sind angemessene Vorkehrungen ab 
dem Zeitpunkt gemäß Artikel 2 dieses Gesetzes 
zu treffen.

-	 Der Klimaschutz und die Erhöhung der Ener-
gieeffizienz sind aufgrund des globalen Klima-
wandels von großer gesellschaftlicher Bedeutung. 
Mit dem Einsatz von Städtebauförderungsmitteln 
muss auf kommunaler Ebene ein Beitrag zur Min-
derung der CO2-Emissionen und zur Erhöhung 
der Energieeffizienz geleistet werden. Dies kann 
insbesondere durch die energetische Sanierung 
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von Gebäuden und/oder durch eine Umstellung 
von Heizungsanlagen auf regenerative Energien 
beziehungsweise Kraft-Wärme-Kopplung erfol-
gen.

	 Der aus dieser angemessenen Berücksichtigung resul-
tierende finanzielle Mehraufwand wird bei der Ab-
stimmung des Förderrahmens berücksichtigt.

3.2	 Ersatz- und Ergänzungsgebiete, Vorhaben außerhalb 
von Gesamtmaßnahmen

3.2.1	 Für Ausgaben in Ersatz- und Ergänzungsgebieten 
(§ 142 Absatz 2 BauGB) gelten die Vorschriften über 
die Förderung von städtebaulichen Gesamtmaßnah-
men entsprechend.

3.2.2	 Ausgaben für Erschließungsanlagen, Ersatzanlagen 
und Ersatzbauten sowie Gemeinbedarfs- und Folge-
einrichtungen sind einschließlich der Aufwendungen 
für den Grunderwerb auch außerhalb der städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme zuwendungsfähig (§ 147 
Satz 3, § 148 Absatz 1 Satz 2 BauGB), wenn sie der 
städtebaulichen Gesamtmaßnahme dienen (siehe auch 
Anlage, Nummer B.3.4.2). Die Festlegung eines Er-
satz- oder Ergänzungsgebiets ist aus förderrechtlicher 
Sicht nicht zwingend.

3.3	 Sonstige Vorhaben

3.3.1	 Zuwendungsfähig ist die Vor- und Zwischenfinanzie-
rung von Einzelvorhaben anderer Finanzierungsträger 
innerhalb geförderter Gesamtmaßnahmen durch die 
Gemeinde bei Vorhaben

-	 die eine andere öffentliche Stelle als die Gemein-
de auf anderer rechtlicher Grundlage durchführt 
oder finanziert, dazu kurzfristig jedoch nicht in 
der Lage ist,

-	 der Gemeinde oder eines Dritten anstelle der Ge-
meinde, zu deren Finanzierung eine andere öf-
fentliche Stelle auf anderer rechtlicher Grundlage 
oder üblicherweise Fördermittel gewährt.

3.3.1.1	 Voraussetzung für eine solche Förderung ist, dass

3.3.1.1.1	es sich um ein durch die städtebauliche Gesamtmaß-
nahme bedingtes oder mit ihr zusammenhängendes 
Einzelvorhaben handelt,

3.3.1.1.2	die Durchführung des Einzelvorhabens im Zusam-
menhang mit der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
vordringlich ist,

3.3.1.1.3	die andere Stelle schriftlich erklärt hat,

-	 dass die für das Einzelvorhaben maßgebenden Fi-
nanzierungs- oder Zuwendungsvoraussetzungen 
erfüllt sind,

-	 dass die gegebenenfalls erforderliche Zustimmung 
zum vorzeitigen Baubeginn erteilt wurde,

-	 wann voraussichtlich die endgültigen Finanzie-
rungs- oder Fördermittel der Gemeinde zur Ver-
fügung gestellt werden,

3.3.1.1.4	das LBV dieser Förderung schriftlich zugestimmt hat.

3.3.1.2	 Die endgültigen Finanzierungs- oder Fördermittel an-
derer Finanzierungsträger sind als städtebaulich maß-
nahmebedingte Einnahme zu behandeln; zum Wert- 
ansatz vgl. Nummer 15.5.6.2.

3.3.2	 Zuwendungsfähig sind auch Ausgaben für innovative 
Vorhaben, durch die ermittelte Probleme vermindert 
und erkennbare Chancen mit konkretem Bezug zur 
jeweiligen Stadtentwicklung genutzt werden können 
(Experimentierklausel).

3.3.2.1	 Voraussetzung für die Förderung ist, dass

3.3.2.1.1	es sich um ein durch die städtebauliche Gesamtmaß-
nahme bedingtes oder mit ihr zusammenhängendes 
Einzelvorhaben handelt,

3.3.2.1.2	die Durchführung des Einzelvorhabens im Zusam-
menhang mit der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
vordringlich ist,

3.3.2.1.3	das LBV unter Beteiligung des MIL dieser Förderung 
schriftlich zugestimmt hat.

4	 Zuwendungsempfängerin

4.1	 Zuwendungsempfängerinnen sind Gemeinden, die eine 
städtebauliche Gesamtmaßnahme durchführen.

4.2	 Die Zuwendungsempfängerinnen verwenden die Zu-
wendungen zusammen mit ihrem Eigenanteil als Städ-
tebauförderungsmittel über den Weg des Sonderver-
mögens. Nach Maßgabe dieser Richtlinie kann dies 
auch für Ausgaben von zuwendungsfähigen Einzel-
vorhaben, die ein Dritter (dies gilt auch für die Akteure 
im Zusammenhang mit einem Verfügungsfonds nach 
den Handlungsfeldern B.2/B.3/B.5 der Anlage, siehe 
hierzu Nummer 2.3) durchführt, geschehen. Dabei ist 
sicherzustellen, dass die für die Zuwendungsempfän-
gerin maßgebenden Bestimmungen, soweit zutreffend, 
auch dem Dritten auferlegt werden und dass insbeson-
dere die Regelungen über die Rückforderung, Verzin-
sung und Belegaufbewahrung angewendet werden.

5	 Zuwendungsvoraussetzungen

5.1	 Voraussetzung für die Gewährung der Zuwendung ist, 
dass die städtebauliche Gesamtmaßnahme in das För-
derprogramm eines Programmbereiches aufgenommen 
ist.

5.2	 Wesentliche Voraussetzungen für die Programmauf-
nahme sind, dass

5.2.1	 die städtebauliche Gesamtmaßnahme durch die Stadt 
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je nach Erfordernis als Sanierungsmaßnahmen (§ 142 
BauGB), Stadtumbaumaßnahmen (§ 171a BauGB), 
Maßnahmen der Sozialen Stadt (§ 171e BauGB) oder 
als Erhaltungsmaßnahmen (§ 172 BauGB) mit ent-
sprechenden Anforderungen festgelegt wurde, soweit 
in Nummer B.1 der Anlage nichts Abweichendes ge-
regelt ist, und die einheitliche Vorbereitung und zügi-
ge Umsetzung der Gesamtmaßnahme durch die Ge-
meinde sichergestellt ist, und

5.2.2	 eine bestätigte (bei Neuaufnahme auch eine vorläufi-
ge) Kosten- und Finanzierungsübersicht

5.2.3	 sowie zumindest ein Entwurf (bei Neuaufnahme) für 
eine städtebauliche Zielplanung als Grundlage für ei-
nen Umsetzungsplan (siehe Nummer 14) vorliegen.

	 Die für diese Förderung vorauszusetzenden Zielset-
zungen muss die Gemeinde aus einem gesamtstädti-
schen integrierten Stadtentwicklungskonzept (INSEK) 
hergeleitet haben.

	 Sofern die Förderung einer gemeindeübergreifenden 
Zusammenarbeit erfolgt, muss das INSEK auch die-
sen gemeindeübergreifenden Zusammenhang darstel-
len und zwischen den Gemeinden abgestimmt sein.

	 Die mit der Förderung der Gesamtmaßnahmen ver-
folgte Zielsetzung muss in der Zielplanung hinrei-
chend konkret formuliert und abgestimmt sein, um 
gemäß den Anforderungen von Bund und Land evalu-
iert werden zu können (siehe Nummer 15.1).

	 Die städtebauliche Zielplanung der Gemeinde muss 
die übergeordneten Zielsetzungen des Zuwendungs-
zwecks zur Erreichung beziehungsweise Sicherstel-
lung von Barrierefreiheit, Baukultur, Bürgermitwir-
kung, Nachhaltigkeit und Energetischer Erneuerung 
berücksichtigen und, soweit im Sinne einer stimmi-
gen städtebaulichen Entwicklung erforderlich, nach-
vollziehbar gegeneinander abwägen.

5.2.4	 städtebaulich maßnahmebedingte Einnahmen (Defi-
nition siehe unter Nummer 6.6.3) zur Deckung zu-
wendungsfähiger Ausgaben nicht ausreichend zur 
Verfügung stehen,

5.2.5	 die städtebauliche Gesamtmaßnahme des Programm-
bereiches Stadtumbau (§ 171a BauGB) auf der 
Grundlage einer städtebaulichen Zielplanung nach 
§  171b Absatz 2 BauGB durchgeführt wird, die bei 
Förderung im Teilprogramm Sanierung - Sicherung - 
Erwerb auch eine Altbauaktivierungsstrategie enthal-
ten muss,

5.2.6	 die städtebauliche Gesamtmaßnahme des Programm-
bereiches der Sozialen Stadt durch ein gebietsbezoge-
nes, integriertes Entwicklungskonzept nach § 171e 
Absatz 4 BauGB in Verbindung mit dem Leitfaden 
zur Ausgestaltung der Gemeinschaftsinitiative „Sozia- 
le Stadt“ der Konferenz der für Städtebau, Bau- und 

Wohnungswesen zuständigen Minister und Senatoren 
und Ministerinnen und Senatorinnen der Länder  
(ARGEBAU) in der Fassung vom 29. August 2005 
begleitet wird,

5.2.7	 die städtebauliche Gesamtmaßnahme des Programm-
bereiches Aktive Stadtzentren auf der Grundlage ei-
nes gebietsbezogenen, städtebaulichen Entwicklungs-
konzeptes analog § 171b Absatz 2 BauGB durchge- 
führt wird,

5.2.8	 die städtebauliche Gesamtmaßnahme des Programm-
bereiches Städtebaulicher Denkmalschutz auf der 
Grundlage einer städtebaulichen Erhaltungssatzung 
gemäß § 172 BauGB oder auf Grundlage einer Sanie-
rungssatzung gemäß § 142 BauGB, zu deren Sanie-
rungszielen die Erhaltung der baukulturell wertvollen 
Bausubstanz gehört, und einer städtebaulichen Ziel-
planung durchgeführt wird,

5.2.9	 die städtebauliche Gesamtmaßnahme des Programm-
bereiches Kleinere Städte und überörtliche Zusammen-
arbeit auf Grundlage einer überörtlichen, zwischen 
den beteiligten Gemeinden abgestimmten städtebauli-
chen Zielplanung für die Teilgebiete der Gesamtmaß-
nahme durchgeführt wird,

5.2.10	 zur Aufwertung des Gebietes die städtebaulichen 
Missstände und erkannten sonstigen Problemlagen 
umfassend angegangen werden,

5.2.11	 die städtebauliche Gesamtmaßnahme vor allem darauf 
abzielt, das Gebiet in seinen Funktionen zu verbes-
sern und dabei auch eine gute städtebauliche Gestal-
tung angestrebt wird,

5.2.12	 die städtebauliche Gesamtmaßnahme planerisch aus-
reichend vorbereitet ist; dazu sind vor allem die städ-
tebaulichen Missstände zu erheben, die städtebauli-
chen Ziele zu bestimmen, die Mitwirkungsbereitschaft 
der Betroffenen festzustellen, eine Abstimmung mit 
den berührten Trägern öffentlicher Belange durchzu-
führen, soweit dies erforderlich ist, und die voraus-
sichtlichen Ausgaben zu ermitteln,

5.2.13	 die Gemeinde die städtebaulichen Ziele in einem an-
gemessenen Zeitraum verwirklichen kann und will 
(Zügigkeitsgebot nach § 136 BauGB),

5.2.14	 ein INSEK vorliegt, mit dem die Gemeinde ihre zu-
künftig geplante nachhaltige städtebauliche Entwick-
lung mit den wirtschaftlichen, ökologischen und so- 
zialen Anforderungen unter Berücksichtigung der Er- 
fordernisse der Raumordnung und der baukulturellen 
Anforderungen miteinander in Einklang gebracht hat 
(siehe auch unter Nummer 10),

5.2.15	 die städtebauliche Gesamtmaßnahme auf Grundlage 
einer Energiestrategie durchgeführt wird, in der die 
Möglichkeiten zur Erhöhung der gebietsbezogenen 
Energieeffizienz, der Reduzierung des CO2-Aussto-
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ßes und der Erhöhung des Anteils der erneuerbaren 
Energien, auch über den Förderzeitraum hinaus, dar-
gestellt werden,

5.2.16	 bei der Vorbereitung und Umsetzung der städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme das Gesetz zum Überein-
kommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 
2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen sowie zu dem Fakultativprotokoll vom 13. De-
zember 2006 zum Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen über die Rechte von Menschen mit Behinde- 
rungen vom 21. Dezember 2008 (BGBl. II S. 1419) 
berücksichtigt wird,

5.2.17	 die Gemeinde die Berücksichtigung baukultureller 
Anforderungen durch geeignete Regelungen sicher-
stellt,

5.2.18	 die Gemeinde bei der Vorbereitung und Umsetzung 
der städtebaulichen Gesamtmaßnahme die Qualitäts-
sicherung insbesondere im Hinblick auf die Themen-
felder Partizipation und Barrierefreiheit sowie Klima-
schutz und Energieeinsparung sicherstellt und dies 
nachweisen kann.

5.3	 Bei vergleichbarer Qualität erhalten Maßnahmen in 
den Regionalen Wachstumskernen (RWK) Vorrang.

5.4	 Bei der Vergabe von Aufträgen sind die vergaberecht-
lichen Vorschriften zu beachten und anzuwenden.

5.5	 Die Zuwendungsempfängerin nach Nummer 4.1 hat 
zum Nachweis einer positiven Veränderung im Ver-
lauf der Durchführung des Programms eine Erfolgs-
kontrolle beziehungsweise Evaluation im Zusammen-
hang mit den Sachstandsberichten und Begleitinfor- 
mationen durchzuführen. Hierzu sind die auf elektro-
nischem Weg bereitgestellten Begleitinformationen 
und Abfragen des Monitoring jährlich auszufüllen. 
Näheres wird gesondert geregelt.

6	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

6.1	 Zuwendungsart: Projektförderung

	 Projekt in diesem Sinne ist die jeweilige städtebauli-
che Gesamtmaßnahme.

6.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

6.3	 Form und Höhe der Zuwendung

6.3.1	 Die Zuwendung an die Gemeinde wird in Form eines 
Zuschusses gewährt.

6.3.2	 Die Höhe der Zuwendung bestimmt sich nach einem 
Anteilssatz der förderfähigen Ausgaben (Städtebauför-
derung). Der jeweilige Anteil ergibt sich aus Num-
mer 6.8.

6.4	 Bemessungsgrundlage

6.4.1	 Bei der Erstberatung wird, vorbehaltlich der Verfüg-
barkeit von Haushaltsmitteln in künftigen Programm- 
jahren, zwischen Land und Gemeinde der Betrag ab-
gestimmt, der die Grundlage der beabsichtigten Ge-
samtmaßnahmeförderung bildet und den Bezugsrah-
men (Förderrahmen) darstellt. Der Förderrahmen 
bildet als Planungsgröße die Grundlage für die Bewil-
ligung der Zuwendung (siehe auch Nummer 11.4).

6.4.2	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben, die der Gemeinde 
durch die Vorbereitung und Durchführung der städte-
baulichen Gesamtmaßnahme entstehen. Näheres er-
gibt sich aus Nummern 6.4.3 und 6.5 und der Anlage.

	 Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für Dritte

	 Vorrangig vor dem Einsatz von Städtebauförderungs-
mitteln für Dritte sind durch die Gemeinden diejeni-
gen Steuerungsinstrumente des Baugesetzbuches ein-
zusetzen, die die Behebung städtebaulicher und so- 
zialer Missstände, die städtebauliche Neuordnung und 
Behebung städtebaulicher Funktionsverluste ebenfalls 
zum Ziel haben und die für die jeweilige Ausgangs- 
situation im Bereich der geplanten Gesamtmaßnah-
men am besten geeignet sind (vgl. § 164a BauGB).

	 Wenn die mit der Gesamtmaßnahme verfolgten stadt-
entwicklungspolitischen Zielsetzungen nicht anders 
zu erreichen sind, können die Städtebauförderungs-
mittel durch die Städte im abgestimmten Rahmen und 
nur in dem für die Zielerreichung erforderlichen Um-
fang zur Beförderung von stadtentwicklungsrelevan-
ten Aktivitäten privater Eigentümerinnen und Eigen-
tümer und privatwirtschaftlicher Aufgabenträger an 
diese weitergeleitet werden (zum Beispiel zur Abwen-
dung von stadtentwicklungspolitisch begründeten Ge-
boten, insbesondere analog § 177 BauGB).

	 Zur Gesamtmaßnahmefinanzierung hat die Gemeinde 
Drittmittel vorrangig einzusetzen. Hierbei sind diese 
nicht nur auf diejenigen Kostenbestandteile zu kon-
zentrieren, die in der Städtebauförderung nicht förder-
fähig sind.

6.4.3	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für Leistungen oder 
Lieferungen Dritter, die ab Rechtskrafterlangung des 
Zuwendungsbescheides vergeben worden sind und 
deren Finanzierung innerhalb des Verfügungsrahmens 
gesichert ist.

	 Bau- und Ordnungsmaßnahmen sind zuwendungsfä-
hig, sobald sie Bestandteil eines durch das LBV bestä-
tigten Umsetzungsplanes zur Gesamtmaßnahme sind. 
Dies gilt auch für vorgezogene Bau- oder Ordnungs-
maßnahmen (siehe Anlage, insbesondere Num-
mern  B.3 und B.4) und in den Fällen nach Num-
mer 8.1 dieser Richtlinie.
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	 Die Bestätigung des Umsetzungsplanes durch das 
LBV ist die zuwendungsrechtliche Voraussetzung 
für einen zulässigen Vorhabenbeginn investiver Vor-
haben. Ein Vorhabenbeginn vor Bestätigung des 
Umsetzungsplanes durch das LBV ist förderschäd-
lich (vgl. Nummer 1.3.3 der Nebenbestimmungen 
für die Förderung städtebaulicher Gesamtmaßnah-
men [NBest-StädtebauFR‘15] sowie Nummer 14.1.5 
StBauFR).

6.5	 Nicht zuwendungsfähig sind

6.5.1	 die Personal- und Sachkosten der Gemeindeverwal-
tungen,

6.5.2	 Geldbeschaffungskosten und Zinsen,

6.5.3	 Ausgaben für Einzelvorhaben, die ihrer Art und ihrem 
Umfang nach aus einem anderen Förderprogramm ge-
fördert werden können (zum Beispiel Wohnraumför-
derung) oder die eine andere öffentliche Stelle als die 
Gemeinde auf anderer rechtlicher Grundlage zu tra-
gen verpflichtet ist oder ohne rechtliche Verpflichtung 
tatsächlich oder üblicherweise trägt oder fördert, so-
weit in dieser Richtlinie nichts anderes bestimmt ist.

	 Die Städtebauförderung und die Förderung einer an-
deren Stelle können jedoch auf unterschiedliche Be-
reiche von Einzelvorhaben (zum Beispiel Bauab-
schnitte, Trennung nach Bau- und Grundstückskosten) 
bezogen werden.

6.5.4	 Umsatzsteuerbeträge, die nach § 15 des Umsatzsteuer- 
gesetzes als Vorsteuer abziehbar sind, sowie Steuer-
ausfälle der Gemeinde.

6.6	 Einnahmen der Gemeinde im Zusammenhang mit der 
Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
sind bei der Ermittlung der zuwendungsfähigen Aus-
gaben und der Bemessung der Zuwendung zu berück-
sichtigen.

6.6.1	 Nicht als städtebaulich maßnahmebedingt gelten Miet- 
und Pachteinnahmen und Einnahmen aus der geför-
derten Erneuerung von Gebäuden im Eigentum der 
Gemeinde sowie Einnahmen aus der Nutzung öffent-
licher Stellplätze oder öffentlicher Flächen.

6.6.2	 Freiwillige Leistungen unbeteiligter privater Dritter 
(zum Beispiel Stiftungen, Vereine) dienen der Stär-
kung des Eigenanteils der Gemeinde. Sachverhalte 
dieser Art prüft die Gemeinde.

6.6.3	 Städtebaulich maßnahmebedingte Einnahmen der Ge-
meinde sind

-	 Einnahmen, die sich aus geförderten Einzelvorha-
ben ergeben. Der Erlös aus der Veräußerung eines 
Grundstücks der Gemeinde ist auch dann eine 
städtebaulich maßnahmebedingte Einnahme, wenn 
nur ein Zinsausgleich gewährt wurde oder Ausga-
ben für die Freilegung des Grundstücks gefördert 
wurden;

-	 Leistungen Dritter auf gesetzlicher oder vertragli-
cher Grundlage, zum Beispiel Ausgleichsbeträge, 
Beiträge nach dem Kommunalabgabengesetz und 
dem Erschließungsrecht usw., vgl. hierzu Num-
mer 5.2.2;

-	 Entgelte, Gebühren, Beiträge, Finanzierungs-  
und Fördermittel im Sinne der Anlage, Num-
mer B.3.5.2 (Ausgleichsleistungen);

-	 Umlegungsvorteile, wenn Kosten der Umlegung 
gefördert wurden, sowie Überschüsse aus Umle-
gungen.

6.6.4	 Von den Veräußerungserlösen nach Nummer 6.6.3 
erster Spiegelstrich können abgesetzt werden:

-	 die Erwerbskosten,
-	 bei Grundstücken aus dem Vermögen der Ge-

meinden der Verkehrswert zum Zeitpunkt der Pro-
grammaufnahme,

-	 sonstige von den Gemeinden getragene Ausgaben 
auf dem Grundstück, die für die Erlangung der 
Baureife erforderlich waren, soweit diese nicht 
gefördert worden sind.

6.6.5	 Städtebaulich maßnahmebedingte Einnahmen sind 
für Vorhaben zu verwenden, die mit dem Bescheid 
zum Umsetzungsplan bestätigt wurden.

6.7	 Die Förderung von Kaufpreisen, Entschädigungen 
usw. bemisst sich nach dem Verkehrswert (Markt-
wert) nach § 194 BauGB. Maßgebend ist der Ver-
kehrswert zum Zeitpunkt des Ereignisses, an das die 
Förderung knüpft. 

6.7.1	 Wird die städtebauliche Erneuerung im umfassenden 
Verfahren durchgeführt, ist für Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte der Wert nach § 153 Ab-
satz 1 BauGB zugrunde zu legen.

6.7.2	 Für die Ermittlung des maßgeblichen Werts kommen 
in der Regel Gutachten (zum Beispiel des Gutachter-
ausschusses oder von geeigneten Sachverständigen) 
in Betracht.

6.8	 Anteil der Zuwendungen an den Städtebauförde-
rungsmitteln für die einzelnen Programmbereiche

	 Die Zuwendung in den einzelnen Programmbereichen 
kann maximal bis zu der dargestellten Höhe erfolgen:

6.8.1	 Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen bis zu 66,6 Prozent

6.8.2	 Förderung des städtebaulichen Denkmalschutzes bis 
zu 80,0 Prozent

6.8.3	 Förderung von Maßnahmen der sozialen Stadt bis zu 
66,6 Prozent

6.8.4	 Förderung des Stadtumbaus:

6.8.4.1	 Förderung von Aufwertungsvorhaben bis zu 66,6 Pro-
zent



1265Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 48 vom 2. Dezember 2015

6.8.4.2	 Förderung des Rückbaus von Wohnungen bis zu 
100,0 Prozent

6.8.4.3	 Förderung der Rückführung der städtischen Infra-
struktur bis zu 100,0 Prozent

6.8.4.4	 Förderung der Sanierung und Sicherung einschließ-
lich Erwerb von Wohngebäuden (Altbauten) bis zu 
100,0 Prozent

6.8.5	 Förderung Aktiver Stadtzentren bis zu 66,6 Prozent

6.8.6	 Förderung Kleinerer Städte und der überörtlichen Zu-
sammenarbeit bis zu 66,6 Prozent

6.9	 Die Zuwendungen nach Nummer 6.8 können im Ein-
zelfall für Gemeinden, die sich in einer Haushaltsnot-
lage im Sinne des § 16 des Gesetzes über den allge-
meinen Finanzausgleich mit den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden im Land Brandenburg (BbgFAG) 
befinden oder die einer mindestens zweijährigen ge-
setzlichen Haushaltssicherungspflicht unterliegen, auf 
bis zu 80 Prozent erhöht werden, soweit

-	 die jeweils gültige VV-Städtebauförderung eine 
entsprechende Ermächtigung enthält,

-	 entsprechende Haushaltsmittel im Landeshaus-
halt vorhanden sind,

-	 die tatsächliche Umsetzung der Städtebauförde-
rungsmittel - einschließlich bereits vorhandener 
Mittel aus früheren Bewilligungen - in der geplan-
ten Höhe in den Jahren der Fälligkeit realistisch 
ist,

-	 aus Bewilligungen für bereits abgelaufene Haus-
haltsjahre keine ausreichenden Mittel für eine 
Fortführung der Maßnahme im beabsichtigten 
Bewilligungszeitraum zur Verfügung stehen.

	 Das Vorliegen einer Haushaltsnotlage und die gesetz-
liche Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssiche-
rungskonzepts (HSK) ist von der zuständigen Kom-
munalaufsicht im Rahmen ihrer Stellungnahme zum 
Förderantrag (Nummer 11.2) ausdrücklich zu bestäti-
gen.

	 Werden Zuwendungen für gemeindeübergreifende 
Gesamtmaßnahmen (zum Beispiel im Rahmen des 
Programms Kleine Städte - überörtliche Zusammen-
arbeit) ausgereicht, muss die Haushaltsnotlage oder 
die gesetzliche Pflicht zur Erstellung eines HSK nur 
in einer der beteiligten Gemeinden vorliegen.

	 Werden die Zuwendungen erhöht, erfolgt dies einheit-
lich für die im selben Bescheid bewilligten Kassen-
mittel und Verpflichtungsermächtigungen. Das Vor-
liegen der Voraussetzungen für eine Zuwendungs- 
erhöhung ist vor jeder Bewilligung durch die Gemein-
de neu nachzuweisen und durch die Bewilligungsstel-
le zu prüfen.

	 Bei der Erhöhung der Zuwendung ist auf eine ange-

messene Verteilung sowohl zwischen allen im Grund-
satz anspruchsberechtigten Gemeinden als auch den 
in Frage kommenden Programmen zu achten. Grund-
sätzlich sind Gemeinden in Haushaltsnotlage vorran-
gig zu berücksichtigen.

	 Die Anwendung dieser Ausnahmeregelung sowie das 
Vorliegen der Voraussetzungen sind nachvollziehbar 
zu dokumentieren.

7	 - entfällt -

	 (Ersatz- und Ergänzungsgebiete, Vorhaben außerhalb 
von Gesamtmaßnahmen siehe unter Nummer 3.2.1)

8	 - entfällt -

	 (Sonstige Vorhaben siehe unter Nummer 3.3.2)

9	 Bewilligungsstelle

	 Bewilligungsstelle ist das Landesamt für Bauen und 
Verkehr (LBV), Außenstelle Cottbus, Gulbener Stra-
ße 24, 03046 Cottbus.

10	 Integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK)

10.1	 Das von der Gemeinde erarbeitete und beschlossene, 
aktuelle INSEK sowie die daraus abgeleitete städte-
bauliche Zielplanung ist Voraussetzung für die Ge-
währung von Zuwendungen zur Städtebauförderung 
(siehe Nummer 5).

10.1.1	 - entfällt -

10.1.2	 Aus den zentralen Themenfeldern und räumlichen 
Schwerpunkten des aktuellen INSEK leitet die Ge-
meinde plausibel die in der Stadtentwicklung zentra-
len Vorhaben ab, die bedeutsam für ihre Stadtentwick-
lung sind und vorrangig verfolgt werden sollen. 
Hieraus entwirft sie zuwendungsfähige städtebauliche 
Gesamtmaßnahmen, die gesondert durch städtebauli-
che Zielplanungen zu konkretisieren sind. Die Ge-
meinde stellt auch die aus diesen zentralen Vorhaben 
resultierenden finanziellen Auswirkungen und die 
Tragbarkeit der resultierenden Folge- und Unterhalts-
kosten dar.

10.1.3	 Das INSEK sowie die abgestimmte städtebauliche 
Zielplanung dient im weiteren Verfahren als Grundla-
ge für die Bewertung der zu fördernden Gesamtmaß-
nahme mit ihren Einzelvorhaben im gesamtstädti-
schen Kontext.

10.1.4	 Das INSEK ist durch die Gemeinde unter Beachtung 
der „Arbeitshilfe zur Erstellung von Integrierten 
Stadtentwicklungskonzepten (INSEK)“ des Ministe-
riums für Infrastruktur und Landesplanung des Lan-
des Brandenburg zu erarbeiten und in Vorbereitung 
der strategischen Gesamtberatungen auf Aktualität zu 
überprüfen und gegebenenfalls im Hinblick auf die 
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Darstellung der aktuellen Zielplanung fortzuschrei-
ben. Hierbei sind Bearbeitungshinweise des Landes 
zu beachten.

11	 Verfahren zur Programmaufnahme und -begleitung

11.1	 Antragstellung

	 Die Städtebauförderung ist grundsätzlich auf eine 
mittelfristige Unterstützung ausgerichtet und erfolgt 
deshalb in der Regel mit mehrjährigen Zuwendungen 
in mehreren Programmjahren. Insofern handelt es 
sich bei der Antragstellung überwiegend um Folge- 
anträge für laufende Gesamtmaßnahmen.

	 Die Gemeinde beantragt auf der Grundlage des  
INSEK sowie der abgestimmten städtebaulichen Ziel-
planung die Förderung beziehungsweise Förderungs-
fortsetzung von städtebaulichen Gesamtmaßnahmen 
bis zum 30. Oktober eines Jahres für das darauffol-
gende Programmjahr.

	 Das LBV gibt bei Bedarf wie zum Beispiel bei Ab-
weichung von oder Ergänzung der Städtebauförde-
rungsrichtlinie die neuen Programmbereiche der 
Städtebauförderung, die Förderschwerpunkte und die 
Antragstermine sowie neue Antragsunterlagen in ge-
eigneter Weise (Internet) bekannt.

	 Dieses Verfahren wird auch auf städtebauliche Ge-
samtmaßnahmen angewendet, welche vor dem In-
krafttreten dieser Richtlinie in das Förderprogramm 
aufgenommen worden sind. Diese sind auf der Grund-
lage des INSEK sowie der städtebaulichen Zielpla-
nung gegebenenfalls an veränderte Schwerpunktset-
zungen der Stadtentwicklung anzupassen.

11.2	 Antragsweg

	 Die Förderungs- beziehungsweise Förderungsfortset-
zungsanträge sind über die zuständige Kommunalauf-
sichtsbehörde an das LBV nach Nummer 9 dieser 
Richtlinie unter Verwendung der bekannt gegebenen 
Vordrucke und Anlagen zu richten.

	 Den Anträgen ist jeweils eine Bestätigung der Fach-
aufsichtsbehörde über die Vereinbarkeit des Antrags 
mit den Belangen des Denkmalschutzes und eine Ein-
schätzung der Kommunalaufsichtsbehörde zur Haus-
halts- und Finanzlage beizufügen.

	 Darüber hinaus ist den Anträgen zum Stadtumbaupro-
gramm eine Bestätigung des Landkreises beizufügen, 
dass die Rückbauplanung der Gemeinde nicht der 
Kreisplanung zur Unterbringung von Flüchtlingen 
entgegensteht.

11.3	 Stellungnahme/Entscheidungsvorschlag des LBV an 
das MIL

11.3.1	 Die Anträge werden vom LBV auf der Grundlage des 
INSEK sowie der abgestimmten städtebaulichen Ziel-

planung dahingehend geprüft, ob durch deren konzent- 
rierte finanzielle Unterstützung der Anspruch des 
„Masterplans Starke Städte - Stadtumbau“ erfüllt wird 
und insbesondere die Städte der regionalen Wachs-
tumskerne unterstützt werden.

11.3.2	 Weiterhin prüft das LBV die Anträge im Hinblick auf

-	 das Vorliegen der Zuwendungsvoraussetzungen 
(Nummer 5),

-	 die Dringlichkeit der Gesamtmaßnahme im Hin-
blick auf die städtebauliche Situation und den 
Stand ihrer Vorbereitung,

-	 Art, Umfang und Angemessenheit der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben und die Finanzierbarkeit 
des gemeindlichen Eigenanteils unter Beteiligung 
der Kommunalaufsichtsbehörde,

-	 die erforderliche Beteiligung der staatlichen Bau-
verwaltung analog Nummer 6.1 der Verwal-
tungsvorschriften zu § 44 LHO für Zuwendungen 
an Gemeinden (GV) - VVG - aufgrund von Ein-
zelvorhaben mit einem Zuwendungsanteil von 
mehr als 500 000 Euro,

-	 die Berücksichtigung zukünftiger Folgekosten, 
die aus den geförderten Investitionen und den ent-
sprechenden Pflege- und Nutzungskonzepten re-
sultieren,

-	 die Abstimmung mit anderen für die vorgesehene 
städtebauliche Gesamtmaßnahme bedeutsamen 
Planungen des Landes, zum Beispiel des Straßen-
baus, der Schulentwicklung etc.,

-	 die Möglichkeit zur Berücksichtigung der Maß-
nahme im Hinblick auf eine angemessene regio-
nale Verteilung der Mittel,

-	 die Etablierung von horizontal und vertikal integ-
rierten Arbeits-, Entscheidungs- und Verantwor-
tungsebenen, die die Voraussetzungen dafür schaf-
fen, dass der fachübergreifende, auf die ge- 
bietsbezogenen endogenen Potenziale setzende 
Ansatz des Programms zugunsten der Gemeinde 
unter Einbindung ihrer Bewohnerinnen und Be-
wohner umgesetzt werden kann.

11.3.3	 Über das Ergebnis dieser Prüfung gibt das LBV ge-
genüber dem MIL eine Stellungnahme ab, ob und in 
welchem Programmbereich die dargestellte Gesamt-
maßnahme gefördert werden kann. Gegebenenfalls 
erfolgt ein Hinweis auf möglicherweise einsetzbare 
Förderprogramme anderer Ressorts. Bei weiter zu för-
dernden Gesamtmaßnahmen erfolgt diese Stellungnah-
me im Kontext des Programmvorschlages.

11.3.4	 Dieses Verfahren wird auch bei der Fortschreibung 
eines INSEK oder der städtebaulichen Zielplanung 
angewendet.

11.4	 - entfällt als eigenständiger Verfahrenspunkt und wird 
mit Nummer 14.3 zusammengelegt -

11.5	 Programmaufnahme, Programmzuordnung und -auf-
stellung

11.5.1	 Nach Vorlage des Programmentwurfs durch das LBV 
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erfolgt für die städtebaulichen Gesamtmaßnahmen 
eine grundsätzliche Entscheidung zur Aufnahme be-
ziehungsweise zum weiteren Verbleib in der Städte-
bauförderung und Zuordnung zu einem Programm- 
bereich durch das MIL.

11.5.2	 Der Umfang der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
wird durch das MIL definiert und der Förderrahmen 
vorbehaltlich der Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln 
in künftigen Programmjahren in Aussicht gestellt. 
Hierbei werden die in der aufzunehmenden Gemeinde 
zu erreichenden Ziele verbindlich vereinbart.

11.5.3	 Das MIL entscheidet im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel über das jeweilige Jahresprogramm 
(Neumaßnahmen und Fortführung bereits aufgenom-
mener Maßnahmen) aufgrund des Vorschlags des LBV.

12	 Bewilligung

12.1	 Die Programmaufnahme erfolgt durch Bescheid des 
LBV unter nachrichtlicher Angabe des festgelegten 
maximalen Förderrahmens und verbindlicher Darstel-
lung des vorläufigen Gesamtverfügungsrahmens der 
Zuwendung. Der Förderrahmen stellt keine Zusiche-
rung dar im Sinne des § 38 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VwVfG) in Verbindung mit § 1 Ab-
satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Brandenburg (VwVfGBbg).

12.2	 Der für den abgestimmten Förderrahmen bewilligte 
Gesamtverfügungsrahmen der Zuwendung wird auf-
grund jährlicher Anträge der Gemeinde nach Num-
mer 11.1 durch Ergänzungsbescheide in den nachfol-
genden Jahren um Finanzhilfen der jeweils bereit- 
stehenden Programmjahre aufgestockt.

12.3	 - entfällt -

12.4	 Das LBV kann auf Antrag der Gemeinde den Durch-
führungszeitraum verlängern.

13	 Auszahlung der Zuwendungen

13.1	 Die Gemeinde darf die Auszahlung von Zuwendun-
gen nur beantragen, wenn städtebaulich maßnahme-
bedingte Einnahmen nicht in ausreichender Höhe für 
die Finanzierung zuwendungsfähiger Ausgaben zur 
Verfügung stehen.

13.2	 Belege sind dem Auszahlungsantrag nicht beizufügen.

13.3	 Das LBV kann die Vorlage von Belegen und weiteren 
Unterlagen (zum Beispiel Gutachten) im Auszah-
lungsverfahren und auch im Rahmen der Zwischen- 
abrechnung und der Schlussabrechnung verlangen 
(Nummer 15).

13.4	 Im Auszahlungsantrag gibt die Gemeinde eine Erklä-
rung darüber ab, dass

13.4.1	 die Einnahmen und Ausgaben mit den Büchern und 
Belegen übereinstimmen,

13.4.2	 alle städtebaulich maßnahmebedingten Einnahmen 
berücksichtigt sind,

13.4.3	 keine Ausgaben enthalten sind, die schon in früheren 
Auszahlungsanträgen enthalten waren,

13.4.4	 nur zuwendungsfähige Ausgaben enthalten sind,

13.4.5	 die Ausgaben zur Erreichung des städtebaulichen Er-
neuerungsziels notwendig waren und dabei wirt-
schaftlich und sparsam verfahren wurde und

13.4.6	 beim Grunderwerb jeweils ein Verkehrswertgutachten 
vorgelegen hat und der Kaufpreis dem gutachtlich 
festgestellten Verkehrswert entspricht beziehungswei-
se auf welche Weise der Verkehrswert ermittelt wur-
de; dies gilt bei der Entschädigung des Substanzwert-
verlustes entsprechend.

13.5	 Die Förderung von Ausgaben für den Grunderwerb 
sowie für Ordnungs- und Baumaßnahmen, die vor 
Festlegung der Gesamtmaßnahme (Nummer 5.2.1) 
entstanden sind, kann bis zur Vorlage der städtebauli-
chen Erneuerungssatzung zurückgestellt werden.

13.6 	 - entfällt -

14	 Verfahrensinstrumente 

14.1	 Umsetzungsplan und Integrierter  Umsetzungsplan

14.1.1	 Die Gemeinde konkretisiert die vorgesehene städte-
bauliche Gesamtmaßnahme auf der Grundlage des 
aktuellen INSEK sowie der mit dem MIL abgestimm-
ten städtebaulichen Zielplanung für einen Drei-Jah-
res-Zeitraum in der Form eines Umsetzungsplanes 
(siehe auch unter Nummer 2).

14.1.2	 Im integrierten Umsetzungsplan werden die Umset-
zungspläne aller Gesamtmaßnahmen der jeweiligen 
Gemeinde zusammengefasst und in ihrem gegenseiti-
gen Zusammenhang dargestellt.

14.1.3	 Sofern sie erhebliche Bedeutung für die Umsetzung 
der Gesamtmaßnahme haben, sind auch Projekte der 
Gemeinde darzustellen, die von Dritten durchgeführt 
und/oder gefördert oder von anderen Landesressorts 
gefördert/durchgeführt werden.

14.1.4	 Der jeweilige Umsetzungsplan einer Gesamtmaßnah-
me wird nach der erfolgten Abstimmung mit der Ge-
meinde vom LBV dem Grunde nach durch Bescheid 
bestätigt und stellt zusammen mit dem Förderrahmen 
den Umfang der durchzuführenden und zu fördernden 
Gesamtmaßnahme für die nächsten drei Jahre dar.

	 Die Fortschreibung des Umsetzungsplanes durch die 
Gemeinde stellt die kontinuierliche Umsetzung der 
Gesamtmaßnahme über den vereinbarten Durchfüh-
rungszeitraum sicher.

	 Die Abstimmung hierzu erfolgt rechtzeitig zwischen 
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LBV und Gemeinde vor Auslaufen des aktuellen Um-
setzungsplanes und berücksichtigt die bisherigen Er-
gebnisse und gegebenenfalls erforderlichen Ergän-
zungen unter Berücksichtigung der aktuellen Zielpla-
nung.

14.1.5	 Die Gemeinde setzt die Einzelvorhaben der unter-
schiedlichen Gesamtmaßnahmen unter Berücksichti-
gung des abgestimmten, integrierten Umsetzungspla-
nes in eigener Zuständigkeit um. Ein vorzeitiger Vor- 
habenbeginn vor Bestätigung des Umsetzungsplanes 
ist förderschädlich. Der Umsetzungszeitraum begon-
nener Einzelvorhaben ist nicht beschränkt.

	 Für den Fall, dass innerhalb des Umsetzungsplan-
Zeitraumes seitens der Gemeinde ein Änderungs- 
oder Folgebescheid beantragt wird, verliert die Be-
stätigung von Vorhaben, für die bis dahin noch keine 
Mittel in Anspruch genommen wurden, mit Erlass 
des Änderungs- oder Folgebescheides ihre Gültig-
keit.

	 Ebenso verliert die Bestätigung von Vorhaben ihre 
Gültigkeit, wenn bis zum Ablauf des Umsetzungspla-
nes keine Mittelinanspruchnahme für das jeweilige 
Vorhaben erfolgte.

	 Das LBV prüft besagte Vorhaben im Zuge des Ände-
rungs-/Folgeantrages neu.

14.2	 Kosten- und Finanzierungsübersicht

14.2.1	 Zur konkreten Finanzplanung für die in einem Förder-
bereich der Städtebauförderung unterstützte Gesamt-
maßnahme hat die Gemeinde entsprechend Num-
mer  5.2.2 eine Kosten- und Finanzierungsübersicht 
entsprechend § 149 BauGB aufzustellen und fortzu-
schreiben.

14.2.2	 Sofern Zuwendungen aus mehreren Programmberei-
chen eingesetzt werden, sind diese darzustellen.

	 Hierzu hat die Gemeinde zusätzlich eine städtebauli-
che Kalkulation zu erstellen, um bei mehreren geför-
derten Gesamtmaßnahmen und den zugeordneten Son- 
dervermögen, analog der Anforderung nach § 149 
BauGB, einen Überblick über das Engagement der 
Gemeinde innerhalb der einzelnen, geförderten Ge-
samtmaßnahmen sicherzustellen.

14.3	 Inhaltliche Abstimmung durch strategische Gesamt-
beratungen unter Leitung des MIL

14.3.1	 Grundlagen der regelmäßig durchzuführenden Strate-
gischen Gesamtberatungen (ca. alle drei Jahre) sind 
übergeordnete Planungen wie zum Beispiel Mittel- 
bereichskonzepte, das Integrierte Stadtentwicklungs-
konzept (INSEK), die aktuelle städtebauliche Zielpla-
nung mit ihren Förderschwerpunkten, der integrierte 
Umsetzungsplan, gegebenenfalls herausragende Ein-
zelvorhaben und die städtebauliche Kalkulation.

14.3.2	 In der Strategischen Gesamtberatung erläutert die Ge-
meinde den Zielerreichungsgrad und die angestrebten 
Ziele gemäß INSEK, den Durchführungs- und Pla-
nungsstand der Gesamtmaßnahme/Gesamtmaßnah-
men und stellt die bisher erreichten Ergebnisse und 
Wirkungen der Förderung anhand der bei der Pro-
grammaufnahme vereinbarten Ziele dar.

14.3.3	 Unter Berücksichtigung der aktuellen städtebaulichen 
Zielplanung/Zielplanungen werden der erreichte Um-
setzungsfortschritt, mögliche Prozesshemmnisse und 
sinnvolle Modifikationen der Gesamtmaßnahmen un-
ter besonderer Berücksichtigung der Hinweise und Zu-
wendungsvoraussetzungen in Nummern 3 und 5 
StBauFR erörtert.

14.3.4	 Das MIL legt im Ergebnis der Beratung mit der Ge-
meinde und unter Beteiligung des LBV für die zu för-
dernden Gesamtmaßnahmen in der Regel folgende 
Punkte mindestens fest:

-	 die Förderkulissengrenzen (falls noch nicht er-
folgt beziehungsweise geändert)

-	 die Schwerpunktbereiche der Förderung (Förder-
schwerpunkte)

-	 die Laufzeit der Gesamtmaßnahme (Förderzeit-
raum)

-	 den Förderrahmen (B/L/G) als Spanne und die 
grundsätzliche Förderbereitschaft zu herausragen- 
den Einzelvorhaben.

	 Die abgestimmten Festlegungen werden im Protokoll 
der Gesamtberatung verbindlich vereinbart.

14.3.5	 Sofern eine Anpassung der städtebaulichen Zielpla-
nung beziehungsweise des Umsetzungsplanes und/
oder der Kosten- und Finanzierungsübersicht erfor-
derlich war, kann auf Grundlage der Gesamtberatung 
eine erneute, auf den Programmbereich bezogene Be-
stätigung erfolgen. Eine Veränderung des Förderrah-
mens ist in diesem Zusammenhang nicht möglich.

14.4	 Umsetzung der Gesamtmaßnahmen

14.4.1	 Die mit dem integrierten Umsetzungsplan abge-
stimmten Einzelvorhaben werden durch die Gemein-
de eigenverantwortlich umgesetzt.

	 Ein Austausch gleichrangiger Vorhaben, die in der 
Zielplanung enthalten sind, ist über einen Änderungs-
antrag zum Umsetzungsplan möglich.

	 Zur Sicherstellung einer ausreichenden Folgekosten-
berücksichtigung und einer nachhaltigen Wirkung der 
geförderten Vorhaben stellt die Gemeinde für die ge-
förderten investiven Vorhaben entsprechende Unter-
halts- und Pflegekonzepte auf und setzt diese um.

14.4.2	 Die Gemeinde stimmt den Einsatz anderer Mittel aus 
öffentlichen Haushalten möglichst frühzeitig in sach-
licher und zeitlicher Hinsicht mit den betroffenen Fi-
nanzierungsträgern ab.



1269Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 48 vom 2. Dezember 2015

14.4.3	 Baufachliche Prüfung

	 Die Gemeinde beziehungsweise ein von ihr beauf-
tragtes Planungsbüro erstellt für ihre Objekte die er-
forderlichen Bauplanungsunterlagen.

	 Sofern private Objekte mit Städtebauförderungsmit-
teln unterstützt werden sollen, hat die Eigentümerin 
beziehungsweise der Eigentümer die entsprechenden 
Bauplanungsunterlagen erstellen zu lassen.

14.4.3.1	 Die Gemeinde beziehungsweise ein von ihr beauf-
tragtes Büro führt die baufachliche Prüfung unter An-
wendung des „Katalogs förderfähiger Maßnahmen 
und Kosten“ durch (Nummer 6.3 VVG zu § 44 LHO).

	 Die Kosten der baufachlichen Prüfung sind innerhalb 
der Kostenobergrenzen als gesonderte Nebenkosten 
förderfähig und in der Förderakte zum Einzelvorha-
ben zu dokumentieren.

	 Sofern Vorhaben unter Anwendung baulicher Selbst-
hilfe durchgeführt werden, sind die entsprechenden 
Kostenansätze des „Katalogs förderfähiger Maßnah-
men und Kosten“ bezogen auf die enthaltenen Vergü-
tungen für Lohnkosten in angemessenem Umfang zu 
reduzieren, um die fehlende Belastung durch steuerli-
che und sozialversicherungspflichtige Abgaben zu be-
rücksichtigen.

14.4.3.2	 Beteiligung der fachlich zuständigen Landesbauver-
waltung

	 Analog zu Nummer 1.3 der Baufachlichen Ergän-
zungsbestimmungen zu den Allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften zu § 44 LHO (EZBau) informiert 
die Bewilligungsstelle die fachlich zuständige Lan-
desbauverwaltung über diejenigen Gesamtmaßnah-
men mit großen Einzelvorhaben.

	 Hierunter fallen Gesamtmaßnahmen, deren Zielpla-
nung Bauvorhaben enthält, für die der jeweils vorge-
sehene (zu erwartende) Anteil an der Gesamtzuwen-
dung den Betrag von 500 000 Euro übersteigt und bei 
denen analog zu Nummer 6.1 der Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 LHO für Zuwendungen an Gemein-
den (GV) - VVG - die staatliche Bauverwaltung zu 
beteiligen ist.

	 Die Bewilligungsstelle unterrichtet die Zuwendungs-
empfängerin analog zu Nummer 1.4 EZBau über Art 
und Umfang der Beteiligung der fachlich zuständigen 
Landesbauverwaltung.

	 Die weitere Abstimmung erfolgt zwischen Gemeinde 
und der fachlich zuständigen Landesbauverwaltung 
direkt.

14.5		 Städtebauliches Sondervermögen

14.5.1	 Für jede Gesamtmaßnahme ist ein städtebauliches 
Sondervermögen zu bilden, das alle förderungsfähi-

gen Ausgaben und städtebaulich maßnahmebedingten 
Einnahmen erfasst.

	 Gemäß Nummer 13.1 darf die Gemeinde die Auszah-
lung von Zuwendungen nur beantragen, wenn städte-
baulich maßnahmebedingte Einnahmen nicht in aus-
reichender Höhe für die Finanzierung zuwendungs- 
fähiger Ausgaben zur Verfügung stehen.

	 Daraus folgt die Verpflichtung zur vorrangigen Aus-
gabe aller Einnahmen.

	 Beim Sondervermögen handelt es sich nicht um ein 
Sondervermögen im Sinne von § 26 LHO bezie-
hungsweise § 86 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf).

14.5.2	 Auf diese Weise wird die Finanzierung der Gesamt-
maßnahme nach dem Gesamtdeckungsprinzip mit ei-
nem revolvierenden Einsatz der erzielten Einnahmen 
ermöglicht.

14.5.3	 Das städtebauliche Sondervermögen ist in der Form 
einer Gegenüberstellung aller der Gesamtmaßnahme 
zuzuordnenden Einnahmen und Ausgaben zu führen.

14.5.4	 Soweit neben den Städtebauförderungsmitteln auch 
Mittel Dritter zur Finanzierung bestimmter Einzelvor-
haben zum Einsatz gelangen und keine zentrale Ab-
wicklung über den gemeindlichen Haushalt erfolgt, 
sind diese in der Darstellung des städtebaulichen Son-
dervermögens deutlich zu kennzeichnen.

14.5.5	 Soweit die Gemeinde einen treuhänderischen Sanie-
rungs- oder Entwicklungsträger mit der Durchfüh-
rung der Gesamtmaßnahme beauftragt hat, wird das 
städtebauliche Sondervermögen als Treuhandvermö-
gen nach § 160 BauGB von dem Träger verwaltet.

	 Gemäß § 160 BauGB sind unter anderem die mit Mit-
teln des Treuhandvermögens oder durch ein Rechts-
geschäft, das sich auf das Treuhandvermögen bezieht, 
erworbenen Grundstücke in das Treuhandvermögen 
auf den Namen des Sanierungsträgers im Grundbuch 
einzutragen beziehungsweise die Grundstücke, die er 
zur Vorbereitung und Durchführung der Sanierung er-
worben hat, nach § 89 Absatz 3 und 4 BauGB und 
unter Beachtung der Weisung der Gemeinde zu veräu-
ßern (vgl. hierzu § 159 Absatz 3 BauGB).

14.5.6	 Die Einnahmen und Ausgaben des städtebaulichen 
Sondervermögens sind laufend miteinander zu ver-
rechnen. Hiervon abweichend können sämtliche aus 
der Bewirtschaftung von Grundstücken im städtebau-
lichen Sondervermögen entstehenden Einnahmen und 
Ausgaben gesondert erfasst werden. Die Ergebnisse 
dieser Bewirtschaftung sind laufend im städtebauli-
chen Sondervermögen darzustellen.

14.6	 Ausgleichsbeträge (§ 154 BauGB)

14.6.1	 Für die Schlussabrechnung der Gesamtmaßnahme 
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sind die Ausgleichsbeträge zu ermitteln und - soweit 
bisher noch nicht in Zwischennachweisen enthalten - 
in der Abrechnung insgesamt darzustellen und als 
weitere Einnahmen aufzunehmen.

	 Der Gesamtbetrag der Ausgleichsbeträge ist als Ein-
nahme zu verbuchen. Es ist möglich, einen pauscha-
len Risikoabschlag zum Zeitpunkt der Gesamtmaß-
nahmenabrechnung für noch nicht vereinnahmte Aus- 
gleichsbeträge in Höhe von 20 Prozent vorzunehmen.

14.6.2	 Wenn die Gemeinde von der Festsetzung oder Erhe-
bung eines Ausgleichsbetrags aufgrund von § 155 Ab-
satz 3 oder 4 BauGB abgesehen hat oder bei der vor-
zeitigen Ablösung einen Abschlag gewährt hat, ist der 
Abrechnung eine Begründung beizufügen.

14.6.3	 Als bewertbare Grundlage soll die nach der städtebau-
lichen Konzeption der Gemeinde angestrebte Neuord-
nung oder Aufwertung des Gebietes soweit wie mög-
lich vor dem Abschluss der Gesamtmaßnahme lang- 
fristig rechtlich gesichert sein. Dafür kommen vor al-
lem Bebauungspläne, Baulasten, Dienstbarkeiten und 
Verträge in Betracht.

15	 Fortlaufende Abrechnung von Gesamtmaßnahmen

	 Die Abrechnung unterteilt sich in jährliche Zwischen-
abrechnungen (ZWA) und die auf der Grundlage aller 
Zwischenabrechnungen erstellte Schlussabrechnung 
der Gesamtmaßnahme.

	 Soweit zuwendungsfähige Ausgaben ohne Verwen-
dung von Städtebauförderungsmitteln und städtebau-
lich maßnahmebedingten Einnahmen gedeckt worden 
sind, sind diese nicht Gegenstand der förderrechtli-
chen Abrechnung.

15.1	 Vorlage der jährlichen Zwischenabrechnung

15.1.1	 Bis zum 31. März legt die Gemeinde dem LBV eine 
ZWA über den Mitteleinsatz unter Berücksichtigung 
des vorrangigen Einsatzes städtebaulich maßnahme-
bedingter Einnahmen vor.

	 Dabei werden die im vorigen Haushaltsjahr eingesetz-
ten Städtebauförderungsmittel, gemeinsam mit den 
städtebaulich maßnahmebedingten Einnahmen und 
den sonstigen Einnahmen, den Ausgaben gegenüber-
gestellt. Der Nachweis der eingesetzten Städtebauför-
derungsmittel erfolgt auf der Grundlage der durch die 
Gemeinde geprüften Schlussrechnungen der mit Städ-
tebauförderungsmitteln finanzierten Einzelvorhaben. 
Die Schlussrechnungsprüfung ist innerhalb von sechs 
Monaten nach Fertigstellung/Abschluss des jeweili-
gen Einzelvorhabens zu erstellen.

15.1.2	 Die ZWA umfasst die Erklärung über die fristgerechte 
Mittelverwendung beziehungsweise die Mitteilung zu 
Zinsbeträgen wegen nicht fristgerechter Mittelver-
wendung (Einstellung/Zahlung) sowie eine Erklärung 

über die zweckentsprechende Verwendung innerhalb 
des abgelaufenen Haushaltsjahres sowie die Mittei-
lung zu Zinsbeträgen wegen nicht zweckentsprechen-
der Verwendung (Einstellung/Zahlung).

15.1.3	 Die Gemeinde bestätigt durch rechtsverbindliche Un-
terschrift des Hauptverwaltungsbeamten oder dessen 
Vertretung die zweckentsprechende und fristgerechte 
Verwendung der Fördermittel entsprechend dieser 
Darstellung (beziehungsweise bei nicht fristgerechter 
Verwendung die Höhe der nicht fristgerecht verwen-
deten Mittel, die Dauer der nicht fristgerechten Ver-
wendung und die Höhe der ermittelten Zinsen nach 
§ 1 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Brandenburg [VwVfGBbg] in Verbindung 
mit § 49a Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
[VwVfG] beziehungsweise bei nicht zweckentspre-
chender Verwendung die Höhe der ermittelten Zinsen 
nach § 1 Absatz 1 VwVfGBbg in Verbindung mit 
§ 49a Absatz 3 VwVfG) sowie die Einhaltung der Be-
stimmungen des Zuwendungsbescheides und des be-
stätigten integrierten Umsetzungsplanes.

15.1.4	 Bei nicht fristgerechter Verwendung der ausgezahlten 
Zuwendungen führt die Gemeinde im Zusammen-
hang mit der Erarbeitung der ZWA die Ermittlung des 
Zinsanspruches nach § 1 Absatz 1 VwVfGBbg in Ver-
bindung mit § 49a Absatz 4 VwVfG durch und teilt 
dem LBV mit der ZWA das Ergebnis und den Zeit-
punkt der Einstellung in das städtebauliche Sonder-
vermögen (zuzüglich kommunalen Eigenanteils ent-
sprechend den geltenden Fördersätzen) oder die 
Zahlung an das Land mit.

	 Die Einstellung (zuzüglich kommunalen Eigenanteils 
entsprechend den geltenden Fördersätzen) bezie-
hungsweise Zahlung der Zinsforderung ist unverzüg-
lich vorzunehmen, spätestens jedoch einen Monat 
nach der Zinsermittlung.

15.1.5	 In der ZWA sind abgeschlossene Einzelvorhaben mit 
den Gesamtausgaben entsprechend der durch die Ge-
meinde erfolgten Schlussrechnungsprüfung dieser Ein- 
zelvorhaben darzustellen. Nicht abgeschlossene Ein-
zelvorhaben sind in Listenform, ohne Ausgabendar-
stellung, zu benennen (Plausibilitätskontrolle des Um- 
setzungsstandes).

	 Im Rahmen der Schlussabrechnung der Gesamtmaß-
nahme ist von der Gemeinde rechtsverbindlich zu er-
klären, dass in den Handlungsfeldern B.1, B.2.2.1 und 
B.2.2.2 die festgelegte Förderobergrenze nicht über-
schritten wurde.

15.1.6	 Eine Prüfbescheinigung des jeweils zuständigen Rech-
nungsprüfungsamtes ist nicht erforderlich. Dortige 
Prüfungsrechte aufgrund kommunalverfassungsrecht-
licher Vorschriften bleiben unberührt.

15.1.7	 Das LBV prüft die vorgelegte ZWA im Hinblick auf 
Mitteleinsatz und erreichten Umsetzungsstand. Die 
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Gemeinde erhält einen Bescheid über das Ergebnis 
der Prüfung.

	 Die Bewilligungsstelle prüft bei einer Stichprobe von 
10 Prozent der von den Gemeinden jährlich vorzule-
genden ZWA die Erklärung über die fristgerechte Mit-
telverwendung und die Ermittlung der Zinsbeträge 
nach § 1 Absatz 1 VwVfGBbg in Verbindung mit 
§ 49a Absatz 4 VwVfG. Die hierzu erforderlichen Un-
terlagen sind durch die Gemeinde der Bewilligungs-
stelle auf Anforderung vorzulegen.

15.1.8	 Nur vom LBV geprüfte und anerkannte ZWA sind 
durch die Gemeinde als Bestandteil der Schluss- 
abrechnung zu verwenden.

15.1.9	 Das Land beziehungsweise ein beauftragter Dritter 
prüft stichprobenartig die baufachlichen Prüfungen 
und die von den Gemeinden erstellten Schlussrech-
nungsprüfungen.

15.1.10	 Wurden Städtebauförderungsmittel und städtebaulich 
maßnahmebedingte Einnahmen, die vorrangig für die 
Finanzierung der Gesamtmaßnahmen einzusetzen 
sind, nicht zweckentsprechend eingesetzt, sind diese 
innerhalb von zwei Monaten nach Feststellung des 
Fehleinsatzes wieder in das Sondervermögen einzu-
stellen und vorrangig zur Finanzierung der Gesamt-
maßnahme einzusetzen.

	 Erfolgt die Wiedereinstellung nicht innerhalb dieses 
Zeitraumes, so sind die nicht zweckentsprechend ein-
gesetzten Städtebauförderungsmittel und Einnahmen 
ab dem Zeitpunkt der Feststellung des Fehleinsatzes 
bis zur Wiedereinstellung in das Sondervermögen 
nach Maßgabe des § 1 Absatz 1 VwVfGBbg in Ver-
bindung mit § 49a Absatz 3 VwVfG zu verzinsen, als 
Zeitpunkt der Unwirksamkeit des Verwaltungsakts 
gilt der Zeitpunkt der Feststellung des Fehleinsatzes.

	 Die nicht zweckentsprechend eingesetzten Städte-
bauförderungsmittel und Einnahmen sind nach Maß-
gabe des § 1 Absatz 1 VwVfGBbg in Verbindung mit 
§ 49a Absatz 3 VwVfG zu verzinsen. Als Zeitpunkt 
des Eintritts der Unwirksamkeit des Verwaltungsaktes 
nach § 1 Absatz 1 VwVfGBbg in Verbindung mit 
§ 49a Absatz 3 Satz 1 VwVfG gilt der Tag der Fest-
stellung des Fehleinsatzes.

	 Die Zinsermittlung gemäß § 1 Absatz 1 VwVfGBbg 
in Verbindung mit § 49a Absatz 3 VwVfG wird durch 
die Gemeinden durchgeführt.

	 Der Zeitpunkt der Feststellung des Fehleinsatzes ist 
regelmäßig das Datum der Schlussrechnungsprüfung. 
Soweit eine Schlussrechnungsprüfung nicht in dem in 
Nummer 15.1.1 vorgegebenen Zeitrahmen erstellt 
wurde, gilt als Zeitpunkt der Feststellung des Fehlein-
satzes der Tag, bis zu dem die Schlussrechnungsprü-
fung gemäß Nummer 15.1.1 zu erstellen gewesen 
wäre.

	 Im Rahmen des Zinsermittlungsverfahrens teilt die 
Gemeinde dem LBV mit, ob der ermittelte Zinsbetrag 
(zuzüglich kommunalen Mitleistungsanteils entspre-
chend den geltenden Fördersätzen) in das städtebauli-
che Sondervermögen eingestellt oder an das Land 
gezahlt wird.

	 Die Einstellung (zuzüglich kommunalen Mitleis-
tungsanteils entsprechend den geltenden Fördersät-
zen) beziehungsweise Zahlung der Zinsforderung ist 
unverzüglich vorzunehmen, spätestens jedoch einen 
Monat nach der Zinsermittlung.

15.2	 Sachstandsbericht

	 Die Gemeinde hat für jede in einen Programmbereich 
aufgenommene Gesamtmaßnahme jährlich im Rah-
men des Programmantrags zum 30. Oktober (vgl. 
Nummer 11.1) einen aktualisierten „Plan umgesetzter 
Maßnahmen“ dem LBV und einen aussagefähigen 
Sachstandsbericht zur bisher erreichten Umsetzung 
vorzulegen.

	 Davon unberührt sind die von Bundesseite vorgege-
benen und mit dem Antrag auszufüllenden elektroni-
schen Begleitinformationen sowie das elektronische 
Monitoring (siehe Nummer 5.5).

	 Sofern in einer laufenden Maßnahme kein Programm-
antrag gestellt wird, ist der Sachstandsbericht bis zum 
31. März des Folgejahres vorzulegen.

	 Der Sachstandsbericht umfasst eine Plandarstellung 
des erreichten Maßnahmenstandes und ergänzt die 
ZWA.

	 Der Umsetzungsfortschritt und erforderliche Pla-
nungsanpassungen sind durch die Gemeinden auch in 
den elektronischen Begleitinformationen zur Städte-
bauförderung darzustellen und durch das LBV im 
Hinblick auf die erforderliche Übereinstimmung mit 
den vereinbarten Zielsetzungen aus den strategischen 
Stadtentwicklungs- und den Gesamtberatungen zu 
überprüfen.

	 Die Gemeinden müssen die Programmziele und die 
Ziele der Gesamtmaßnahme kontinuierlich überprü-
fen und erkannte Fehlentwicklungen frühzeitig korri-
gieren.

	 Hierzu ist insbesondere die durch Bund und Länder 
und die kommunalen Spitzenverbände erarbeitete Ar-
beitshilfe zur Evaluierung der Städtebauförderung 
anzuwenden.

15.3	 Abschluss und Schlussabrechnung der Gesamtmaß-
nahme

15.3.1	 Eine Gesamtmaßnahme ist, unabhängig vom Ablauf 
des Bewilligungszeitraums, im Hinblick auf die För-
derung erst abgeschlossen, wenn
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-	 sie durchgeführt ist,
-	 sich als undurchführbar erweist oder
-	 wenn sie durch das LBV für beendet erklärt wird 

(förderrechtliche Abschlusserklärung).

15.3.2	 Die Gemeinde hat dem LBV nach Abschluss eine 
Schlussabrechnung vorzulegen. Die Schlussabrech-
nung bildet die Grundlage für die abschließende Ent-
scheidung über die Förderung der Maßnahme hin-
sichtlich der gewährten Vorauszahlungsmittel.

15.3.3	 Die Gemeinde hat für jede in einem Programmbereich 
geförderte Gesamtmaßnahme eine Abrechnung der 
gewährten Zuwendung vorzunehmen. Die Schluss-
rechnung besteht aus einem zahlenmäßigen Nachweis 
und dem Sachbericht (Abschlussbericht, siehe Num-
mer 15.4).

15.3.4	 Die Schlussabrechnung ist auf der Grundlage der an-
erkannten Zwischenabrechnungen aufzustellen. In ihr 
sind die für die Gesamtmaßnahme entstandenen zu-
wendungsfähigen Ausgaben, alle städtebaulich maß-
nahmebedingten Einnahmen und Wertansätze nach 
Einnahmearten und Ausgabearten zusammengefasst 
darzustellen.

15.3.5	 Die Schlussabrechnung erfasst auch die Vermögens-
werte innerhalb der Gesamtmaßnahme.

15.3.6	 Die Schlussabrechnung der Gesamtmaßnahme ist dem 
LBV innerhalb von zwölf Monaten nach dem Ab-
schluss der städtebaulichen Gesamtmaßnahme vorzu-
legen.

	 Die Nummern 13.2, 13.4, 13.5 und 15.1.10 gelten ent-
sprechend.

15.3.7	 Der Zeitpunkt der Schlussabrechnung der Gesamt-
maßnahme darf nicht verschoben werden, wenn ein-
zelne Einnahmen und Ausgaben ganz oder teilweise 
noch offen sind, sofern die entsprechenden Beträge 
aufgrund eingegangener Verpflichtungen beziehungs-
weise vorliegender Bewertungen (zum Beispiel von 
Ausgleichsbeträgen, zu privatisierenden Grundstü-
cken) der Höhe nach feststehen.

15.3.8	 In diesem Falle werden die später fälligen Einnahmen 
und Ausgaben auf den Zeitpunkt der Abrechnung ab-
gezinst. Die anzuwendenden Abzinsungsfaktoren er-
geben sich aus analoger Anwendung der Anlage zu 
Nummer 2.5 der Verwaltungsvorschriften zu § 7 der 
Landeshaushaltsordnung. Der Kalkulationszinssatz 
ergibt sich aus den einschlägigen Rundschreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen (BMF) (zuletzt 
BMF II A 3 - H 1012 - /07/0001 vom 12. Februar 
2009, siehe auch www.bundes-finanzministerium.de -  
Suchbegriff „Personalkostensätze“).

15.3.9	 Der Abzinsungszeitraum beginnt mit Ablauf des Jah-
res, in dem die Schlussabrechnung aufgestellt wurde 
und endet nach spätestens zehn Jahren.

15.4	 Abschlussbericht

	 Zur Einschätzung des Förderergebnisses hat die Ge-
meinde zusammen mit der Schlussabrechnung einen 
Abschlussbericht auf der Grundlage der Städtebauli-
chen Zielplanung vorzulegen. Im Abschlussbericht 
hat die Gemeinde zu erläutern, wie das erreichte Ni-
veau bezogen auf die Programmziele gesichert und an 
zu erwartende Entwicklungen angepasst wird.

15.5	 Wertansätze

15.5.1	 Für Grundstücke, deren Erwerb mit Städtebauförde-
rungsmitteln gefördert worden ist und die bei Ab-
schluss der Gesamtmaßnahme privatwirtschaftlich 
nutzbar sind, sind zulasten der Gemeinde Wertansätze 
in die Abrechnung einzustellen. 

	 Dies gilt auch, wenn der Grunderwerb ausnahmswei-
se außerhalb des förmlich festgelegten städtebauli-
chen Sanierungsgebietes gefördert wurde. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn nur ein Zinsausgleich gewährt 
wurde oder Ausgaben für die Freilegung gefördert 
wurden.

15.5.2	 Für Grundstücke, die sowohl öffentlich als auch pri-
vatwirtschaftlich genutzt werden, hat, wenn die pri-
vatwirtschaftliche Nutzung überwiegt, für diese ein 
Wertansatz zu erfolgen.

15.5.3	 Im Rahmen der Nummer 15.5.1 ist ein Wertansatz zu-
lasten der Gemeinde auch für solche Grundstücke in 
die Abrechnung einzubeziehen, für die ein Erbbau-
recht oder ein sonstiges Nutzungsrecht zugunsten ei-
nes Dritten bestellt worden ist.

15.5.4	 Muss hiernach ein Wertansatz für gemeindeeigene 
Grundstücke erfolgen, ist der Verkehrswert der Grund-
stücke als Einnahme anzusetzen; bezüglich des Wer-
tes der Gebäude vgl. Nummer 15.5.5. In den Fällen 
der Nummer 15.5.1 Absatz 2 können vom Verkehrs-
wert die in Nummer 6.6.4 genannten Beträge abge-
setzt werden.

	 Der Wert ist auf den Zeitpunkt des Abschlusses der 
Gesamtmaßnahme zu ermitteln. Dabei ist die Wert- 
ermittlungsverordnung anzuwenden.

15.5.5	 Gebäude auf solchen Grundstücken, für die ein Wert-
ansatz zu erfolgen hat, werden mit den geförderten 
Erwerbskosten in die Abrechnung eingestellt, soweit 
diese Gebäude bei Abschluss der Gesamtmaßnahme 
noch vorhanden und privatwirtschaftlich nutzbar sind. 
Nummer 15.5.2 gilt entsprechend.

15.5.6	 Ein Wertansatz ist ferner in die Abrechnung einzustel-
len, wenn

15.5.6.1 	Baumaßnahmen nach Nummer B.3.5.2 der Anlage 
oder

15.5.6.2	 Maßnahmen anderer Finanzierungsträger nach Num-
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mer 3.3.1.2 dieser Richtlinie gefördert worden sind. 
Die Höhe des Wertansatzes entspricht der Höhe der 
geförderten Kosten beziehungsweise der Höhe des 
gewährten Zinsausgleichs abzüglich der als städte-
baulich maßnahmebedingten Einnahme behandelten 
Entgelte, Erlöse, Gebühren, Beiträge und Finanzie-
rungs- beziehungsweise Fördermittel.

15.6	 Abschlussbescheid

	 Das LBV prüft die vorgelegte Schlussabrechnung im 
Hinblick auf Mitteleinsatz und die Ergebnisse der 
Durchführung der Gesamtmaßnahme. Die Gemeinde 
erhält einen Bescheid über das Ergebnis der Prüfung.

16	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die Ver-
waltungsvorschriften für Zuwendungen an Gemeinden 
(GV) - VVG zu § 44 LHO und die NBest-Städtebau, 
soweit in dieser Richtlinie keine Abweichungen zuge-
lassen worden sind.

	 Unrichtige Angaben und Erklärungen bei der Bewilli-
gung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung 
haben die Rücknahme des Bewilligungsbescheides 
und die Pflicht zur Erstattung und Verzinsung der in 
Anspruch genommenen Zuwendungen (vgl. § 1 Ab-
satz 1 VwVfGBbg in Verbindung mit §§ 48, 49a 
VwVfG) sowie weitere Rechtsfolgen (vgl. unter an-
derem § 263 des Strafgesetzbuches [StGB]) zur Fol-
ge.

17	 Übergangsbestimmungen

17.1	 Diese Richtlinie gilt auch für städtebauliche Gesamt-
maßnahmen nach dem Baugesetzbuch, die vor dem 
Inkrafttreten dieser Richtlinie in einen Programmbe-
reich der Städtebauförderung aufgenommen worden 
sind.

17.2	 Die Beurteilung abgeschlossener Einzelvorhaben, das 
heißt nach der Erstellung der jeweiligen Schlussrech-
nungsprüfung und nach Erledigung der sich hieraus 
ergebenden Handlungsbedarfe, erfolgt nach den zum 
Zeitpunkt des jeweiligen förderrechtlichen Abschlus-
ses dieser Einzelvorhaben gültigen Richtlinien und 
Vorschriften.

	 Dies gilt auch für die Bildung von Wertansätzen im 
Rahmen der Abrechnung.

17.3	 Die Förderung von Einzelvorhaben, die vor Inkraft-
treten dieser Richtlinie auf der Grundlage bestätigter 
Umsetzungspläne begonnen wurden, aber noch nicht 
abgeschlossen sind, erfolgt nach der beim Beginn der 
Einzelvorhaben geltenden Richtlinie; für die Abrech-

nung gilt Nummer 15 dieser Richtlinie sowie die 
nachfolgenden Nummern.

	 Ab der nächsten Fortschreibung und Neubescheidung 
des aktuellen Umsetzungsplanes gelten die Regelun-
gen dieser Richtlinie auch für die noch nicht begonne-
nen, jedoch im Umsetzungsplan enthaltenen Einzel-
vorhaben.

17.3.1	 Erforderliche Festsetzung von Zuschuss/Darlehen als 
Ergebnis der Prüfung der Schlussabrechnung

17.3.1.1	 Das LBV setzt nach Prüfung der Schlussabrechnung 
durch Bescheid fest, in welcher Höhe Zuwendungen, 
die als Vorauszahlungsmittel bewilligt worden sind, 
endgültig als Zuschuss oder als Darlehen gewährt 
werden, ob sie durch andere Finanzierungsmittel zu 
ersetzen oder zurückzuzahlen sind.

17.3.1.2	 Das LBV legt seiner Entscheidung Folgendes zugrun-
de:

	 Erreichen oder übersteigen die zuwendungsfähigen 
Ausgaben die städtebaulich maßnahmebedingten Ein-
nahmen, Wertansätze und die Städtebauförderungs-
mittel, so werden die ausgezahlten Fördermittel ins-
gesamt zum Zuschuss erklärt. Eine Nachförderung 
findet bei der Schlussabrechnung der Gesamtmaßnah-
me nicht statt.

	 Ergibt sich aus der Schlussabrechnung ein Einnahme-
überschuss, so fordert das LBV den Überschuss von 
der Gemeinde anteilig zurück, im Übrigen sind die 
ausgezahlten Fördermittel zum Zuschuss zu erklären. 
Der zurückzuzahlende Überschussanteil des Landes 
(und gegebenenfalls des Bundes) entspricht seinem 
Anteil an der Summe der Städtebauförderungsmittel; 
er ist auf die Höhe der ausgezahlten Finanzhilfe be-
grenzt und nach Bestandskraft des Bescheids zurück-
zuzahlen.

	 Bei einer Verteilung des Überschusses nach § 156a 
BauGB sind in die Berechnung auch die nicht einbe-
zogenen zuwendungsfähigen Ausgaben sowie die nicht 
zuwendungsfähigen Ausgaben, die jedoch zur Errei-
chung der städtebaulichen Entwicklungsziele erfor-
derlich waren, einzubeziehen.

	 Ergibt sich bei der förderrechtlichen Schlussabrech-
nung einer Entwicklungsmaßnahme ein Einnahme-
überschuss, ist die Rückzahlung an das Land auf die 
Höhe der ausgezahlten Finanzhilfe und auf den Be-
trag begrenzt, um den die Einnahmen die Ausgaben 
der Entwicklungsmaßnahme bei der entwicklungs-
rechtlichen Abrechnung (§ 171 BauGB) übersteigen.

17.3.1.3	 Nummer 15.6 gilt entsprechend.
 
17.4	 Bei städtebaulichen Gesamtmaßnahmen, die vor dem 

Inkrafttreten dieser Richtlinie in einen Programm- 
bereich der Städtebauförderung aufgenommen worden 
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sind und für die landesseitig aufgrund des überschau-
baren Förderbedarfs auf eine INSEK-Erstellung ver-
zichtet wurde, kann dies weiterhin vereinbart werden.

17.5	 Für Gesamtmaßnahmen, in denen Einzelvorhaben 
nach den Regelungen früherer Städtebauförderungs-
richtlinien mit einer Miet- und Belegungsbindung 
verknüpft sind, kann das LBV auf Ersuchen der Ge-
meinde einen Änderungsspielraum einräumen, soweit 
die aktuelle oder zukünftige Wohnungsmarktsituation 
in der Gemeinde dies zulässt.

	 Hierzu hat die Gemeinde dem LBV aussagekräftige 
Unterlagen vorzulegen.

	 Das LBV gibt der Gemeinde in seiner Entscheidung 
über den Änderungsspielraum verbindliche Parameter 
vor, die in den Modernisierungsverträgen zu den Ein-
zelvorhaben ihren Niederschlag zu finden haben.

17.6	 Wenn die laufende Gesamtmaßnahme bisher noch 
nicht auf der Grundlage einer Energiestrategie durch-
geführt wurde, dann sind die wesentlichen Ergebnisse 
beziehungsweise Zwischenergebnisse der eingeleite-
ten Erarbeitung innerhalb eines Jahres in dem dann 
einzureichenden Folgeantrag darzustellen.

18	 Inkrafttreten und Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 
2015 in Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 2020 außer 
Kraft.

	 Die Städtebauförderungsrichtlinie des Ministeriums 
für Infrastruktur und Landwirtschaft - StBauFR 2009 - 
Fortschreibung 2012 vom 7. September 2012 (ABl. 
S. 1467) tritt mit Wirkung vom 30. September 2015 
außer Kraft, soweit in dieser Richtlinie nichts anderes 
bestimmt ist.

Anlage zur StBauFR 2015

In dieser Anlage zur Städtebauförderungsrichtlinie 2015 sind 
unter Abschnitt A. die aktuellen Programmbereiche der Städte-
bauförderung mit ihrer differenzierten Schwerpunktsetzung 
dargestellt.

Unter Abschnitt B. wird für fünf relevante Handlungsfelder der 
Stadtentwicklung detailliert ausgeführt, in welchem Rahmen 
diese durch den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln  
(Bund/Land-Zuwendung einschließlich des überwiegend erfor-
derlichen Eigenanteils der Städte) unterstützt werden können.

Im Einzelnen sind die durch Land und Städte zu berücksichti-
genden Rahmenbedingungen des Mitteleinsatzes dargestellt.

Die gewährten Finanzhilfen sind hierbei gebündelt für beson-
dere Stadtentwicklungsaufgaben der Stadt einzusetzen, die 
ohne Einsatz der gesonderten finanziellen Unterstützung nicht 
zu finanzieren sind.

A.	 Programmbereiche

A.1	 Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen (S/E)

	 Die Zuwendungen sind einzusetzen zur Deckung 
förderfähiger Kosten der Vorbereitung und Durch-
führung städtebaulicher Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen im abgestimmten Rahmen nach 
Maßgabe der §§ 164a, 164b und 169 Absatz 1 Num-
mer 9 BauGB und des Modernisierungs- und In-
standsetzungsgebots nach § 177 Absatz 4 und 5 
BauGB.

A.2	 Förderung des städtebaulichen Denkmalschutzes 
(D)

	 Die Zuwendungen sind einzusetzen zur Förderung 
des Städtebaulichen Denkmalschutzes innerhalb von 
Gesamtmaßnahmen, um insbesondere historische 
Stadtkerne mit denkmalwerter Bausubstanz auf brei-
ter Grundlage zu sichern und zu erhalten.

A.3	 Förderung von Maßnahmen der sozialen Stadt 
(STEP)

	 Gesamtmaßnahmen der Städte werden in diesem 
Förderbereich mit bis zu 66,6 Prozent Finanzhilfen 
von Bund und Land unterstützt.

	 Die Zuwendungen sind einzusetzen zur Förderung 
von Gesamtmaßnahmen der Sozialen Stadt - Inves-
titionen im Quartier für Investitionen in städtebauli-
che Maßnahmen zur Stabilisierung und Aufwertung 
von Stadtteilen mit besonderem Entwicklungsbe-
darf, die aufgrund der Zusammensetzung und wirt-
schaftlichen Situation der darin lebenden und arbei-
tenden Menschen erheblich benachteiligt sind (vgl. 
§ 171e BauGB).

A.4	 Förderung des Stadtumbaus (STUB)

	 Die Zuwendungen sind einzusetzen zur Förderung 
des Stadtumbaus (§ 171a BauGB) in Gebieten, die 
von erheblichen städtebaulichen Funktionsverlusten 
betroffen sind, um diese an Strukturveränderungen 
vor allem in Demografie und Wirtschaft und auf die 
damit verbundenen städtebaulichen Auswirkungen 
anzupassen.

A.4.1	 Förderung von Aufwertungsvorhaben (STUB/AUF)

	 Gesamtmaßnahmen der Städte werden zur Aufwer-
tung von Stadtquartieren in diesem Förderbereich 
mit bis zu 66,6 Prozent Finanzhilfen von Bund und 
Land unterstützt.

A.4.2	 Förderung des Rückbaus von Wohngebäuden 
(STUB/RB)

	 Gesamtmaßnahmen der Städte werden zum Rück-



1275Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 48 vom 2. Dezember 2015

bau von Wohngebäuden in diesem Förderbereich 
mit bis zu 100 Prozent Finanzhilfen von Bund und 
Land unterstützt.

A.4.3	 Förderung der Rückführung der städtischen Infra-
struktur (STUB/RSI)

	 Gesamtmaßnahmen der Städte werden zur stadt- 
umbaubedingten Rückführung und Anpassung städ-
tischer Infrastruktur in diesem Förderbereich mit bis 
zu 100 Prozent Finanzhilfen von Bund und Land 
unterstützt.

A.4.4	 Förderung der Sanierung und Sicherung einschließ-
lich Erwerb von Wohngebäuden (Altbauten) (STUB/
SSE)

	 Gesamtmaßnahmen der Städte werden zur Sanie-
rung und Sicherung von Wohngebäuden, die vor 
1949 errichtet wurden (Altbauten), sowie der Er-
werb von Altbauten durch Städte und Gemeinden 
zur Sanierung und Sicherung in diesem Förderbe-
reich mit bis zu 100 Prozent Finanzhilfen von Bund 
und Land unterstützt.

A.5	 Förderung Aktiver Stadtzentren (ASZ)

	 Gesamtmaßnahmen der Städte werden in diesem 
Förderbereich mit bis zu 66,6 Prozent Finanzhilfen 
von Bund und Land unterstützt.

	 Die Zuwendungen sind einzusetzen zur Stärkung 
von zentralen Versorgungsbereichen, die durch Funk-
tionsverluste, insbesondere gewerblichen Leerstand, 
bedroht oder betroffen sind. Durch die geförderten 
Gesamtmaßnahmen sollen diese Bereiche als Stand-
orte für Wirtschaft und Kultur sowie als Orte zum 
Wohnen, Arbeiten und Leben erhalten und weiter-
entwickelt werden.

A.6	 Förderung Kleinerer Städte und der überörtli-
chen Zusammenarbeit (KLS)

	 Gesamtmaßnahmen der Städte werden in diesem 
Förderbereich mit bis zu 66,6 Prozent Finanzhilfen 
von Bund und Land unterstützt.

	 Die Zuwendungen sind einzusetzen zur Sicherung 
und Stärkung der öffentlichen Daseinsvorsorge in 
Städten und Gemeinden in dünn besiedelten, ländli-
chen, von Abwanderung bedrohten oder vom de-
mografischen Wandel betroffenen Landesteilen.

	 Kooperationen von kleineren Städten mit ihren Um-
landgemeinden sollen mit dem Ziel gefördert wer-
den, die Ankerfunktion der Zentralen Orte zu stabi-
lisieren und diese als Funktionsschwerpunkte für die 
Daseinsvorsorge zu sichern.

	 Die Mittel sind vorrangig einzusetzen zur Erhaltung 
und Entwicklung der kommunalen Infrastruktur zur 

Daseinsvorsorge in funktional verbundenen Gebie-
ten.

	 Auf diese Förderkulissen haben sich die überge-
meindlich zusammenarbeitenden und hierzu eine 
Kooperation bildenden Städte und Gemeinden ge-
meinsam festzulegen.

B.	 Handlungsfelder

B.1	 Vorbereitung der Gesamtmaßnahme und durch-
führungsbezogene Untersuchungen und Gutach-
ten

B.1.1	 Maßnahmen der Vorbereitung der Gesamtmaßnah-
me (§ 140 Nummer 1 bis 6 und § 141 BauGB) ein-
schließlich der Erstellung und qualitativen Fort-
schreibung des gebietsbezogenen Entwicklungs- 
konzeptes nach §§ 171b und 171e BauGB sowie 
sonstiger, programmbezogener Vorbereitungs- und 
Durchführungsplanungen sind förderfähig, soweit 
diese den Zielen der geförderten Gesamtmaßnahme 
dienen (so auch zum Beispiel Wettbewerbsverfahren 
zur baukulturellen Qualitätssicherung und Konzepte 
der energetischen Erneuerung).

B.1.2	 Förderobergrenzen

B.1.2.1	 Über den Durchführungszeitraum der Förderung 
dürfen je Förderprogramm maximal 8 Prozent der 
eingesetzten Städtebauförderungsmittel (Bund/Land/ 
Gemeinde) für städtebauliche Planungen und Un-
tersuchungen verwendet werden.

B.1.3	 Sonderregelungen für einzelne Programmbereiche:

S+E:	 Keine Sonderregelungen

D:	 Keine Sonderregelungen

STEP:	 Keine Sonderregelungen

STUB:	 In dem gebietsbezogenen Entwicklungs-
konzept nach § 171b BauGB sind die städ-
tebaulichen und wohnungswirtschaftlichen 
Belange gegen- und untereinander abzuwä-
gen.

ASZ:	 Keine Sonderregelungen

KLS:	 Gemeindeübergreifende, gebietsbezogene 
Entwicklungskonzepte sind förderfähig über 
die begrenzten Gebietskulissen in den Ge-
meinden hinaus.

B.2	 Begleitung der Gesamtmaßnahme

B.2.1	 Während des Durchführungszeitraumes der Gesamt-
maßnahme sind Ausgaben für Durchführungsaufga-
ben und erforderliche investitionsbegleitende und 
-steuernde Vorhaben förderfähig, wie zum Beispiel 
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Gebiets- und Citymanagement, touristische Leitsys-
teme, Öffentlichkeitsarbeit sowie sonstige Vorhaben 
der Mitwirkung sowie der Beteiligung der Betroffe-
nen.

	 Ausgaben, die für die Evaluation oder beim Ab-
schluss der städtebaulichen Erneuerung entstehen, 
zum Beispiel für Dokumentationen und die Abrech-
nung der Maßnahme, sind ebenfalls förderfähig.

	 Für Vorhaben, die als selbsttragende Strukturen über 
den Zuwendungszeitraum hinaus vorgesehen sind 
(zum Beispiel für Gebiets- und Citymanagement, 
Eigentümerstandortgemeinschaften), ist die Förde-
rung als anteilige, degressive Anschubförderung zu 
gestalten.

B.2.2	 Förderobergrenzen

B.2.2.1	 Über den Durchführungszeitraum der Förderung 
dürfen je Programmbereich maximal 3 Prozent der 
eingesetzten Städtebauförderungsmittel für Bürger-
beteiligung und Öffentlichkeitsarbeit verwendet 
werden.

B.2.2.2	 Über den Durchführungszeitraum der Förderung 
dürfen je Programmbereich maximal 10 Prozent der 
eingesetzten Städtebauförderungsmittel für geeigne-
te Beauftragte/Sanierungsträger verwendet werden.

B.2.3	 Verfügungsfonds

	 Zur Stärkung von zentralen städtischen Bereichen, 
die durch Funktionsverluste bedroht oder betrof- 
fen sind, kann die Zuwendungsempfängerin einen 
gemeindlichen Verfügungsfonds einrichten, um  
hierüber geeignete Akteure für die Belange der 
Stadtentwicklung zu gewinnen und in die Finanzie-
rung einzubinden. Siehe hierzu auch Nummer 4.2 
sowie die Handlungsfelder B.3 und B.5.

	 Ein solcher Fonds, über dessen Mitteleinsatz ein lo-
kales Gremium entscheidet, kann mit maximal 
50  Prozent Städtebauförderungsmitteln von Bund, 
Land und Gemeinde finanziert werden. Vorausset-
zung für die Gewährung der Zuwendung ist jedoch, 
dass mindestens 50 Prozent der Mittel des Fonds 
von der Wirtschaft, von Immobilien- und Standort-
gemeinschaften, von Privaten und/oder aus zusätzli-
chen Mitteln der Gemeinde in den Fonds eingestellt 
werden.

B.2.4	 Sonderregelungen für einzelne Programmbereiche:

S+E:	 Keine Sonderregelungen

D:	 Keine Sonderregelungen

STEP:	 Aufgrund der besonderen Ausrichtung die-
ses Programmbereichs dürfen maximal 

50  Prozent der insgesamt eingesetzten 
Städtebauförderungsmittel gemäß Num-
mer B.2.2 verwendet werden.

	 Im Sinne des Leitfadens zur Ausgestaltung 
der Gemeinschaftsinitiative „Soziale Stadt“ 
(Zweite Fassung vom 29. August 2005) und 
einer ganzheitlichen Aufwertungsstrategie 
sind auch investitionsbegleitende Vorhaben 
zur Schaffung und Erhaltung sozial stabiler 
Bewohnerstrukturen förderfähig.

	 Der Anteil investitionsbegleitender Vorha-
ben am Förderrahmen ist im Rahmen der 
städtebaulichen Zielplanung darzustellen 
und fortzuschreiben.

	 Über den gemäß Nummer B.2.3 genannten 
Verfügungsfonds hinaus ist bei Bedarf pro 
Gesamtmaßnahme ein „Aktionsfonds für 
die Unterstützung von Aktionen, die von 
Bewohnern getragen werden“ beziehungs-
weise für soziokulturelle Kleinstprojekte 
bis zu maximal 2 500 Euro/Jahr und 
250  Euro/Kleinstprojekt förderfähig. Die 
Zielrichtung des „Aktionsfonds“ ist in der 
städtebaulichen Zielplanung darzustellen 
und im Sinne der Programmintentionen der 
Sozialen Stadt einzusetzen. Über die Ver-
wendung entscheidet ein zu bildendes loka-
les Gremium.

	 Ein an das Gebietsmanagement gekoppel-
ter „Aktionsfonds“ kann im Gegensatz zum 
Verfügungsfonds (Nummer B.2.3) bis zu 
100 Prozent aus Städtebauförderungsmit-
teln finanziert werden.

STUB:	 Keine Sonderregelungen

ASZ:	 Die Förderobergrenze nach Nummer B.2.2.2 
dieser Anlage beträgt 20 Prozent.

KLS:	 Keine Sonderregelungen

B.3	 Baumaßnahmen (§ 148 BauGB)

B.3.1	 Erneuerung von Gebäuden

	 Voraussetzung für den Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln ist, dass:

-	 die Möglichkeiten vorhandener Fachförderpro-
gramme, wie zum Beispiel der Wohnraumförde-
rung, der KfW-Programme zur Energieeffizienz, 
Barrierefreiheit und anderen, in Anspruch ge-
nommen werden und allein über diese Förde-
rung keine angemessene Lösungsmöglichkeit 
für das Einzelvorhaben erzielbar ist, da unren-
tierliche Kosten (analog § 177 BauGB) verblei-
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ben würden. Der Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln ist nur für diesen unrentierlichen 
Baukostenbestandteil zulässig,

	 oder

-	 bei Nichtinanspruchnahme einer möglichen 
Wohnraumförderung die Bauherrenschaft den 
möglichen Anteil der Wohnraumförderung durch 
unverzinsliches Eigenkapital selbst erbringt (Bei 
der Berechnung des Kostenerstattungsbetrages 
sind marktübliche Finanzierungskonditionen zu- 
grunde zu legen.)

	 oder

-	 keine Wohnraumförderung gewährt werden 
kann. Der Nachweis hierzu ist zur gemeindli-
chen Förderakte zu nehmen und entweder zu 
belegen durch den Negativbescheid der ILB, 
durch Gesprächsprotokoll nach Beratung bei der 
ILB oder durch die dokumentierte eigenständige 
Prüfung der Gemeinde anhand der Berechnungs-
hilfe sowie der Checkliste auf der LBV-Internet-
seite. Durch den Nachweis muss erkennbar sein, 
dass der Verzicht auf die Wohnraumförderung 
nicht darauf beruht, dass wesentliche Intentio-
nen der Wohnraumförderung des Landes um-
gangen beziehungsweise außer Acht gelassen 
werden, wie zum Beispiel:

-	 die Mietpreis- und Belegungsbindung wird 
durch den Bauherrn nicht akzeptiert,

-	 der geforderte Modernisierungsstandard 
wird nicht angestrebt,

-	 der Bauherr beabsichtigt durch den Zu-
schuss von Städtebauförderungsmitteln le-
diglich den Eigenanteil von in der Regel 
15  Prozent (beziehungsweise 20 Prozent) 
gemäß den Vorgaben der jeweiligen Wohn-
raumförderrichtlinie ganz oder teilweise zu 
umgehen.

	 Förderfähig sind Ausgaben für die Beseitigung von 
Missständen durch bauliche Maßnahmen, die ent-
sprechend den städtebaulichen Erneuerungszielen 
notwendig sind und den Gebrauchswert von Ge-
bäuden und deren unmittelbarem Umfeld nachhaltig 
erhöhen.

	 Der Maßnahmeumfang ergibt sich dabei aus den zur 
Erreichung der objektkonkreten/grundstücksbezoge-
nen Ziele erforderlichen Baumaßnahmen und kann 
durch die Gemeinde eigenverantwortlich bestimmt 
werden. Sofern mögliche Finanzierungswege aus 
anderen Fachförderungen nicht in Anspruch genom-
men werden, muss die Gemeinde dies bei der Be-
grenzung des Kostenerstattungsbetrages berück-
sichtigen.

	 Die bauliche Maßnahme darf erst nach Bestätigung 
im Bescheid zum Umsetzungsplan begonnen werden.

	 Baunebenkosten sind dabei Bestandteil des Bauvor-
habens und innerhalb der Kostenobergrenzen för-
derfähig (zum Beispiel Planungskosten, notwendige 
Gutachten und Untersuchungen usw.). Die Ge-
meinde prüft die Förderfähigkeit der Baunebenkos-
ten eigenverantwortlich.

	 Ein pauschaler Abzug von mindestens 10 Prozent 
für unterlassene Instandsetzung ist im (reduzierten) 
Kostenerstattungsbetrag zu berücksichtigen, sofern 
keine frühzeitige, angemessene und zumutbare In-
standhaltung erfolgte und nachgewiesen wird, ob-
wohl diese möglich war. Unerheblich ist dabei, seit 
wann die aktuellen Eigentumsrechte an dem Gebäu-
de bestehen.

	 Die Kosten müssen im Hinblick auf die Erhöhung 
des Gebrauchswertes und die Nutzungsdauer des 
Gebäudes unter städtebaulichen und denkmalpflege-
rischen Gesichtspunkten wirtschaftlich vertretbar 
sein. Das heißt, es ist das günstigste Verhältnis zwi-
schen dem verfolgten, übergeordneten Gesamtziel 
und den einzusetzenden Mitteln (Ressourcen) anzu-
streben.

	 Der energetischen Erneuerung von Einzelgebäuden 
und Gebäudegruppen ist im Rahmen der Förderkri-
terien besonders Rechnung zu tragen. Erforderlich 
ist die Durchführung einer energetischen Plausibili-
tätskontrolle zum Abgleich bestehender und geplan-
ter Energieversorgungssysteme und -standards.

	 Mit den baulichen Maßnahmen müssen erhebliche 
Energieeinsparungen und Reduzierungen der CO2-
Emissionen erreicht werden, die durch einen Ener-
giebedarfsausweis nachzuweisen sind. Die Gemein-
den sollen in geeigneten Fällen bauliche Maßnahmen 
vorrangig fördern, die eine hohe Energieeffizienz 
aufweisen (zum Beispiel die Werte der jeweils gel-
tenden Energieeinsparverordnung unterschreiten) 
und/oder bei denen im Bau beziehungsweise bei der 
Energieversorgung nachwachsende Rohstoffe be-
ziehungsweise erneuerbare Energien eingesetzt wer-
den.

	 Werden eigenständige Nutzungseinheiten, zum Bei-
spiel abgeschlossene Wohnungen oder Läden/Ge-
werbeeinheiten, um untergeordnete, unselbstständi-
ge Anbauten (bis zu 50 Prozent Nutzfläche bezie- 
hungsweise Kubatur) erweitert, so sind die damit 
zusammenhängenden baulichen Maßnahmen förder- 
fähig.

	 Nicht förderfähig ist die Instandhaltung (Unterhal-
tung), es sei denn, sie ist Teil einer Erneuerung.

	 Die allgemeine Zweckbindungsfrist bei baulich in-
vestiven Vorhaben beträgt 25 Jahre.
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	 Unterhalb von 26 000 Euro Bruttobaukosten beträgt 
sie zehn Jahre.

B.3.2	 Erneuerung von Gebäuden in privatem oder konfes-
sionellem Eigentum

B.3.2.1	 Voraussetzung für die Förderung der Eigentümerin 
beziehungsweise des Eigentümers durch die Ge-
meinde ist insbesondere, dass der Vorrang der 
Wohnraumförderung beachtet wurde (vgl. Num-
mer B.3.1). Grundsätzlich ist der subsidiäre Einsatz 
von Städtebauförderungsmitteln nur für unrentierli-
che Baukostenbestandteile zulässig. Andere Förder- 
und Finanzierungsmöglichkeiten sind vorrangig zu 
nutzen.

	 In der Regel ist ein zumutbares Eigenkapital des 
Bauherren von mindestens 15 Prozent anzusetzen. 
Ein in Aussicht stehender Zuschuss aus Städte-
bauförderungsmitteln darf nicht dazu verwendet 
werden, den zumutbaren Eigenkapitalanteil unge-
rechtfertigt abzusenken.

	 Vor einer Förderung durch die Gemeinde muss sich 
die Eigentümerin beziehungsweise der Eigentümer 
dieser gegenüber vertraglich verpflichtet haben, die 
Mod./Inst.-Maßnahme entsprechend den Gesamt-
maßnahmezielsetzungen und unter Vereinbarung 
der vorgegebenen Zweckbindungsfrist durchzufüh-
ren, oder es muss ein entsprechendes Modernisie-
rungs- und Instandsetzungsgebot (§ 177 BauGB) 
angeordnet worden sein.

B.3.2.2	 Umfang der förderfähigen Ausgaben

	 Die Gemeinde fördert die Erneuerung privater oder 
konfessioneller Gebäude durch die Gewährung ei-
nes Kostenerstattungsbetrages. Grundlage für des-
sen Berechnung ist eine fachgerecht erstellte Kos-
tenaufstellung auf der Grundlage des „Katalogs för- 
derfähiger Maßnahmen und Kosten“ (Kostenkata-
log).

	 Förderfähig sind die Ausgaben für bauliche Maß-
nahmen - soweit sie von der Gemeinde als erfor-
derlich anerkannt werden.

	 Ein Zuschuss aus Städtebauförderungsmitteln darf 
zur Deckung der Kosten der Modernisierung und 
Instandsetzung nur insoweit gewährt werden, als 
diese Kosten nicht von dem Eigentümer bezie-
hungsweise der Eigentümerin zu tragen sind (analog 
§ 177 Absatz 4 Satz 2 BauGB).

B.3.2.2.1	 Zur Vereinfachung des Verfahrens kann die Gemein-
de unter Verzicht auf eine detaillierte Berechnung 
des Kostenerstattungsbetrages im Einzelfall pau-
schal bis zu 40 Prozent Städtebauförderungsmittel 
einsetzen (analog § 177 Absatz 4 Satz 4 BauGB). 
Die pauschale Förderung erfolgt unabhängig von 

der geplanten Nutzung. Eine Förderung rentierlicher 
Kostenbestandteile ist auszuschließen.

	 Dabei kann der maximal zulässige Pauschalbetrag 
durch die Gemeinde eigenverantwortlich unter-
schritten werden, wenn die Bauherrschaft die damit 
bei ihr verbleibenden Kosten tragen kann und somit 
das Sanierungsziel auf dem Grundstück auch mit 
dem Einsatz geringerer Städtebauförderungsmittel 
erreicht wird.

	 Die Förderobergrenze für die einzusetzenden Städ-
tebauförderungsmittel von 1 500 Euro/m² Wohn- be-
ziehungsweise Nutzfläche ist nicht zu überschreiten.

	 Bei Gebäuden, die wegen ihrer geschichtlichen, 
künstlerischen oder städtebaulichen Bedeutung er-
halten bleiben sollen, vor allem bei denkmalge-
schützten Gebäuden, können unter Verzicht auf eine 
detaillierte Berechnung des Kostenerstattungsbetra-
ges im Einzelfall bis zu 55 Prozent Städtebauförde-
rungsmittel eingesetzt werden (analog § 177 Ab-
satz 4 Satz 4 BauGB).

	 Die erhöhte Pauschale gilt ebenso für Gebäude, de-
ren Erneuerung Bestandteil eines quartiersbezoge-
nen Heiz-/Energieverbundes ist.

	 In den genannten Fällen ist eine Förderobergrenze 
für die einzusetzenden Städtebauförderungsmittel 
von 2 200 Euro/m² Wohn- beziehungsweise Nutzflä-
che nicht zu überschreiten.

	 Bei Inanspruchnahme der Wohnraumförderung be-
ziehungsweise bei bestehender Möglichkeit der In-
anspruchnahme können Städtebauförderungsmittel 
für die unrentierlichen Kosten eingesetzt werden. 
Den Kostenerstattungsertrag berechnet die Gemein-
de in geeigneter Weise für den Einzelfall unter Be-
rücksichtigung von Fremdkapital, Drittmitteln und 
zu erzielenden Einnahmen. Bei der Ermittlung der 
unrentierlichen Kosten sind ausschließlich markt-
konforme Parameter anzusetzen (ein Unterstüt-
zungsangebot in Form einer Berechnungshilfe stellt 
das Land bereit).

B.3.2.2.2	 Erhöhte Förderung besonderer Gebäude

	 Ein Kostenerstattungsbetrag über 55 Prozent Städte-
bauförderungsmittel hinaus, der zur konkreten Ab-
wendung eines Erneuerungsgebotes vereinbart wer-
den soll, setzt stets die fachliche Vorbereitung wie 
eine Anordnung nach § 177 BauGB voraus. Eine 
Pauschalierung ist in diesem Fall nicht möglich. Die 
Gemeinde berechnet in geeigneter Weise den Kos-
tenerstattungsertrag für den Einzelfall unter Berück-
sichtigung von Fremdkapital, Drittmitteln und zu 
erzielenden Einnahmen (zum Beispiel Mieten in 
ortsüblicher Höhe).



1279Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 48 vom 2. Dezember 2015

B.3.2.2.3	 Beim Erlass eines Erneuerungsgebots nach § 177 
BauGB sind die Kosten förderfähig, die die Ei- 
gentümerin beziehungsweise der Eigentümer nach 
§ 177 Absatz 4 BauGB nicht zu tragen hat.

B.3.2.2.4	 Der Abbau eines denkmalgeschützten Gebäudes 
zum Wiederaufbau unter Verwendung eines erheb-
lichen Teils alter Gebäudeteile und Wiederherstel-
lung der historischen Architektur ist wie eine Er-
neuerung förderfähig. Für die Einhaltung denk- 
malrechtlicher Belange ist die Gemeinde verant-
wortlich.

B.3.3	 Erneuerung von Gebäuden im Eigentum der Ge-
meinde

B.3.3.1	 Gebäude, die zukünftig teilweise oder vollständig 
zum Wohnen genutzt werden

	 Voraussetzung für die Förderung ist, dass der Vor-
rang der Wohnraumförderung beachtet wurde (vgl. 
Nummer B.3.1).

	 Grundsätzlich ist der subsidiäre Einsatz von Städte-
bauförderungsmitteln nur für unrentierliche Bau-
kostenbestandteile zulässig. Andere Förder- und Fi-
nanzierungsmöglichkeiten sind vorrangig zu nutzen.

B.3.3.2	 Umfang der förderfähigen Ausgaben

	 Lediglich zur Vereinfachung des Verfahrens kann 
die Gemeinde unter Verzicht auf eine genaue Be-
rechnung des Kostenerstattungsbetrages für das Ein-
zelobjekt pauschal bis zu 60 Prozent Städtebauför-
derungsmittel einsetzen (analog § 177 Absatz 4 
Satz 4 BauGB).

	 Die pauschale Förderung erfolgt unabhängig von 
der geplanten Nutzung. Eine Übernahme rentierli-
cher Kostenbestandteile ist auszuschließen.

	 Bei Gebäuden, die wegen ihrer geschichtlichen, 
künstlerischen oder städtebaulichen Bedeutung er-
halten bleiben sollen, vor allem bei denkmalge-
schützten Gebäuden, können bis zu 85 Prozent Städ-
tebauförderungsmittel eingesetzt werden. Num- 
mer B.3.2.2.4 dieser Anlage gilt entsprechend. Die 
Gemeinde berechnet in geeigneter Weise den Kos-
tenerstattungsertrag für den Einzelfall unter Berück-
sichtigung von Fremdkapital, Drittmitteln und zu 
erzielenden Einnahmen.

	 Bei Inanspruchnahme der Wohnraumförderung be-
ziehungsweise bei bestehender Möglichkeit der In-
anspruchnahme können Städtebauförderungsmittel 
für die unrentierlichen Kosten eingesetzt werden. 
Den Kostenerstattungsertrag berechnet die Gemein-
de in geeigneter Weise für den Einzelfall unter Be-
rücksichtigung von Fremdkapital, Drittmitteln und 
zu erzielenden Einnahmen. Bei der Ermittlung der 
unrentierlichen Kosten sind ausschließlich markt-

konforme Parameter anzusetzen (ein Unterstützungs-
angebot in Form einer Berechnungshilfe stellt das 
Land bereit).

B.3.4	 Errichtung, Änderung und Erneuerung von Gemein-
bedarfs- und Folgeeinrichtungen (§ 148 BauGB)

B.3.4.1	 Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen im Sinne 
des § 148 BauGB sind öffentlichen Zwecken die-
nende bauliche Anlagen und Einrichtungen, die eine 
Gemeinde (oder ein durch diese beauftragter Träger) 
aus ihrem konkreten Aufgabenbereich heraus und 
entsprechend den Gesamtmaßnahmezielsetzungen 
einrichtet, ändert oder erneuert, um die soziale, kul-
turelle oder verwaltungsmäßige Betreuung der Ein-
wohner und Einwohnerinnen zu verbessern. Dazu 
gehören zum Beispiel Kindergärten, Kinderbetreu-
ungseinrichtungen, Altenbegegnungsstätten, kom-
munale Verwaltungsgebäude und andere Gebäude 
mit Publikumsverkehr, wie zum Beispiel Rathaus, 
Stadtbücherei, Versammlungsräume und Begeg-
nungsstätten.

B.3.4.2	 Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen können 
auch dann der Gesamtmaßnahme dienen, wenn sie 
außerhalb der Gebietskulisse liegen, aber von inner-
halb der Kulisse lebenden Einwohnern genutzt wer-
den.

B.3.4.3	 Förderfähig sind die Ausgaben für die Errichtung, 
Änderung und Erneuerung von Gemeinbedarfs- und 
Folgeeinrichtungen im Aufgabenbereich der Ge-
meinde abzüglich von Zuschüssen anderer öffentli-
cher Stellen (zum Beispiel der Denkmalpflege, des 
Kreises sowie Eigenanteilen von beauftragten Trä-
gern) für die Baumaßnahme.

	 Neubauten sind grundsätzlich nur förderfähig, wenn 
keine vorhandenen Gebäude oder Gebäudeteile zu 
einer angemessenen Umnutzung zur Verfügung ste-
hen. Sie sind nur insoweit förderfähig, als sie auch 
der städtebaulichen Verbesserung bestehender In-
nenstadtensembles dienen (Arrondierung und Lü-
ckenschließung) und nachzuweisen ist, dass keine 
andere Finanzierungsmöglichkeit besteht.

	 Bei der Modernisierung und Instandsetzung ist den 
energetischen Anforderungen zur Sicherstellung der 
Klimaschutzziele Rechnung zu tragen (zu beachten: 
Hinweise zu energetischen Anforderungen unter 
Nummer B.3.1).

	 Insbesondere sollen die Möglichkeiten genutzt wer-
den, mit dem Vorhaben eine quartiersbezogene ener-
getische Erneuerung einzuleiten (zum Beispiel Nah- 
wärmeverbund/Insellösungen). Für die energetische 
Erneuerung sind vorrangig die in diesem Zusam-
menhang bereitstehenden Finanzierungs- und För-
dermöglichkeiten zu nutzen (zum Beispiel entspre-
chende Programme der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau).
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B.3.4.4	 Der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln kann 
für bauliche Maßnahmen pauschal mit einem Anteil 
von bis zu 80 Prozent erfolgen. Bei denkmalge-
schützten Gebäuden können bis zu 100 Prozent 
Städtebauförderungsmittel eingesetzt werden.

B.3.5	 Sonstige Baumaßnahmen

B.3.5.1	 In Einzelfällen kommt nach § 148 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 BauGB in Betracht, dass die Gemeinde 
allein oder im Rahmen einer Bauherrengemein-
schaft anstelle eines fehlenden Investors eine Bau-
maßnahme durchführt.

B.3.5.1.1	 Voraussetzung für die Förderung solcher Baumaß-
nahmen ist, dass:

-	 die Baumaßnahme zwingend notwendig ist, um 
die städtebauliche Erneuerung zügig weiterzu-
führen oder abzuschließen,

-	 nur durch einen Selbsteintritt der Gemeinde die 
rechtzeitige Durchführung des Vorhabens gesi-
chert ist.

B.3.5.1.2	 Gefördert werden können die Ausgaben der Bau-
maßnahme oder die Finanzierungskosten in Form 
des Zinsausgleichs im Sinne von Nummer B.4.1.2 
dieser Anlage.

	 Bei Veräußerung des Objekts vor Abschluss der Ge-
samtmaßnahme ist der Erlös als städtebaulich be-
dingte Einnahme zu behandeln; zum Wertansatz bei 
der Abrechnung vgl. Nummer 15.5.1 der Richtlinie.

B.3.5.2	 Als Baumaßnahmen gelten auch Maßnahmen zum 
Ausgleich im Sinne des § 1a Absatz 3 BauGB, so-
weit sie auf den Grundstücken durchgeführt werden, 
auf denen Eingriffe in Natur und Landschaft zu er-
warten sind (§ 148 Absatz 2 Satz 2 BauGB).

B.3.6	 Verfügungsfonds

	 Nach Nummer 4.2 der Förderrichtlinie können Städ-
tebauförderungsmittel anteilig auch durch ein loka-
les Gremium mit der Zielrichtung dieses Hand-
lungsfeldes ausgereicht werden. Siehe hierzu auch 
die Hinweise zum Verfügungsfonds unter Num-
mer 2 StBauFR 2015 - Begriffsbestimmungen - so-
wie unter Nummern B.2.3 und B.5.5 dieser Anlage.

B.3.7	 Sonderregelungen für einzelne Programmbereiche:

S+E:	 Keine Sonderregelungen

D:	 Gebäude mit geschichtlicher, künstleri-
scher beziehungsweise städtebaulicher Be-
deutung genießen bei Modernisierung und 
Instandsetzung Vorrang. Die Gemeinde soll 
die Prioritäten bei der Modernisierung und 
Instandsetzung dieser Gebäude mit der zu-
ständigen Denkmalbehörde erörtern und 
auf dieser Grundlage eine Gesamtstrategie 

für die Erhaltung der historischen Bau-
struktur im Sinne des Städtebaulichen 
Denkmalschutzes formulieren.

STEP:	 Bei der Ermittlung des Kostenerstattungs-
betrags kann auf die Anrechnung von Miet- 
oder sonstigen Einnahmen wie zum Bei-
spiel Bewirtschaftungserlöse im Rahmen 
der Gesamtertragsberechnung verzichtet 
werden, wenn die Einnahmen vergleichs-
weise gering sind und sie zur Erweiterung 
des Nutzungsangebots der geförderten Ein-
richtung unmittelbar eingesetzt werden.

STUB:	 Teilprogramm Rückführung der städtischen 
Infrastruktur

	 Förderfähig ist die stadtumbaubedingte An-
passung der sozialen Infrastruktur. Die för-
derfähigen Ausgaben der Herrichtung eines 
Gebäudes der sozialen Infrastruktur für 
eine neue Nutzung können bis zu 90 Pro-
zent gefördert werden, das heißt, es ist ein 
Bauherrenanteil von mindestens 10 Prozent 
zu leisten.

	 Teilprogramm Sanierung und Sicherung 
einschließlich Erwerb von Wohngebäuden 
(Altbauten)

	 Förderfähig ist die Sanierung von Wohnge-
bäuden unter der Voraussetzung, dass diese 
vor 1949 errichtet wurden (Altbauten), von 
geschichtlicher, künstlerischer oder städte-
baulicher Bedeutung sind und Bestandteil 
einer umfassenden Altbauaktivierungsstra-
tegie mit Erhaltungszielsetzung für die his-
torische Baustruktur.

	 Ansonsten gelten für diese Gruppe von 
Wohngebäuden die allgemeinen Rahmenbe-
dingungen von Nummer B.3 dieser Anlage.

ASZ:	 Abweichend von § 177 BauGB können 
auch die Ausgaben für den innenstadtbe-
dingten Mehraufwand beim Bau und der 
Herrichtung von Gebäuden für Handel, 
Dienstleistungen und innenstadt- oder stadt-
teilverträgliches Gewerbe gefördert werden.

KLS:	 Eine Hochbauförderung kann generell nur 
im Zusammenhang mit der langfristig erfor-
derlichen gemeindeübergreifenden Daseins-
vorsorge erfolgen. Die Grundlagen bilden 
eine gemeindeübergreifende, kooperations-
umfassende Bestandsbilanzierung und eine 
gemeinsame städtebauliche Zielplanung.

B.4	 Ordnungsmaßnahmen (§ 147 BauGB)

	 Ordnungsmaßnamen, die mittelbar oder unmittelbar 
die Beseitigung von Baudenkmalen zum Ziel haben, 
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sind nicht förderfähig (siehe Nummern B.4.1.3, 
B.4.4.1).

B.4.1	 Grunderwerb

B.4.1.1	 Förderfähig sind bis zur Höhe des Verkehrswerts be-
ziehungsweise des Werts nach § 153 Absatz 3 BauGB 
die Kosten für den Erwerb von Grundstücken, die 
der Erneuerung dienen, durch die Gemeinde sowie 
die Nebenkosten (zum Beispiel Grunderwerbsteuer, 
Gerichts- und Notarkosten, Maklerprovisionen, Ver-
messungskosten, Kosten für Wertermittlungen und 
amtliche Genehmigungen sowie von Bodenuntersu-
chungen zur Beurteilung des Grundstückswerts).

B.4.1.2	 Innerhalb der Kosten- und Finanzierungsübersicht 
zum Umsetzungsplan kann für den Zwischenerwerb 
von Grundstücken anstelle der Förderung nach 
Nummer B.4.1.1 dieser Anlage ein Zinsausgleich 
dargestellt werden, sofern die förderfähigen Kosten 
insgesamt den Betrag von 100 000 Euro überstei-
gen. Für dessen Berechnung wird unterstellt, dass 
der Kaufpreis einschließlich der Nebenkosten über 
ein Darlehen finanziert wird. Auf dieser Grundlage 
sind Zinsen in Höhe von 4 Prozent für längstens fünf 
Jahre förderfähig (vgl. jedoch Nummer 15.5.1 Ab-
satz 2 zum Wertansatz bei der Abrechnung).

B.4.1.3	 Nicht förderfähig ist die Verwendung von Grundstü-
cken aus dem Vermögen der Gemeinde.

B.4.2	 Bodenordnung

	 Förderfähig sind die Kosten der Maßnahmen, die 
nach den Bestimmungen des Städtebaurechts zur 
rechtlichen oder tatsächlichen Neuordnung der 
Grundstücke entsprechend den Zielen der Gesamt-
maßnahme durchgeführt werden.

	 Förderfähig sind auch entsprechende Kosten bei ei-
ner vertraglichen Regelung.

B.4.3	 Umzug von Betroffenen der städtebaulichen Erneue- 
rung

	 Förderfähig sind die Kosten des Umzugs von Be-
troffenen der städtebaulichen Erneuerung. Hierzu 
gehören die umzugsbedingten Kosten, die der Ge-
meinde selbst oder durch eine vertragliche oder ge-
setzliche Verpflichtung zur Entschädigung, insbeson-
dere bei der Verwirklichung des Sozialplans (§ 180  
BauGB) oder im Rahmen des Härteausgleichs 
(§ 181 BauGB), entstehen. Hierzu zählen neben den 
notwendigen Umzugs- und Verlagerungskosten 
auch die Kosten der Unterbringung in Zwischen- 
unterkünften sowie Entschädigungen für andere um-
zugsbedingte Vermögensnachteile, wenn und soweit 
diese nicht bei der Bemessung der Entschädigung 
für einen Rechtsverlust berücksichtigt worden sind.

	 Betriebsverlagerungskosten können bis zu dem Be-
trag gefördert werden, der nach der „De-minimis-

Regelung“ der EU wettbewerbsrechtlich unbedenk-
lich ist.

B.4.4	 Freilegung von Grundstücken

	 Förderfähig sind:

B.4.4.1	 Abbruch- und Abräumkosten (auch zur Beseitigung 
von unterirdischen baulichen Anlagen) einschließ-
lich Nebenkosten.

	 Der Abbruch von Denkmalen ist nicht förderfähig.

B.4.4.2	 die Kosten für Maßnahmen, die für die Verkehrssi-
cherung und Zwischennutzung des Grundstücks er-
forderlich sind,

B.4.4.3	 die durch die Beseitigung baulicher Anlagen Dritter 
oder der Gemeinde ausgelösten und von der Ge-
meinde zu tragenden Entschädigungen oder Wert-
verluste.

B.4.5	 Sonstige Ordnungsmaßnahmen

	 Förderfähig sind, soweit die Kosten nicht bereits an-
derweitig berücksichtigt worden sind,

B.4.5.1	 Aufwendungen, die von der Gemeinde nach § 150 
BauGB zu erstatten sind,

B.4.5.2	 Entschädigungen, soweit durch sie kein bleibender 
Gegenwert erlangt wird,

B.4.5.3	 Ausgaben für den Härteausgleich (§ 181 BauGB),

B.4.5.4	 sonstige von der Gemeinde im Rahmen der Durch-
führung von Ordnungsmaßnahmen zu tragende Kos-
ten zur Verwirklichung des Sozialplans (zum Bei-
spiel Entschädigung nach § 185 BauGB),

B.4.5.5	 Kosten, die von der Gemeinde einer Eigentümerin 
beziehungsweise einem Eigentümer aufgrund eines 
Vertrages nach § 146 Absatz 3 BauGB zu erstatten 
sind,

B.4.5.6	 sonstige Kosten, die bei der Durchführung von Ord-
nungsmaßnahmen entstehen können,

B.4.5.7 	 sonstige Kosten für weitere Maßnahmen, die erfor-
derlich sind, damit Baumaßnahmen durchgeführt 
werden können (zum Beispiel die kurzzeitige oder 
nachhaltige Sicherung von Gebäuden mit geschicht-
licher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeu-
tung als Bestandteil einer Gesamtstrategie für die 
Erhaltung der historischen Baustruktur und einer 
angemessenen Zwischennutzung),

B.4.5.8	 Kosten für die Bereitstellung von Flächen und die 
Durchführung von Maßnahmen zum Ausgleich im 
Sinne des § 1a Absatz 3 BauGB, soweit sie gemäß 
§ 9 Absatz 1a BauGB an anderer Stelle den Grund-
stücken, auf denen Eingriffe in Natur und Land-
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schaft zu erwarten sind, ganz oder teilweise zuge-
ordnet sind (§ 147 Satz 2 BauGB).

B.4.5.9	 Ein Kontingent für kleinere, die Sanierung beglei-
tende Ordnungsmaßnahmen kann im Rahmen des 
Umsetzungsplanes pauschal bis zu einer maximalen 
Höhe von 150 000 Euro zuwendungsfähige Gesamt-
kosten aufgenommen werden. Die Vorhaben des 
Ordnungsmaßnahmenkontingents müssen sich aus 
der städtebaulichen Zielplanung ableiten.

	 Der Rückbau von vor 1919 in straßenrandparalleler 
Blockrandbebauung errichteten Altbauten sowie der 
Rückbau von Denkmalen sind über das Ordnungs-
maßnahmenkontingent nicht förderfähig.

	 Die Gemeinden prüfen in eigener Verantwortung die 
ordnungsgemäße Verwendung des Ordnungsmaß-
nahmenkontingents.

B.4.6	 Voraussetzung für die Förderung gegenüber Dritten 
ist, dass mit der Ordnungsmaßnahme noch nicht be-
gonnen wurde, die betroffene Eigentümerin bezie-
hungsweise der betroffene Eigentümer sich vorher 
vertraglich gegenüber der Gemeinde verpflichtet hat, 
bestimmte Ordnungsmaßnahmen unter Vereinbarung 
einer angemessenen Zweckbindungsfrist durchzu-
führen oder ein Sicherungs- oder Beräumungsgebot 
ergangen ist.

B.4.7	 Sonderregelungen für einzelne Programmbereiche:

S+E:	 Keine Sonderregelungen

D:	 Ordnungsmaßnahmen sind nur förderfähig 
im Zusammenhang mit der unmittelbaren 
und mittelbaren Erhaltung und Wiederher-
stellung des historischen Stadtbilds.

STEP:	 Keine Sonderregelungen

STUB:	 Teilprogramm Rückbau:

	 Förderfähig ist der Rückbau leer stehender, 
dauerhaft nicht mehr benötigter Wohnge-
bäude oder Wohngebäudeteile. Zu Wohnge-
bäuden gehören auch die Gewerbeflächen 
in überwiegend, das heißt zu mehr als 
50 Prozent, zum Wohnen genutzter Gebäu-
de.

	 Die Förderung erfolgt bis zu einer Förder- 
obergrenze von:

	 Bei Zuwendungsbescheiden der Programm-
jahre bis 2009:

-	 50 Euro/m² rückzubauender Wohn-/Ge-
werbefläche bei Gebäuden mit weniger 
als sieben Geschossen,

-	 60 Euro/m² rückzubauender Wohn-/Ge-
werbefläche bei Gebäuden ab sieben 
Geschossen.

	 Bei Zuwendungsbescheiden ab Programm-
jahr 2010:

-	 70 Euro/m² rückzubauender Wohn-/Ge-
werbefläche.

	 Bei der Berechnung des maximalen Förder-
betrages können Gewerbeflächen berück-
sichtigt werden, sofern das Gebäude über-
wiegend zum Wohnen genutzt wird.

	 Im Rahmen der Rückbauförderung sind 
insbesondere förderfähig:

-	 Aufwendungen für die Freimachung 
von Wohnungen,

-	 Aufwendungen für den Rückbau un-
mittelbar (Abrisskosten),

-	 Aufwendungen für eine einfache Her-
richtung des Grundstücks zur Wieder-
nutzung, dazu zählt insbesondere die 
Begrünung,

-	 baufachliche Prüfung.

	 Der Rückbau von vor 1919 errichteten Ge-
bäuden in straßenrandparalleler Blockrand-
bebauung (Vorderhäuser) oder anderen das 
Stadtbild prägenden Gebäuden sowie der 
Rückbau von denkmalgeschützten Gebäu-
den und Ruinen ist nicht förderfähig.

	 In Ortsteilen von Stadtumbaustädten außer-
halb der Gesamtmaßnahmenkulisse kann 
der Rückbau von überwiegend leerstehen-
den Wohngebäuden mit Baualter nach 1949, 
die nicht unter Denkmalschutz stehen und 
keine städtebauliche Bedeutung besitzen 
und einen städtebaulichen Missstand dar-
stellen, ausnahmsweise (gemäß Nummer 
7.3 StBauFR) förderfähig sein. Die Ge-
meinde muss die Ausnahme mit Antrag auf 
Bestätigung des Umsetzungsplanes plausi-
bel begründen.

	 Bestandteile der Begründungen sind:

-	 die Einordnung in die Stadtumbaustra-
tegie,

-	 die schriftliche Begründung der Stadt 
mit Lageplan (räumliche Abgrenzung 
der Abrissfläche, städtebauliche Situati-
on vor und nach Abriss) und Fotos des 
Objektes und der Umgebung des Ob-
jektes sowie

-	 die schriftliche Erklärung der Grund-
stückseigentümerin beziehungsweise des 
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Grundstückseigentümers zum Abriss-
wunsch, Einvernehmen mit den Miete-
rinnen beziehungsweise Mietern und 
Nichtgeltendmachung von Planungs-
schäden.

	 Teilprogramm Rückführung der städtischen 
Infrastruktur

	 Förderfähig ist die stadtumbaubedingte 
Rückführung der städtischen Infrastruktur 
sowohl im Bereich der sozialen als auch der 
technischen Infrastruktur.

	 Gefördert werden die förderfähigen Ausga-
ben

-	 des Rückbaus der technischen Infra-
struktur bis zu 50 Prozent,

-	 des Rückbaus eines Gebäudes der so- 
zialen Infrastruktur bis zu 90 Prozent, 

	 das heißt, es ist ein Bauherrenanteil von 
mindestens 50 Prozent beziehungsweise 
10 Prozent zu leisten.

	 Sofern keine förmliche Festlegung als Sa-
nierungsgebiet erfolgt, ist zur Ermittlung 
der förderfähigen Kosten der Anpassung 
der technischen Infrastruktur die analoge 
Anwendung des § 150 BauGB möglich und 
eine entsprechende Erstattungsleistung un-
rentierlicher Anpassungskosten gegenüber 
dem Leistungsträger förderfähig.

	 Teilprogramm Sanierung, Sicherung ein-
schließlich Erwerb von Altbauten

	 Förderfähig ist die Sicherung von Wohnge-
bäuden unter der Voraussetzung, dass diese 
vor 1949 errichtet wurden (Altbauten), von 
geschichtlicher, künstlerischer oder städte-
baulicher Bedeutung sind und Bestandteil 
einer umfassenden Altbauaktivierungsstra-
tegie mit Erhaltungszielsetzung für die his-
torische Baustruktur.

	 Förderfähig ist auch der Erwerb von sol-
chen Wohngebäuden (Altbauten) durch die 
Städte und Gemeinden zur Sanierung und 
Sicherung.

	 Ansonsten gelten die allgemeinen Rahmen-
bedingungen von Nummer B.4 dieser Anla-
ge.

ASZ:	 Ordnungsmaßnahmen sind nur förderfähig 
im Zusammenhang mit der Wiedernutzung 
von Grundstücken und von Brachflächen.

KLS:	 Eine Förderung von erforderlichen Ord-
nungsmaßnahmen im Rahmen der Anpas-

sung von Daseinsvorsorgeeinrichtungen 
kann nur im Zusammenhang mit der lang-
fristig erforderlichen gemeindeübergreifen-
den Daseinsvorsorge erfolgen. Die Grund-
lagen bilden eine gemeindeübergreifende, 
kooperationsumfassende Bestandsbilanzie-
rung und eine gemeinsame städtebauliche 
Zielplanung.

B.5	 Herstellung und Änderung von Erschließungs-
anlagen und Freiflächen

B.5.1	 Begriffsbestimmungen

B.5.1.1	 Zu den Erschließungsanlagen gehören insbesondere 
die örtlichen öffentlichen Straßen, Wege, Plätze und 
öffentliche Parkierungsflächen (Parkplätze, Park-
häuser, Tiefgaragen) einschließlich der in diesem 
Zusammenhang stehenden Anlagen zum Zwecke 
der Beleuchtung.

B.5.1.2	 Zu den Freiflächen gehören zum Beispiel Parkflä-
chen, Grünanlagen, gestaltete Treffpunkte für Be-
wohnerinnen und Bewohner wie öffentlich zugäng-
liche Gärten, Spiel- und Aktionsflächen, Wasser- 
läufe, Wasserflächen, öffentliche Spielplätze sowie 
Anlagen und Vorkehrungen gegen Naturgewalten 
und schädliche Umwelteinwirkungen einschließlich 
der in diesem Zusammenhang stehenden Anlagen 
zum Zwecke der Beleuchtung.

B.5.1.3	 Zu den Erschließungsanlagen und Freiflächen gehö-
ren auch damit im Zusammenhang stehende sonsti-
ge Anlagen wie Zuleitungen von Elektrizität, Gas, 
Wasser oder Wärme, zur Ableitung von Abwässern 
und zur Beseitigung fester Abfallstoffe.

B.5.1.4	 Sonderbauwerke zur Herstellung und Änderung von 
Erschließungsanlagen und Freiflächen in Baulast 
der Gemeinde sind:

B.5.1.4.1	 Anlagen der Straßenentwässerung wie zum Beispiel 
Regenwassersammelkanal, Regenrückhaltebecken, 
Regenwasservorbehandlungsanlagen und Pumpwer-
ke, deren Herstellung oder Erneuerung für die Funk-
tionsfähigkeit der Erschließungsanlagen und Frei-
flächen notwendig ist, soweit sie in die Kostenlast 
der Kommunen fallen.

B.5.1.4.2	 Bautechnisch notwendige Stützmauern sowie Stadt-
mauern.

B.5.1.4.3	 Brückenbauwerke, die in der Baulast der Gemeinde 
liegen und durch keine andere Stelle gefördert wer-
den.

B.5.1.4.4	 Städtebauliche Mehraufwendungen für technische, 
selbst nicht förderfähige Anlagen, zum Beispiel für 
Aufwendungen zur städtebaulich verträglichen Ge-
staltung von Versorgungsanlagen wie Gestaltung 
und städtebauliche Integration von notwendigen 
Umformerstationen, oberirdischen Pumpstationen, 
Verteilerschränken der Telekom.
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B.5.1.4.5	 Herstellung von öffentlichen Spiel- und Aktionsflä-
chen und öffentlichen Sport- und Freizeitflächen.

B.5.1.5	 Archäologische Kosten

	 Zu den archäologischen Kosten gehören die durch 
Auflage der Denkmalpflege notwendigen Aufwen-
dungen bezüglich der archäologischen Untersu-
chung, Begleitung und Dokumentation bei der Her-
stellung und Änderung von Erschließungsanlagen 
und Freiflächen.

B.5.2	 Umfang der förderfähigen Ausgaben

B.5.2.1	 Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, 
sind die förderfähigen Kosten für Erschließungs- 
anlagen und Freiflächen, die in der städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme liegen, in voller Höhe, im Übri-
gen soweit sie der städtebaulichen Gesamtmaßnah-
me dienen, zu 50 Prozent förderfähig. Sonderbau-
werke, die für das angestrebte Gesamtmaßnahmeziel 
unerlässlich sind, die aber aus nachvollziehbaren 
Gründen nicht vollständig innerhalb der abgestimm-
ten Förderkulisse liegen beziehungsweise ausge-
führt werden, können vollständig den Kosten der 
Gesamtmaßnahme zugeordnet werden.

B.5.2.2	 Kosten für Erschließungsanlagen, die über Entgelte, 
Gebühren oder Beiträge finanziert werden können, 
sind nicht förderfähig. Dies gilt nicht bei öffentli-
chen Stellplätzen, für deren Förderung der nachge-
wiesene städtebaulich maßnahmebedingte Bedarf 
maßgebend ist (vgl. Nummer 5.3.2).

B.5.2.3	 Kosten für Ersatz und die Änderung grundstücks- 
bezogener Ver- und Entsorgungsanlagen (zum Bei-
spiel Wasserversorgungsleitungen und Abwasserka-
näle) sind bis zu 50 Prozent förderfähig, wenn sie 
durch die städtebauliche Gesamtmaßnahme bedingt 
sind und die zu ersetzenden Anlagen bei linearer Ab-
schreibung noch einen Restwert haben.

B.5.2.4	 Die Kosten für die Herstellung und Änderung von 
Erschließungsanlagen und Freiflächen inklusive der 
Kosten der baufachlichen Prüfung sind (ohne Grund-
erwerb und ohne Sonderbauwerke) bis zu einem Be-
trag von 180 Euro je Quadratmeter umgestalteter 
Grundfläche (Förderobergrenze) förderfähig (vgl. 
Nummer 14.4.3.1 StBauFR 2015).

	 Ferner sind innerhalb der Förderobergrenze Touris-
tische Leitsysteme im Rahmen eines konkreten in-
vestiven Vorhabens im Handlungsfeld B.5 förderfä-
hig (vgl. Nummer B.2.1).

	 Ebenfalls unter Einhaltung der Förderobergrenze 
(vgl. Nummer 5.2.4) ist Kunst im öffentlichen Raum 
förderfähig.

	 Bei Vorhaben zur Änderung von Erschließungsanla-
gen ist zur Einhaltung der Förderobergrenze von 

180 Euro/m² innerhalb der Gesamtmaßnahme eine 
Verrechnung von Mehr- und Minderkosten bezogen 
auf Vorhaben, die nach Inkrafttreten der Städte-
bauförderungsrichtlinien vom 9. Juli 2009 (ABl. 
S. 1515) begonnen wurden, zulässig.

	 Bei Anlagen der Straßenentwässerung sind nur die 
Anteile (Berechnung über die Flächenanteile) för-
derfähig, die der Gebietsentsorgung dienen.

	 Zu den Kosten nach Absatz 1 gehören unter ande-
rem auch die notwendigen Erdarbeiten und der Un-
terbau, die Kosten der Oberflächenentwässerung 
und Gestaltung der Oberflächen einschließlich Be-
leuchtung, Möblierung, Begrünung und die erfor-
derlichen Anpassungsmaßnahmen sowie erforderli-
che Aufwendungen zur Sicherstellung barrierefreier 
Nutzbarkeit.

B.5.2.5	 Die Kosten für die Herstellung und die Änderung 
für die unter Nummer B.5.1.4 genannten Sonder-
bauwerke sind ohne Förderobergrenze zusätzlich zu 
der in Nummer B.5.2.4, erster Absatz genannten 
Förderobergrenze förderfähig.

B.5.2.6	 Die archäologischen Kosten sind bezogen auf die 
Gesamtmaßnahme im Rahmen des im letzten Um-
setzungsplan abgestimmten Prozentsatzes zusätz-
lich zu der in Nummer B.5.2.4, erster Absatz ge-
nannten Förderobergrenze förderfähig.

B.5.3	 Öffentliche Parkierungsflächen

B.5.3.1	 Parkierungsflächen sind im Sinne dieser Richtlinie 
öffentlich, wenn

-	 sie tatsächlich von jeder Person benutzt werden 
können und

-	 diese Nutzungsmöglichkeit langfristig gesichert 
ist, zum Beispiel durch Bebauungsplan, straßen-
rechtliche Widmung oder Vertrag (in der Regel 
mit dinglicher Sicherung) zwischen der Ge-
meinde und der Eigentümerin beziehungsweise 
dem Eigentümer der Anlage.

B.5.3.2	 Als städtebaulich maßnahmebedingter Bedarf an öf-
fentlichen Stellplätzen der städtebaulichen Gesamt-
maßnahme werden bis zu 50 Prozent der öffentli-
chen und privaten Stellplätze im Erneuerungsgebiet 
anerkannt, die bei einer erstmaligen Bebauung des 
Gebiets entsprechend den städtebaulichen Erneue-
rungszielen auf Grundlage der örtlichen Stellplatz-
satzung herzustellen wären.

B.5.4	 Freiflächen in privatem Eigentum

B.5.4.1	 Förderfähig sind Ausgaben für die Nachbesserung, 
Umgestaltung und Neuanlage von Freiflächen im 
privaten Eigentum und/oder mit privater Nutzung 
innerhalb der städtebaulichen Gesamtmaßnahme.



1285Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 48 vom 2. Dezember 2015

B.5.4.2	 Die Kosten für die Nachbesserung, Umgestaltung 
oder Neuanlage von Freiflächen sind bis zu einem 
Betrag von 150 Euro je Quadratmeter umgestalteter 
Grundstücksfläche förderfähig (maximale förderfä-
hige Kosten). Nummer B.5.2.5 gilt entsprechend.

B.5.4.3	 Die Eigentümerin beziehungsweise der Eigentümer 
hat einen Finanzierungsanteil von 80 Prozent der 
förderfähigen Kosten aufzubringen.

B.5.5	 Verfügungsfonds

	 Nach Nummer 4.2 der Förderrichtlinie können Städ-
tebauförderungsmittel anteilig auch durch ein loka-
les Gremium mit der Zielrichtung dieses Handlungs-
feldes ausgereicht werden. Siehe hierzu auch 
Handlungsfelder B.2 und B.3.

B.5.6	 Es gilt eine Zweckbindung von 25 Jahren. Bei bau-
lich-investiven Vorhaben unterhalb von 26 000 Euro 
beträgt sie zehn Jahre.

B.5.7	 Sonderregelungen für einzelne Programmbereiche:

S+E:	 Keine Sonderregelungen
D:	 Keine Sonderregelungen
STEP:	 Keine Sonderregelungen
STUB:	 Keine Sonderregelungen
ASZ:	 Keine Sonderregelungen
KLS:	 Keine Sonderregelungen

Lautsprecher- und Plakatwerbung 
auf öffentlichen Straßen aus Anlass

von allgemeinen Wahlen, Volksbegehren, 
Volksentscheiden, Bürgerbegehren und 

Bürgerentscheiden im Land Brandenburg

Allgemeinverfügung 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung

Abteilung 4 - Straßenverkehr -
Vom 18. November 2015

Nach Anhörung des Ministeriums des Innern und für Kommu-
nales des Landes Brandenburg und des Ministeriums für Länd-
liche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes 
Brandenburg werden für Lautsprecher- und Plakatwerbung auf 
Straßen aus Anlass von Wahlen im Land Brandenburg den Par-
teien und sonstigen Wahlvorschlagsträgern, die sich der jewei-
ligen Wahl stellen, nach § 46 Absatz 2 Satz 1 der Straßenver-
kehrs-Ordnung (StVO) unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs die nachstehenden Ausnahmen von den Vorschriften 
der StVO genehmigt:

1.	 Abweichend von § 33 Absatz 1 Nummer 1 StVO dürfen 
Lautsprecher zum Zwecke der Wahlwerbung innerhalb ei-
ner Zeit von sechs Wochen vor dem Wahltag, nicht aber am 
Wahltag selbst, betrieben werden.

	 Dabei ist Folgendes zu beachten:

a)	 Der Betrieb von Lautsprechern darf nicht zur Gefähr-
dung des Straßenverkehrs führen; er muss insbesondere 
auf verkehrsreichen Straßen (zum Beispiel Ortsdurch-
fahrten im Zuge von Bundesstraßen) sowie an Ver-
kehrsknotenpunkten unterbleiben,

b)	 er ist ferner unzulässig in der Zeit von 20 bis 7 Uhr und 
in Wohngebieten, darüber hinaus auch während der Zeit 
von 13 bis 15 Uhr. In der Nähe von Krankenhäusern, 
Pflegeheimen, Altenheimen und ähnlichen Anstalten 
und Einrichtungen hat er grundsätzlich zu unterbleiben,

c)	 zur Verringerung der Lärmbelästigung sind Musikstü-
cke zwischen den einzelnen Durchsagen so kurz wie 
möglich zu halten,

d)	 vor Inbetriebnahme sind die Ordnungsbehörden der ört-
lich zuständigen Gemeinden unter Hinweis auf § 11 Ab-
satz 3 des Landesimmissionsschutzgesetzes (LImschG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juli 1999 
(GVBl. I S. 386), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32), zu unter-
richten und

e)	 Weisungen von Überwachungskräften, die dieser Aus-
nahmeregelung entgegenstehen, ist Folge zu leisten.

2.	 Unter Berücksichtigung von § 32 Absatz 1 Satz 1 und § 33 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 2 StVO darf Plakat-
werbung innerhalb einer Zeit von zwei Monaten unmittel-
bar vor dem Wahltag durchgeführt werden.

	 Dabei ist Folgendes zu beachten:

a)	 Die Plakatwerbung ist unzulässig im Bereich von 
Kreuzungen und Einmündungen, vor Fußgängerüber-
wegen und Bahnübergängen sowie am Innenrand von 
Kurven,

b)	 die Plakatwerbung darf nach Ort und Art der Anbrin-
gung sowie nach Form und Farbe der Plakate nicht zu 
Verwechselungen mit Verkehrszeichen und -einrichtun-
gen Anlass geben oder deren Wirkung beeinträchtigen. 
Auf § 33 Absatz 2 StVO wird hingewiesen,

c)	 das Annageln von Plakaten an Straßenbäumen sowie 
die Befestigung von Werbeträgern und Plakaten an 
Pfosten vorhandener Verkehrszeichen und -einrichtun-
gen sind unzulässig,

d)	 Plakattafeln, -träger und Stellflächen müssen stand- 
sicher aufgestellt werden,

e)	 bei der Anbringung von Werbeträgern an Straßeneigen-
tum, insbesondere an Straßenbäumen, ist das Licht-
raumprofil freizuhalten,

f)	 an Bundesautobahnen, Kraftfahrstraßen und außerorts 
an vierstreifigen Straßen ist Plakatwerbung unzulässig,
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g)	 vor Beginn der Plakatwerbung sind die Straßenver-
kehrsbehörden der Landkreise, kreisfreien Städte und 
Großen kreisangehörigen Städte über die Vorhaben der 
Plakatwerbung zu unterrichten, damit diese gegebenen-
falls die für die Sicherheit des Verkehrs erforderlichen 
Auflagen jeweils nach den örtlichen Gegebenheiten 
festlegen können und

h)	 soweit die Träger der Straßenbaulast oder die Straßen-
baubehörden zur Erteilung von Erlaubnissen, Zustim-
mungen oder Genehmigungen befugt sind, haben sie 
davon auszugehen, dass ein öffentliches Interesse an 
ihrer Erteilung besteht beziehungsweise dass Gründe 
des allgemeinen Wohls eine Abweichung erfordern.

3.	 Die Plakatwerbung bedarf keiner Baugenehmigung.

4.	 Die Regelungen der §§ 8, 9 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG, BGBl. 1994 I S. 854) und §§ 18, 19, 24 des Bran-
denburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I S. 358), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Juli 2014 (GVBl. I 
Nr. 27), bleiben hiervon unberührt.

5.	 Die Plakatwerbung ist unverzüglich nach dem Wahltag zu 
entfernen.

6.	 Ein Genehmigungswiderruf hat zu erfolgen, wenn der ein-
gereichte Wahlvorschlag des betreffenden Wahlvorschlags-
trägers vom zuständigen Wahlausschuss zurückgewiesen 
wurde.

7.	 Vorstehende Regelungen sind auf 

-	 Volksbegehren und Volksentscheide im Sinne des Volks-
abstimmungsgesetzes vom 14. April 1993 (VAGBbg),

-	 Bürgerbegehren und Bürgerentscheide im Sinne der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18. Dezember 2007 und

-	 Bürgerbegehren und Bürgerentscheide im Sinne des 
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes vom 
9. Juli 2009 (BbgKWahlG)

	 sinngemäß anzuwenden. 

	 An die Stelle der Wahlvorschlagsträger treten bei Volksbe-
gehren und Volksentscheiden die Vertreter im Sinne des § 2 
Absatz 3 VAGBbg und die Vereinigungen, die aus Anlass 
eines Volksbegehrens oder eines Volksentscheides tätig 
werden. Plakatwerbung, die in unmittelbarem Zusammen-
hang mit dem Volksbegehren steht, ist für sechs Monate 
während der Eintragungsfrist gestattet. Plakatwerbung, die 
in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Volksentscheid 
steht, ist zwei Monate vor dem Abstimmungstag gestattet.

	 An die Stelle der Wahlvorschlagsträger treten bei Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheiden nach der Kommunalverfas-
sung die Vertrauenspersonen im Sinne des § 15 Absatz 1 
Satz 6 BbgKVerf und die Vereinigungen, die aus Anlass 
eines Bürgerbegehrens oder eines Bürgerentscheides tätig 
werden. Plakatwerbung, die in unmittelbarem Zusammen-

hang mit einem Bürgerbegehren gegen einen Beschluss der 
Vertretung gemäß § 15 Absatz 1 Satz 3 BbgKVerf steht, ist 
acht Wochen nach der Veröffentlichung des Beschlusses 
gestattet. Plakatwerbung, die in unmittelbarem Zusammen-
hang mit einem sonstigen Bürgerbegehren über eine Ge-
meindeangelegenheit im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 
BbgKVerf steht, ist für sechs Monate ab Anzeige bei der 
zuständigen Straßenverkehrsbehörde, jedoch längstens bis 
zur Einreichung des Bürgerbegehrens beim Wahlleiter ge-
stattet.

	 Plakatwerbung, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
einem anschließenden Bürgerentscheid steht, ist zwei Mo-
nate vor dem festgelegten Abstimmungstag gestattet.

	 An die Stelle der Wahlvorschlagsträger treten bei Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheiden nach § 81 Absatz 1 und 2 
BbgKWahlG die Vertrauenspersonen im Sinne des § 31 
BbgKWahlG und die Vereinigungen, die aus Anlass des 
Bürgerbegehrens oder des Bürgerentscheides tätig werden. 
Plakatwerbung, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
diesem Bürgerbegehren steht, ist einen Monat ab Anzeige 
bei der zuständigen Straßenverkehrsbehörde, jedoch längs-
tens bis zur Einreichung des Bürgerbegehrens beim Wahl-
leiter gestattet. Plakatwerbung, die in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit einem anschließenden Bürgerentscheid 
steht, ist zwei Monate vor dem festgelegten Abstimmungs-
tag gestattet.

8.	 Inkrafttreten/Außerkrafttreten

	 Diese Regelung tritt am 23. November 2015 in Kraft und 
am 31. Dezember 2020 außer Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Allgemeinverfügung des Ministeriums für Stadtentwick-
lung, Wohnen und Verkehr, Abteilung 5 - Straßenverkehr - 
vom 21. Mai 1999 (ABl. S. 496) außer Kraft. 

Errichtung der 
„WieGo - Stiftung Lebenswege fördern“

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Vom 13. November 2015

Auf Grund des § 13 des Stiftungsgesetzes für das Land Bran-
denburg (StiftGBbg) vom 20. April 2004 (GVBl. I S. 150) wird 
hiermit die Anerkennung der „WieGo - Stiftung Lebenswege 
fördern“ mit Sitz in Stahnsdorf als rechtsfähig öffentlich be-
kannt gemacht. 

Zweck der Stiftung ist:

-	 Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung, ein-
schließlich der Studentenhilfe,

-	 Förderung der Kinder- und Jugendhilfe,
-	 Förderung von Wissenschaft und Forschung,
-	 Förderung von Kunst und Kultur.
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Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung. 

Die gemäß § 4 Absatz 1 StiftGBbg zuständige Verwaltungsbe-
hörde für die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land 
Brandenburg, das Ministerium des Innern und für Kommuna-
les, hat die Anerkennung der Rechtsfähigkeit mit Urkunde vom 
13. November 2015 erteilt.

Durchführung eines Volksbegehrens

Bekanntmachung des Landesabstimmungsleiters
Vom 16. November 2015

Die Vertreter der Volksinitiative „Volksinitiative für größere 
Mindestabstände von Windrädern sowie keine Windräder im 
Wald“ haben fristgemäß die Durchführung eines Volksbegeh-
rens verlangt. Die Landesregierung oder ein Drittel der Mitglie-
der des Landtages Brandenburg haben innerhalb der Frist des 
§ 13 Absatz 3 des Volksabstimmungsgesetzes keine Klage ge-
gen die Zulässigkeit des Volksbegehrens anhängig gemacht.

Das Volksbegehren kann durch alle stimmberechtigten Bürge-
rinnen und Bürger ab dem 7. Januar 2016 bis zum 6. Juli 2016 
durch Eintragung in die amtlichen Eintragungslisten oder durch 
briefliche Eintragung auf den Eintragungsscheinen unterstützt 
werden. Näheres wird durch die örtlichen Abstimmungsbehör-
den öffentlich bekannt gemacht.

Das verlangte Volksbegehren hat folgenden Wortlaut:

„Volksinitiative für größere Mindestabstände von Windrä-
dern sowie keine Windräder im Wald“

Wir, die Unterzeichner, fordern von der Landesregierung Bran-
denburg:

1.	 die Bauordnung zu ändern und höhenabhängige Ab-
stände von Windkraftanlagen (WKA) zu beschließen. 
Die Abstände sollen das 10-fache der Gesamthöhe der 
WKA zu jeglicher Wohnbebauung betragen.

Begründung: Schutz der Bevölkerung vor Gesundheitsgefahren 
und Erhöhung der Akzeptanz; dadurch kommt die Privilegie-
rung (§ 35 BauGB) nicht durchgängig zur Anwendung. Nach 
der Änderung des § 249 im BauGB sind die Länder ermächtigt, 
bis zum 31.12.2015 eigene Abstände von Windkraftanlagen 
(WKA) zu Wohnbebauungen festzulegen.

2.	 den aktuellen Windkrafterlass Brandenburgs zu än-
dern und Waldgebiete komplett von der Bebauung mit 
WKA auszuschließen.

Begründung: Die Aufstellung von WKA im Wald zerstört die 
vielfältigen Waldfunktionen nachhaltig. Wald gehört zu den ef-
fektivsten CO2-Speichern und Kühlsystemen. Das Ökosystem 
Wald funktioniert nur in einer intakten Waldstruktur und muss 
wegen der Klimaschutzziele unzerstört erhalten bleiben.

Namen und Anschriften der Vertreter und Stellvertreter:

Vertreter:	 Stellvertreter:

Thomas Jacob	 Charis Riemer
Glietzer Dorfstraße 11	 Dorfstraße 27 b
15913 Märkische Heide	 16818 Netzeband

Hans-Jürgen Klemm	 Dr. Winfried Ludwig
Havelstraße 9	 Wilmersdorfer Straße 24
16348 Wandlitz	 14547 Beelitz 
	 OT Fichtenwalde

Dr.-Ing. Wolfgang Rasim	 Dr. Regina Pankrath
Klein-Bademeuseler Straße 21	 Zur Dorfstraße 11
03149 Forst (Lausitz)	 15806 Zossen OT Schünow

Rainer Ebeling	 Wolfgang Loof
Angermünder Straße 2	 Lindower Dorfstraße 25
16278 Angermünde	 14913 Niedergörsdorf 
	 OT Lindow

Waltraud Plarre	 Lutz Ittermann
Neuhäuser Straße 18	 Kräuterweg 12
14797 Kloster Lehnin OT Lehnin	 15518 Steinhöfel
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben der Errichtung und des Betriebes 
von einer Windkraftanlage (WKA) im Landkreis 
Prignitz in 19348 Berge in der Gemarkung Berge

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz

Vom 1. Dezember 2015

Die Windplan Pirow GmbH Co. KG, Bahnstraße 7, 19348 Pi-
row beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG), am Standort Gemarkung Berge, 
Flur 4, Flurstück 6 eine Windkraftanlage des Typs Vestas V112 
zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage nach Nummer 1.6.2 V des 
Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen (4. BImSchV) sowie um die Erweiterung einer bereits 
betriebenen Windfarm als Vorhaben der Nummer 1.6.1 Spalte 1 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG).

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine Vorprü-
fung des Einzelfalles durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 03391 838542 während der Dienst-
zeiten im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Fehrbelliner Straße 4 a, Zimmer 4.2 16816 Neuruppin 
eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 76 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973), geändert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 28. April 2015 (BGBl. I S. 670)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 

S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 93 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle

Errichtung und Betrieb von neun Windkraftanlagen 
in 15936 Ihlow OT Illmersdorf und einer 

Windkraftanlage in 15936 Ihlow OT Rietdorf

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz 

Vom 1. Dezember 2015

Die Firma Windpark Dahme-Illmersdorf 1 GmbH & Co. KG 
beantragt die Genehmigung gemäß § 4 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grundstücken in 
15936 Ihlow Gemarkung Illmersdorf, Flur 1 Flurstücke 12 
und 22; Flur 2 Flurstücke 4, 8, 13, 14, 18, 20 und 32/2 sowie 
Gemarkung Rietdorf, Flur 2, Flurstück 103 zehn Windkraft-
anlagen des Typs GE 2.5-120 zu errichten und zu betreiben.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von zehn Windkraftanlagen mit einem Rotordurchmes-
ser von 120 m und einer Nabenhöhe von 120 m (Gesamthöhe 
180 m). Die elektrische Leistung jeder Windkraftanlage wird 
2,5 MW betragen. Die Inbetriebnahme der Windkraftanlagen 
ist für das IV. Quartal 2016 vorgesehen. 

Gemäß § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung zur Durchfüh-
rung des BImSchG ist für das Vorhaben die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 09.12.2015 bis einschließlich 
08.01.2016 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle Süd, Zimmer 4.27, Von-Schön-
Straße 7 in 03050 Cottbus, im Amt Dahme/Mark, Bauamt, 
Hauptstraße 48/49 in 15936 Dahme/Mark und in der Gemeinde 
Niederer Fläming, Bau- und Ordnungsamt, Dorfstraße 1a in 
14913 Niederer Fläming OT Lichterfelde ausgelegt und können 
dort während der Dienststunden von jedermann eingesehen 
werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 09.12.2015 bis einschließlich 22.01.2016 
schriftlich beim Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Postfach 
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601061 in 14410 Potsdam OT Groß Glienicke oder bei den vor-
genannten Gemeinden erhoben werden. Mit Ablauf der Ein-
wendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem 
Erörterungstermin am 24.02.2016 um 10:00 Uhr, im Gast-
hof Dümichen, Illmersdorf 38 in 15936 Ihlow OT Illmers-
dorf erörtert. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abge-
schlossen werden, wird der Erörterungstermin an den folgenden 
Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, erörtert werden. Wenn keine Einwendungen form- und 
fristgerecht erhoben wurden, findet kein Erörterungstermin 
statt.
 
Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das zuletzt durch den Artikel 76 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010  (BGBl. I 
S. 94), das zuletzt durch Artikel 93 der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474, 1490) geändert worden ist

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 5 der Verord-
nung vom 28. April 2015 (BGBl. I S. 670) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen 
in 15936 Ihlow OT Illmersdorf und 

sechs Windkraftanlagen in 15936 Ihlow OT Rietdorf

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz 

Vom 1. Dezember 2015

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG, 
Heinrich-Hertz-Straße 6 in 03044 Cottbus beantragt die Geneh-
migung gemäß § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf den Grundstücken in 15936 Ihlow Gemar-
kung Illmersdorf, Flur 1 Flurstück 15; Flur 2 Flurstücke 1, 
11 und 23 sowie Gemarkung Rietdorf, Flur 2, Flurstücke 7, 
8, 10, 23/1 und 124; Flur 3, Flurstücke 2 und 11 zehn Wind-
kraftanlagen des Typs GE 2.5-120 zu errichten und zu betrei-
ben.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von zehn Windkraftanlagen mit einem Rotordurchmes-
ser von 120 m und einer Nabenhöhe von 120 m (Gesamthöhe 
180 m). Die elektrische Leistung jeder Windkraftanlage wird 
2,5 MW betragen. Die Inbetriebnahme der Windkraftanlagen 
ist für das III. Quartal 2016 vorgesehen. 

Gemäß § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung zur Durchfüh-
rung des BImSchG ist für das Vorhaben die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 09.12.2015 bis einschließlich 
08.01.2016 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle Süd, Zimmer 4.27, Von-Schön-
Straße 7 in 03050 Cottbus, im Amt Dahme/Mark, Bauamt, 
Hauptstraße 48/49 in 15936 Dahme/Mark und in der Gemeinde 
Niederer Fläming, Bau- und Ordnungsamt, Dorfstraße 1 a in 
14913 Niederer Fläming OT Lichterfelde ausgelegt und können 
dort während der Dienststunden von jedermann eingesehen 
werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 09.12.2015 bis einschließlich 22.01.2016 
schriftlich beim Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Postfach 
601061 in 14410 Potsdam OT Groß Glienicke oder bei den vor-
genannten Gemeinden erhoben werden. Mit Ablauf der Ein-
wendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem 
Erörterungstermin am 24.02.2016 um 10:00 Uhr, im Gast-
hof Dümichen, Illmersdorf 38 in 15936 Ihlow OT Illmers-
dorf erörtert. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abge-
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schlossen werden, wird der Erörterungstermin an den folgenden 
Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, erörtert werden. Wenn keine Einwendungen form- und 
fristgerecht erhoben wurden, findet kein Erörterungstermin 
statt.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), das zuletzt durch den Artikel 76 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), das zuletzt durch Artikel 93 der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474, 1490) geändert worden ist

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 5 der Verord-
nung vom 28. April 2015 (BGBl. I S. 670) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Wegfall des Erörterungstermines zur Errichtung 
und Betrieb einer Anlage zur Behandlung von nicht 
gefährlichen Abfällen und der zeitweiligen Lagerung 

von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen 
am Standort in 14770 Brandenburg an der Havel, 

August-Sonntag-Straße 3

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz

Vom 1. Dezember  2015

Der am 9. September 2015 öffentlich bekannt gegebene Erörte-
rungstermin am 9. Dezember 2015 zum oben genannten Vorha-
ben der RECYCLINGPARK Brandenburg an der Havel GmbH 
entfällt.

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Berichtigung der Bekanntmachung auf Errichtung 
und Betrieb von drei Windkraftanlagen

in 04895 Falkenberg OT Kölsa 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz

Vom 1. Dezember 2015

Die Bekanntmachung des Antrages der Firma UKA Meißen 
Projektentwicklung GmbH & Co. KG auf Errichtung und Be-
trieb von drei Windkraftanlagen in 04895 Falkenberg OT Kölsa 
vom 10. November 2015 (ABl. S. 1202) ist zu berichtigen.

Auslegung und Einwendungen sind wie folgt zu fassen:

„Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 09.12.2015 bis einschließlich 
08.01.2016 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz Brandenburg, Genehmigungsverfahrensstelle 
Süd, Zimmer 4.27, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus und 
im Bauamt der Stadtverwaltung Falkenberg/Elster, Heinrich-
Zille-Straße 9 a in 04895 Falkenberg/Elster ausgelegt und kön-
nen dort während der Dienststunden von jedermann eingesehen 
werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 09.12.2015 bis einschließlich 22.01.2016 
schriftlich beim Landesamt für Umwelt, Gesundheit und  
Verbraucherschutz, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Post-
fach 601061 in 14410 Potsdam OT Groß Glienicke oder bei der 
vorgenannten Gemeinde erhoben werden. Mit Ablauf der Ein-



1291Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 48 vom 2. Dezember 2015

wendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.“

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

für das Vorhaben der Landwaren Prenzlau, 
Handels- und Dienste GmbH:

„Erneuerung Weiche W 111, Ertüchtigung Gleis A1 
und Verlängerung Gleis A7“

Bekanntmachung des Landesamtes für Bauen und 
Verkehr, Planfeststellungsbehörde,
gemäß § 3a des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung

Vom 13. November 2015

Die Landwaren Prenzlau, Handels- und Dienste GmbH bean-
tragte einen Verzicht auf Planfeststellung/Plangenehmigung für 
das Vorhaben: „Erneuerung Weiche W 111, Ertüchtigung 
Gleis A1 und Verlängerung Gleis A7“.

Gemäß §§ 3c und 3e des Gesetzes  über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 93 
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist, in Verbindung mit Nummer 14.8 der Anlage 1 
zum UVPG ist eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
durchgeführt worden.

Im Ergebnis dieser Einzelfallvorprüfung überzeugte sich die 
Planfeststellungsbehörde davon, dass das vorgenannte Vorha-
ben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen ha-
ben kann und stellt fest, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung unterbleibt.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar (§ 3a Satz 3 
UVPG). Die Begründung dieser Entscheidung und die ihr zu-
grunde liegenden Unterlagen können nach vorheriger telefoni-
scher Anmeldung unter der Telefonnummer 03342 4266-2111 
während der Dienstzeiten im Landesamt für Bauen uind Ver-
kehr, Dezernat Anhörung/Planfeststellung Straße und Eisen-
bahnen, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten, eingesehen wer-
den.

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Wasser- und Bodenverband „Finowfließ“

Einladung zur öffentlichen Sitzung 1/2015 
der Verbandsversammlung des Wasser- und 

Bodenverbandes „Finowfließ“

Bekanntmachung des Wasser- und Bodenverbandes 
„Finowfließ“ 

Vom 11. November 2015 

Die Verbandsversammlung 1/2015 des Wasser- und Bodenver-
bandes „Finowfließ“ findet am: 

Freitag, den 18.12.2015 um 10:00 Uhr
im Plenarsaal der Kreisverwaltung Barnim 

(Paul-Wunderlich-Haus) 
Am Markt 1, 16225 Eberswalde statt.

Tagesordnung:

TOP 1: 	 Begrüßung und Eröffnung der Sitzung durch den Ver-
bandsvorsteher

TOP 2: 	 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und 
Bekanntmachung, der Beschlussfähigkeit der Ver-
bandsversammlung und der Tagesordnung

TOP 3: 	 Protokollkontrolle der Verbandsversammlung 2/2014 
vom 19.12.2014

TOP 4: 	 Bericht des Vorstands und der Geschäftsführung
TOP 5: 	 Diskussion und Beschluss Entlastung Vorstand für 

das Jahr 2014 (Beschlussvorlage 1/2015)
TOP 6: 	 Diskussion und Beschluss Haushaltsplan 2016 (Be-

schlussvorlage 2/2015)
TOP 7: 	 Information/Sonstiges 

Die Beschlussvorlagen liegen vom 01.12.2015 bis zum 
17.12.2015 in der Geschäftsstelle (Rüdnitzer Chaussee 42, 
16321 Bernau bei Berlin) während der Geschäftszeiten zur Ein-
sichtnahme aus. 

Bernau, den 11. November 2015

Holger Lampe
Verbandsvorsteher 
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Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 19. Januar 2016, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 5, Saal 302, das im Grundbuch von Briesen 
Blatt 1518 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be-
standsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, 	 Gemarkung Briesen, Flur 1, Flurstück 1088, Ge-

bäude- und Freifläche, Wohnen, Landwirtschafts-
fläche, Ackerland, Frankfurter Str. 29 e, Größe: 
1.231 m²

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
22.10.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 148.000,00 EUR.

Nutzung: Einfamilienhaus mit Carport
Postanschrift: Frankfurter Str. 29 e, 15518 Briesen
Geschäfts-Nr.: 3 K 138/14

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 19. Januar 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Beeskow 
Blatt 4063 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be-
standsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, 	 Gemarkung Beeskow, Flur 22, Flurstück 135, Ge-

bäude- und Freifläche, Bodelschwinghstr. 4, Größe: 
81 m²

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
24.11.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 1,00 EUR.

Nutzung: leerstehendes, zweigeschossiges, abrissreifes Wohn-
gebäude im Sanierungsgebiet
Postanschrift: Bodelschwinghstr. 4, 15848 Beeskow
Geschäfts-Nr. 3 K 148/14

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 20. Januar 2016, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebäude Amtsgericht,  Müllroser Chaussee 55, 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von 
Frankfurt (Oder) Blatt 11450 eingetragenen Grundstücke, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

lfd. 
Nr.

Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe 
in qm

2 24 41/1 Gebäude- und Freifläche, 
Halbe Stadt 23, 24

1.406

5 24 44/1 Gebäude- und Freifläche, 
Halbe Stadt 23, 24

41

6 24 40/3 Gebäude- und Freifläche, 
Halbe Stadt 23

7

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
03.02.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: Gesamtausgebot wegen wirtschaftlicher Einheit: 
154.000,00 EUR. 

Das Wertgutachten kann während der Sprechzeiten im Amtsge-
richt eingesehen werden.

Postanschrift: Halbe Stadt 23 - 24, 15230 Frankfurt (Oder) 
Bebauung: Ehemaliges „Haus der Deutsch-Sowjetischen Freund-
schaft“, Gebäudekomplex, bestehend aus zwei ehemaligen klas- 
sizistischen Bürgerwohnhäusern, 1984/85 wurden beide Ge-
bäude komplex instandgesetzt, der Zuschnitt verändert sowie 
die haustechnische Erschließung verbunden und als Klubhaus 
mit Gaststätte genutzt. 
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Das Objekt liegt im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
„Ehemalige Altstadt von Frankfurt (Oder)“ und im Bereich der 
Satzung der Stadt Frankfurt (Oder) über die Unterschutzstel-
lung des Denkmalbereichs „Halbe Stadt“. Die Grundstücke 
sind als Einzeldenkmale eingetragen.
Geschäfts-Nr.: 3 K 11/14

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 21. Januar 2016, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebäude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Müllroser 
Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Frankfurt 
(Oder) Blatt 15285 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, 	 Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 55, Flurstück 7, 

Größe: 11.006 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
03.12.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 31.000,00 EUR.

Postanschrift: 	 Buschmühlenweg 22, 15230 Frankfurt (Oder)
Bebauung:	 Ruine ehemalige Gaststätte Stadthalle

Im Termin am 04.06.2015 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat.
Geschäfts-Nr.: 3 K 163/13

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 21. Januar 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Müllroser 
Chaussee 55, Saal 302, betreffend das im Grundbuch von  
Schöneiche Blatt 350 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, 	 Gemarkung Schöneiche, Flur 9, Flurstück 129, 

Größe: 849 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
21.10.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 75.000,00 EUR.

Postanschrift: 	 Karl-Marx-Straße 16, 15566 Schöneiche
Bebauung:	 Wohngebäude und Nebengebäude
Geschäfts-Nr.: 3 K 130/14

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 5. Januar 2016, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Genshagen Blatt 717 eingetragene Wohnungs- und Teileigen-
tum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, 	 81.241/1.000.000 Miteigentumsanteil an dem 

Grundstück
	 Gemarkung Genshagen, Flur 2, Flurstück 352, 

Ludwigsfelder Straße 31, Gebäude- und Freifläche, 
Wohnen, Größe 393 m²,

	 Gemarkung Genshagen, Flur 2, Flurstück 353, 
Ludwigsfelder Straße 31, Gebäude- und Freifläche, 
Wohnen, Größe 768 m²

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Dachgeschoss 
belegenen Wohnung Nr. 7 des Aufteilungsplanes nebst Keller-
raum Nr. 7, dem Balkon und Spitzboden Nr. 7 des Aufteilungs-
planes. Es bestehen Sondernutzungsrechte an dem Pkw-Stell-
platz Nr. 10.
Veräußerungsbeschränkung: Zustimmung durch Verwalter
Ausnahmen: Erstveräußerung durch Steucon Grundbesitz- und 
Beteiligungs-Aktiengesellschaft, Veräußerung im Wege der 
Zwangsvollstreckung, Veräußerung durch Gläubiger dinglich 
gesicherter Darlehen.
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Grundbuch von Genshagen Blätter 711 bis 719). Der hier einge-
tragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mitei-
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt.

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 63.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
08.10.2012 eingetragen worden. 

Die 1-Raum Wohnung (ca 53,15 m² Wohnfläche) befindet sich 
in einem Mehrfamilienhaus in Ludwigsfelde OT Genshagen, 
Ludwigsfelder Straße 31. 
Zur Wohnung gehört ein Pkw-Stellplatz.
Die nähere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
AZ: 17 K 226/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 19. Januar 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Mahlow Blatt 7035 eingetragene Erbbaurecht, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, Erbbaurecht eingetragen auf dem im Grundbuch von 
Mahlow Blatt 6959 unter lfd. Nr. 1 des Bestandsverzeichnisses 
verzeichneten Grundstücks
Gemarkung Mahlow, Flur 11, Flurstück 242, Kleiststr., Gebäu-
de- und Freifläche, ungenutzt, Größe 340 m²
in Abt. II Nr. 1 bis zum 31.12.2075. 
Der Erbbauberechtigte bedarf der Zustimmung des Eigen- 
tümers zum Abbruch, baulichen Veränderungen, Errichtung 
weiterer Bauwerke, bei Veräußerung des Erbbaurechts, sowie 
zur Belastung des Erbbaurechts mit Grundpfandrechten, Real-
lasten, Dauerwohn- und Dauernutzungsrechten.
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Als Eigentümer des belasteten Grundstücks ist eingetragen die 
Evangelische Kirchengemeinde (Pfarre) in Glasow.

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 130.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
13.11.2014 eingetragen worden. 

Das Erbbaurecht befindet sich in 15831 Mahlow, Gebrüder-
Grimm-Weg 2. Bei dem Erbbaurecht handelt es sich um ein 
Reihenendhaus (Bj. 1999/2000; Wfl. ca. 92,6 m²; Eigennut-
zung).
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
AZ: 17 K 69/14 

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
der Gemeinschaft

Im Wege der Teilungsversteigerung soll am 
Dienstag, 19. Januar 2016, 13:30 Uhr

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Gadsdorf Blatt 240 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 2, 	 Gemarkung Gadsdorf, Flur 2, Flurstück 45, Gebäu-

de- und Freifläche, Zum Kietz 6, Größe 1.400 m²
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 65.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
20.05.2014 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15838 Am Mellensee, Zum 
Kietz 6. Es ist bebaut mit einem Einfamilienhaus mit Scheune.
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
AZ: 17 K 42/14 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 21. Januar 2016, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Mahlow Blatt 8160 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, 	 Gemarkung Mahlow, Flur 18, Flurstück 699, Gebäu-

de- und Freifläche, Schulstraße 42, Größe 1.005 m²
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 235.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
23.04.2015 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15831 Blankenfelde-Mahlow, 
OT Mahlow, Schulstraße 42. Es ist bebaut mit einem Einfami-
lienhaus mit Garage.
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
AZ: 17 K 2/15 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 26. Januar 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Kloster Zinna Blatt 105 eingetragene Grundstück, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, 	 Gemarkung Kloster Zinna, Flur 1, Flurstück 173, 

Gebäude- und Freifläche, Landwirtschaftsfläche, 
Berliner Straße 41, Größe 1.610 m²

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 71.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
17.12.2014 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 14913 Jüterbog OT Kloster 
Zinna, Berliner Straße 41. Es ist bebaut mit einem Einfamilien-
haus (Doppelhaushälfte, sogenanntes Weberhaus) und einem 
Nebengebäude (Scheune/Stall).
Angaben zum Wohnhaus: leerstehend, Bj. ca. 1764, Teilsanie-
rung ca. 2005, teilunterkellert.
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
AZ: 17 K 118/14 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 28. Januar 2016, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Liepe Blatt 132 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß 
Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 2, 	 Gemarkung Liepe, Flur 1, Flurstück 14/1, Gebäu-

de- und Freifläche, Dorfstraße, Größe 96 m²,
lfd. Nr. 8, 	 Gemarkung Liepe, Flur 1, Flurstück 172, Gebäude- 

und Freifläche, Dorfstraße 8, Größe 3.369 m²
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 42.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
13.11.2014 eingetragen worden.

Das Grundstück befindet sich in 15936 Dahme/Mark, Liepe 8. 
Es ist bebaut mit einem ehemaligen Lehrlingswohnheim; Nut-
zung für Wohnzwecke, als Werkstatt und Lagerfläche.
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
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walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
AZ: 17 K 110/14 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Freitag, 29. Januar 2016, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde die im Grundbuch von 
Langenlipsdorf Blatt 265 eingetragenen Grundstücke, Be-
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1, 	 Gemarkung Langenlipsdorf, Flur 4, Flurstück 88/3, 

Landwirtschaftsfläche, Langenlipsdorf, Größe 
2.823 m²,

lfd. Nr. 2, 	 Gemarkung Langenlipsdorf, Flur 4, Flurstück 88/6, 
Gebäude- und Freifläche; Langenlipsdorf 58, Grö-
ße 2.754 m²

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 1.000,00 EUR für das Flurstück 88/3 
und auf 1.000,00 EUR für das Flurstück 88/6 festgesetzt wor-
den. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
18.12.2013 und am 29.06.2015 eingetragen worden. 

Die Grundstücke befinden sich in 14913 Niedergörsdorf 
OT Langenlipsdorf, Langenlipsdorf 58. Das Flurstück 88/6 ist 
bebaut mit zwei Gebäuden, der Gebäudezustand ist ruinös. Das 
Flurstück 88/3 ist eine besondere Fläche der Landwirtschaft. 
Dort wurde etlicher Unrat und Altreifen abgelagert. Die Grund-
stücke sind stark verwildert.
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
AZ: 17 K 157/13

Zwangsversteigerung      
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 4. Februar 2016, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Wohnungsgrund-

buch von Luckenwalde Blatt 9847 eingetragene Wohnungs- 
eigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1,	 3441,77/10000 Miteigentumsanteil an Luckenwal-

de, Flur 5, Flurstück 231, Grabenstraße 4; Gebäu-
de- und Freifläche; Gewerbe und Industrie, Größe 
550 m²

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Ober-
geschoss 2 des Aufteilungsplanes, mit Keller Nr. 2 des Auftei-
lungsplanes

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 130.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
18.10.2013 eingetragen worden. 

Die 6-Zimmer Wohnung (rd. 197 m² Wohnfläche) befindet sich 
in einem 4-WE-Mehrfamilienhaus in Luckenwalde; Graben-
straße 4. 
Die nähere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.

Im Termin am 15.07.2014 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte die Hälfte des grundstückswertes nicht erreicht hat.
AZ: 17 K 60/13 

Güterrechtsregistersachen

Amtsgericht Strausberg

GR 165
Frau Nicola Elvira Wieland geb. Lehmann, geb. am 08.11.1973,
Herr Thorsten Günther Wieland, geb. am 11.01.1970,
15366 Neuenhagen, Hauptstr. 122
Durch notariellen Vertrag vom 19.06.2013 ist Gütertrennung 
vereinbart.
Eingetragen am 27.10.2015 unter GR 165.
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NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufruf

Der Verein „Offene Türen“ e. V., Oderberger Str. 8, 16225 Ebers-
walde, ist zum 20.10.2014 aufgelöst worden.
Die Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den 
Verein bis zum 4. Dezember 2016 bei nachstehend genannten 
Liquidatoren anzuzmelden:

Dr. med. A. Grimmberger geb. Nowotny, geb. 20.01.1953, 
Eberswalde

Weihmann-Radecke, Kerstin geb. Weihmann, geb. 05.12.1958, 
Schorfheide
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